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STANDPUNKT

Von der Maut
lernen
Uwe Kalbe über Analogien im
Länderdialog mit der EU

Es kommt für den Beobachter
nicht darauf an, sachliche Be-
gründungen der EU in den Ver-
handlungen mit Griechenland
über die Maßen ernst zu nehmen.
Offenkundig geht es vor allem um
Machtdemonstration, um eine
Demütigung der linken Regierung
in Athen, wie das Beharren der
EU-Kommission auf Rentenkür-
zungen in Griechenland zeigt, die
neben dem Kniefall von SYRIZA
vor den Institutionen auch einen
Bruch der eigenen Wahlverspre-
chen bedeuten würden. Doch
nicht verzagen, SYRIZA! Von
Deutschland kann man auch für
den Dialog mit Brüssel viel ler-
nen. Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt von der CSU
macht es gerade vor.
Im Kampf um die Maut nur für

Ausländer macht er geltend, dass
die EU nicht hineinzureden habe
in die autonomen Entscheidungen
einzelner Länder. Eigenständig-
keit bei der Steuererhebung ge-
höre zu den Grundprinzipien der
Europäischen Union. Wieso sollte
das bei der Rente anders sein?
Wenn also Dobrindt aus Brüs-

sel hörte, man verlange ja aus-
drücklich keine Rücknahme der
Maut, sondern lediglich die
schrittweise Abschaffung der
großzügigen Sonderregelung für
deutsche Autofahrer, eine effizi-
ente Verwaltung und die Zusam-
menführung der verschiedener
Mautregelungen für In- und Aus-
länder, was würde er sagen? Na-
türlich, was er schon gesagt hat.
Dass Brüssel »keinerlei Kompe-
tenz habe, hier etwas anzumer-
ken«. Deshalb der Rat an SYRIZA:
Lernt von der Maut, holt euch
den Dobrindt nach Korinth!

Athen geht auf
Gläubiger zu
Regierung zu Verhandlungen bereit /
EU-Kommission brach Gespräch ab

Berlin. Die SYRIZA-geführte Regierung ist im
Streit mit den Gläubigerinstitutionen um ein
Reformpaket »jederzeit« bereit, an den Ver-
handlungstisch zurückzukehren. Wie das Bü-
ro von Ministerpräsident Alexis Tsipras am
Montag mitteilte, wartet die Regierung auf
eine entsprechende »Einladung der Institu-
tionen« und werde positiv darauf reagieren.
Kurz zuvor wurde zudem bekannt, dass Grie-
chenland die Vorgabe der Gläubiger akzep-
tieren wolle, in diesem Jahr einen Primär-
überschuss von einem Prozent zu erreichen.
Die EU-Kommission hatte ein Treffen mit

Vertretern Griechenlands, der Europäischen
Zentralbank (EZB) und des Internationalen
Währungsfonds am Sonntagabend in Brüssel
wegen »erheblicher Differenzen« ergebnislos
beendet. »Es liegt jetzt ausschließlich an der
griechischen Seite, auf das großzügige Ange-
bot der drei Institutionen einzugehen«, sagte
der Sprecher von Bundesfinanzminister Wolf-
gang Schäuble. Auch EZB-Chef Mario Draghi
sieht den Ball »unbestreitbar im Feld der grie-
chischen Regierung«. Der Europaabgeordne-
te Fabio De Masi (LINKE) kritisiert dagegen
die Gläubiger. »SYRIZA hat 47 Seiten Refor-
men geliefert. Die Gläubiger haben mit fünf
Seiten Kürzungsmist geantwortet«, so De Ma-
si gegenüber »nd«.
Unterdessen weitet sich der Streit in der

SPD über die Haltung der Bundesregierung
zu Tsipras aus. Generalsekretärin Yasmin Fa-
himi verteidigte die Aussagen von SPD-Chef
Sigmar Gabriel, die SYRIZA-geführte Regie-
rung verhalte sich unverantwortlich gegen-
über »deutschen Arbeitnehmern und ihren
Familien«. Juso-Vorsitzende Johanna Ueker-
mann fordert indes ein Umdenken in der Kri-
senpolitik. »Es reicht mir mit den Betonköp-
fen, die noch immer an ihrer gescheiterten
Sparpolitik für Griechenland festhalten«, so
Uekermann zum »nd«. Agenturen/nd Seite 2

Das heimliche Verzweifeln
Suizid ist in Deutschland noch immer ein Tabuthema – das soll sich jetzt ändern

Berlin. Menschen, die sich aus Verzweiflung,
Vereinsamung oder fehlender Wertschätzung
selbst töten wollten, suchen Hilfe. Oft be-
kommen sie die aber nicht. So der Tenor ei-
nes Antrags (18/5104) der Fraktion der Grü-
nen im Bundestag. Suizid sei in Deutschland
nach wie vor stark tabuisiert. So würden Ge-
fährdungen häufig nicht erkannt.
Rund 30 Prozent der statistisch erfassten

Selbstmorde werden demnach von Menschen
über 65 Jahren verübt. Fehlende soziale Kon-
takte und Einsamkeit, Hilfsbedürftigkeit und
Pflegebedürftigkeit durch chronische Erkran-
kungen, aber auch Altersarmut und das Ge-

fühl, zur Last zu fallen, würden als Gründe für
Alterssuizide genannt. Statistische Daten et-
wa aus Thüringen zeigen dabei, dass sich
Selbsttötungen gehäuft nicht etwa in der ver-
meintlichen Anonymität großer und größerer
Städte ereignen, sondern in strukturschwa-
chen ländlichen Regionen, die vom Abbau so-
ziokultureller Treffpunkte sowie Verkehrs-
verbindungen geprägt sind.
Die Bedürfnisse und Nöte dieser Menschen

fänden sich nur teilweise und unzureichend
in den Debatten über Palliativversorgung und
Suizidbeihilfe wieder, stellen die Bundes-
tagsgrünen in ihrem Antrag fest. Es sei daher

eine gesellschaftliche Aufgabe, für eine Ver-
besserung der Informations- und Aufklä-
rungsarbeit zu sorgen – wie auch für bessere
Lebensbedingungen gerade in soziokulturel-
ler Hinsicht.
Konkret fordern die Grünen in ihrem An-

trag eine Aufklärungskampagne sowie einen
Gesetzentwurf mit Angeboten, die Gefährde-
ten bei der Bewältigung beruflicher und fa-
miliärer Krisen helfen sollen. Es müssten Bun-
desmittel für eine systematische Erforschung
und Bewertung von Suizidpräventionspro-
grammen und Behandlungsangeboten be-
reitgestellt werden. nd Seite 3
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UNTEN LINKS

Wer weiß, wo der Ball liegt, ge-
winnt die Eurokrise. Und der Sie-
ger ist: Deutschland. Schon am 24.
März hatte der Berliner Ballbeauf-
tragte Jäger, der im Nebenberuf
Sprecher des Finanzministers ist,
gesagt: »Der Ball ist und bleibt im
Spielfeld der griechischen Seite.«
Offenbar wollte das niemand hö-
ren, weshalb Jäger Ende April
wiederholte, dass »der Ball defini-
tiv im Spielfeld der Griechen
liegt«. Man zog sogar den CDU-
Außenpolitiker Röttgen zu Rate,
der am 8. Juni feststellte: »Der
Ball ist jetzt im Spielfeld von Grie-
chenland.« Tags darauf bestätigte
dies auch CSU-Spielführerin
Hasselfeldt: »Der Ball liegt im
Spielfeld von Griechenland.« Noch
genauer wusste es am 13. Juni der
CDU-Haushälter Rehberg: »Der
Ball liegt eindeutig im Spielfeld
der griechischen Regierung, der
Ball liegt in Athen.« Leider konn-
ten ihn »die Spieltheoretiker«
(Sigmar Gabriel) von SYRIZA dort
nicht aufspüren. Kein Wunder: Am
Samstag hat Griechenland auf den
Färöern verloren. Sie haben ein-
fach den Ball nicht gefunden. tos

Schlepper bezahlt, Flüchtlinge dämonisiert
Die internationale Migrationskrise nimmt immer bizarrere Formen an / UNO und Amnesty entsetzt

Flüchtlingskrise von Jakarta bis
Wien: Während die UNO die rei-
chen Staaten geißelt, streiten
diese um ihr Regelwerk.

Berlin. Die australischeMarine hat
Ende Mai indonesischen Men-
schenschleppern je 5000 US-Dol-
lar gezahlt, damit diese ein
Flüchtlingsboot zurückbringen.
Diese Erklärung von Migranten
gegenüber der indonesischen Po-
lizei hat jetzt das Hochkommis-
sariat der Vereinten Nationen für
Flüchtlinge bestätigt. Australische
Zollbeamte sollen fünf Schlep-
pern »Bündel mit druckfrischen
Dollarnoten zugesteckt« haben,
bevor diese das Boot wendeten
und sich auf den Rückweg mach-
ten. Die Flüchtlinge erlitten spä-
ter an einem Riff vor der indone-
sischen Insel Roti Schiffbruch und
wurden von Fischern gerettet.
Nachdem australische Minister

bestritten hatten, dass Australien
Menschenschlepper bezahle, äu-
ßerte sich Premierminister Tony

Abbott weniger kategorisch: »Die
australische Regierung wird tun,
was immer notwendig ist, um die-
sen bösen Handel zu stoppen.«
Amnesty International erhebt

derweil schwere Vorwürfe: Die
internationale Gemeinschaft habe
in der Flüchtlingskrise bislang
»kläglich versagt«. Auch durch die
Politik der EU seien viele Men-
schen unnötig gestorben. In ei-
nem am Montag in Beirut vorge-
stellten Bericht erklärt die Men-
schenrechtsorganisation, die
Flüchtlingskatastrophe könne nur
gelöst werden, wenn die interna-
tionale Gemeinschaft sie als glo-
bales Problem verstehen und be-
handeln würde. Amnesty fordert
deshalb einen Krisengipfel.
Der UN-Hochkommissar für

Menschenrechte beklagt zudem
die weitreichende Ausgrenzung
von Flüchtlingen in Industrie-
staaten. »Ich bin schockiert und
beschämt von der häufigen Dä-
monisierung, die Flüchtlingen in
wohlhabenden, friedlichen Län-

dern entgegenschlägt«, sagte Said
Raad al-Hussein zum Beginn der
dreiwöchigen Sitzung des UNO-
Menschenrechtsrats amMontag in
Genf. Gerade in Syrien mit seinen

elf Millionen Vertriebenen müsse
sich beweisen, was dieWelt zu tun
bereit sei. »Migranten sind in kei-
ner Weise eine Belastung«, sagte
Hussein. »Als Arbeiter, Konsu-
menten und Steuerzahler tragen
sie einen erheblichen Teil zum
Wirtschaftswachstum bei, wie
zahlreiche Studien belegen.«
Die Flüchtlingskrise an der ita-

lienisch-französischen Grenze

wird unterdessen zu einem Streit-
fall zwischen den Regierungen in
Rom und Paris. Italiens Innenmi-
nister Angelino Alfano nannte die
Vorfälle amMontag einen »Schlag
ins Gesicht Europas«, denn die
Flüchtlinge wollten nicht in Itali-
en bleiben. Frankreichs Innenmi-
nister Bernard Cazeneuve pochte
auf die Einhaltung der europäi-
schen Regeln, denen zufolge Ita-
lien sich um die Flüchtlinge küm-
mern müsse. An der Grenze zwi-
schen Italien und Frankreich sit-
zen etwa 200 Flüchtlinge fest. Die
italienische Polizei hatte am
Samstag einen Sitzstreik der afri-
kanischen Migranten beendet, die
ihre Einreise nach Frankreich er-
zwingen wollten.
Die österreichischen Behörden

bearbeiten vorerst keine neuen
Asylanträge mehr. Wegen der
großen Anzahl der Anträge sei ei-
ne Schwerpunktsetzung nötig,
sagte Innenministerin Johanna
Mikl-Leitner (ÖVP) am Montag.
Agenturen/nd Seite 6

»Migranten sind in
keiner Weise eine
Belastung.«
Said Raad al-Hussein,
UN-Hochkommissar für
Menschenrechte

Wechsel an der
Fraktionsspitze
Wagenknecht und Bartsch als
Nachfolger von Gysi vorgeschlagen

Berlin. Die Vorsitzenden der Linkspartei ha-
ben SahraWagenknecht und Dietmar Bartsch
als Nachfolger des scheidenden Bundestags-
fraktionsvorsitzenden Gregor Gysi vorge-
schlagen. Die beiden bisherigen Stellvertre-
ter wurden am Montag in einer Sitzung des
geschäftsführenden Parteivorstands von Kat-
ja Kipping und Bernd Riexinger nominiert.
»Damit haben wir es geschafft, einen rei-
bungslosen Übergang für eine neue Frakti-
onsführung zu schaffen«, erklärte Riexinger.
Der Vorschlag sei ohne Gegenstimme ange-
nommen worden. Der 57-jährige Bartsch
wird dem Reformerlager in der LINKEN zu-
gerechnet, die 45-jährige Wagenknecht gilt
dem linken Flügel zugehörig.
Gysi hatte vor rund einer Woche auf dem

Parteitag in Bielefeld erklärt, dass er nach
zehn Jahren an der Fraktionsspitze nicht wie-
der kandidieren will. In Ostwestfalen hatte
er dafür geworben, Bereitschaft zur Regie-
rungsbeteiligung zu zeigen. Bartsch zeigte
sich skeptisch zu einer rot-rot-grünen Option
nach der Bundestagswahl. »Augenblicklich
deutet kaum etwas darauf hin, dass es 2017
auf der Bundesebene eine Koalition ohne die
Union geben könnte«, sagte er der »Ostsee-
Zeitung«. Das wolle er jedoch ändern.
Wagenknecht erklärte in der »Bild«-Zei-

tung mit Blick auf eine mögliche rot-rot-grü-
ne Koalition: »Wir werden uns an keiner Re-
gierung beteiligen, die Sozialabbau und Pri-
vatisierungen vornimmt oder die Bundes-
wehr zuKampfeinsätzen ins Ausland schickt.«
Dass sie sich nach anfänglicher Ablehnung
nun doch dazu entschieden habe, an die Spit-
ze der Fraktion zu treten, begründete Wa-
genknecht mit der breiten Unterstützung aus
der Linkspartei.
DieWahl der neuen Fraktionsspitze soll am

13. Oktober stattfinden. Agenturen/nd

Stan Laurel 125:
Kein Dick ohne Doof

Ihre Filme lehren:
Die Katastrophe kommt,
weil man glücklich sein

will. Das ist der
eigentliche Witz.

Aber immer nur für
den anderen.
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Die Rentenlüge
und Gabriels
Kommunisten
Tom Strohschneider über zwei
Linien im Kampf um den Dunst
über den Stammtischen

Die Diskussion über die neue Re-
gierung in Athen und die in Berlin
orchestrierte Krisenpolitik der
Gläubiger war seit Januar immer
auch eine über den Kampf um die
öffentliche Meinung hierzulande.
Kann man dazu noch was Neues
beitragen? Man kann.
Denn was bei aller Diffamie-

rung von SYRIZA-Politikern, vor
lauter neoliberalen Sprach-Ras-
tern und einer allgegenwärtigen
Rhetorik der Alternativlosigkeit,
welche die Wahlentscheidung der
Griechen nicht zu respektieren
gedenkt – was bei all dem doch
noch überrascht: dass die SPD es
schafft, die Union und deren Cla-
queure rechts zu überholen.
Das Manöver gelang mit einem

Satz ihres Vorsitzenden Sigmar
Gabriel: »Wir werden nicht die
überzogenen Wahlversprechen
einer zum Teil kommunistischen
Regierung durch die deutschen
Arbeitnehmer und ihre Familien
bezahlen lassen.« Das sind drei
Standards aus dem ideologischen
Arsenal der Rechten in einem
Atemzug: die Anrufung des
»deutschen Arbeiters«, der Anti-
kommunismus und der Schutz ei-
nes imaginierten nationalen »Wir«
gegen angeblich geldbezogen-
gierige Gelüste aus dem Ausland.
Gabriel hat seine Duftmarke

nicht zufällig im Fachblatt für sol-
chen Dunst gesetzt. IG-Metall-
Vorstand Hans-Jürgen Urban hat
vor nicht allzu langer Zeit mit
Blick auf die Berichterstattung
über Griechenland gefordert:
»Wenn Blätter wie die ›Bild‹-Zei-
tung hetzen und die Wahrheit
verdrehen, dann muss die Gesell-
schaft reagieren.« Gabriel hat re-
agiert – mit Anschluss an die Het-
ze.
Während der SPD-Chef ver-

sucht, das nationalistische Bauch-
gefühl zu nutzen, zielt die Union
auf den rentenpolitischen Hinter-
kopf. Wie Sprechautomaten äu-
ßern CDU-Politiker dieser Tage
wieder und wieder eine Botschaft:
»Die Griechen haben ein durch-
schnittliches Renteneintrittsalter
von 56,3 Jahren, bei uns liegt das
bei 64.« So wörtlich am Montag-
morgen Unionsfraktionsvize Mi-
chael Fuchs, so ganz ähnlich am
Abend zuvor der CDU-Politiker
Wolfgang Bosbach in der Sendung
»Jauch«. Zuvor hatte die Zahl 56,3
ihre Runde durch Zeitungen ge-
macht – jedoch: Es handelt sich
um das angepeilte Rentenein-
trittsalter im öffentlichen Dienst
Griechenlands.
Das der Beschäftigten in der

Privatwirtschaft liegt bei 60,6
Jahren – das durchschnittliche
Renteneintrittsalter aller Griechen
lag laut OECD 2012 unter Män-
nern bei 61,9 Jahren und unter
Frauen bei 60,3 Jahren. In
Deutschland, auch all jene einbe-
zogen, die aus gesundheitlichen
oder anderen Gründen früher in
Rente gehen, gehen die Leute laut
OECD im Schnitt mit etwa 61,8
Jahren in Rente.
Wer wollte, konnte das schon

vor der »Jauch«-Sendung wissen.
Doch Aufklärung hat es schwer in
diesen Zeiten.

Jusos distanzieren sich von Gabriel
Linke Sozialdemokraten kritisieren Aussagen des Parteichefs über SYRIZA / SPD-Spitze will harten Kurs gegen griechische Regierung

Die Sozialdemokraten streiten über
ihre Griechenlandpolitik. Die Juso-
Vorsitzende Johanna Uekermann
mahnte SPD-Chef Sigmar Gabriel,
er sollemehrMitgefühlmit der grie-
chischen Bevölkerung zeigen.

Von Aert van Riel

In der SPD mehren sich die Stim-
men, die einen härteren Kurs gegen
die von der Linkspartei SYRIZA do-
minierte griechische Regierung un-
terstützen. Nach einer Sitzung der
Parteispitze am Montag erklärte Ge-
neralsekretärin Yasmin Fahimi, dass
alle Anwesenden den Aussagen des
Parteivorsitzenden Sigmar Gabriel
zugestimmt hätten. Dieser hatte sich
einen heftigen populistischen Ausfall
geleistet. Gabriel hatte behauptet,
dass die Griechen versuchten, die
Bundesrepublik und Europa zu er-
pressen. Zudem wurde er mit den
Worten zitiert: »Wir werden nicht die
überzogenen Wahlversprechen einer

zum Teil kommunistischen Regie-
rung durch die deutschen Arbeit-
nehmer und ihre Familien bezahlen
lassen.« In Wirklichkeit hatte die grie-
chische Regierung in den Verhand-
lungen versucht, den Gläubigern klar-
zumachen, dass etwa weitere Ren-
tenkürzungen für die Griechen nicht
zumutbar sind. Wenn beide Seiten
nicht bis zum Ablauf des Hilfspro-
gramms am Monatsende eine Eini-
gung erreichen, droht Griechenland
das Ausscheiden aus der Eurozone.
FahimiwarfderRegierung inAthen

vor, sich unverantwortlich zu ver-
halten. »Wir wollen nicht, dass Grie-
chenland aus dem Euro ausscheidet,
aber Solidarität ist keine Einbahn-
straße«, sagte die SPD-Generalse-
kretärin. Bei einem Euro-Austritt des
Landes bestehedieGefahr, dass es »ei-
ne Art Schubumkehr der europäi-
schen Integration« geben könnte. »Ich
glaube, das können wir uns nicht leis-
ten.« Fahimi rief die Griechen zu
»ernsthaften Verhandlungen« auf. Bei

diesen sollen offenbar die internati-
onalen Geldgeber die Bedingungen
für die Südosteuropäer diktieren.
Befeuert wird der Kurs der SPD-

Spitze von Vertretern des konserva-
tiven Parteiflügels. Deren Sprecher
Johannes Kahrs sagte der »Rheini-
schen Post«, dass in der SPD-Bun-

destagsfraktion die Griechenland-
Unterstützung zu bröckeln beginne.
Dagegen übten linke Sozialdemo-
kraten heftige Kritik an ihrer eigenen
Parteiführung. »Es reicht mir mit den
Betonköpfen, die noch immer an ih-
rer gescheiterten Sparpolitik für Grie-

chenland festhalten«, teilte die Juso-
VorsitzendeJohannaUekermanndem
»nd« mit. Von einem SPD-Vorsitzen-
den erwarte sie »mehr Mitgefühl mit
der griechischen Bevölkerung und
klaren Widerspruch zu der konser-
vativen Mär von ›deutschen Hilfsgel-
dern‹«. Fakt sei, dass Deutschland die
Rettung Griechenlands, also das En-
de dieses brandgefährlichen Spiels,
bislang keinen Eurowert gewesen sei.
Uekermann sprach sich dafür aus,
Griechenland mehr Zeit und finanzi-
elle Spielräume zu gewähren.
Die Bundestagsabgeordnete und

Chefin des linken SPD-Vereins DL 21,
Hilde Mattheis, forderte im Kurz-
nachrichtendienst Twitter, es müsse
Schluss sein mit Griechenland-Ba-
shing und dem Herbeireden des Gre-
xit, also einem Ausscheiden Athens
aus der Eurozone. Mattheis zitierte
Kanzlerin Angela Merkel: »Scheitert
der Euro, scheitert Europa.«
Doch viele Politiker in Merkels Par-

tei drohenmit diesem Szenario, wenn

die Verhandlungen mit der griechi-
schen Regierung nicht zu ihrer Zu-
friedenheit verlaufen sollten. »Ein
Grexit ist notfalls hinzunehmen,wenn
die griechische Regierung nicht end-
lich das tut, was alle von ihr verlan-
gen, nämlich dass notwendige Re-
formen umgesetzt werden«, sagte der
Parlamentsgeschäftsführer der Uni-
on, Michael Grosse-Brömer, im ZDF.
In der LINKEN sorgt die Grie-

chenlandpolitik der Bundesregierung
einmal mehr für Empörung. Gabriel
und EU-Parlamentspräsident Martin
Schulz müssten eigentlich Forderun-
gen nach einem weiteren »Sozial-
kahlschlag in Griechenland« verhin-
dern, erklärte Linksfraktionsvize Sah-
ra Wagenknecht. »Stattdessen heizen
sie die Stimmungsmache gegen die
griechische Regierung an und wollen
von ihrweitere Rentenkürzungenund
Mehrwertsteuererhöhungen erpres-
sen.« Das Verhalten führender SPD-
Vertreter nannte Wagenknecht »eine
Schande für die Sozialdemokratie«.

»Es muss Schluss sein
mit Griechenland-
Bashing und dem Her-
beireden des Grexit.«
Hilde Mattheis, SPD

Brüsseler Geduldspiele
gegen griechische Ernsthaftigkeit
Eine Einigung zwischen Athen und den Gläubigerinstitutionen steht weiter aus

Eine als letzte Gelegenheit ange-
kündigte Verhandlungsrunde
brachte kein Ergebnis im Streit zwi-
schen Griechenland und den Gläu-
bigerinstitutionen. Tags darauf be-
wegte sich erneut nur Athen.

Von Katja Herzberg

Nach 45Minuten war Schluss. Es dau-
erte keine Stunde, bis EU-Kommissi-
onspräsident Jean-Claude Juncker ein
Treffen mit dem Verhandlungsteam
der griechischen Regierung und Ver-
tretern der anderen Gläubigerinstitu-
tionen von Europäischer Zentralbank
(EZB) und Internationalem Wäh-
rungsfonds (IWF) am Sonntagabend
beendete. Es gebe bei den diskutier-
ten Reformen für das vom Staats-
bankrott bedrohte Griechenland ei-
nen deutlichen Unterschied zwischen
den Plänen der Geldgeber und
Athens, teilte ein Kommissionsspre-
cher anschließend in Brüssel mit.
Er wollte dies anders als so man-

ches deutsche »Leitmedium« nicht als
endgültiges Scheitern der Gespräche
und damit als Schritt Richtung »Gre-
xit« verstanden wissen. »Präsident
Juncker bleibt überzeugt, dass mit
verstärkten Reformanstrengungen auf

der griechischen Seite und politi-
schemWillen auf allen Seiten eine Lö-
sung bis Monatsende gefunden wer-
den kann«, so der Sprecher weiter. Die
griechische Regierung hat das Aus-
bleiben einer Einigung dagegen da-
mit begründet, dass die Vertreter der
Institutionen selbst angaben, gar kei-
ne Entscheidung fällen zu können.
»Trotz der Anwesenheit der griechi-
schen Delegation in Brüssel hat es von
Seiten der Institutionen keinerlei Be-
mühungen darum gegeben, die Ge-
spräche auf entscheidungsbefugter
Ebene fortzuführen und so zur Lö-
sung der noch offenen Fragen zu kom-
men«, erklärte Vizeregierungschef
Gianis Dragasakis am Sonntag.
Am 30. Juni läuft das schon zwei

Mal verlängerte Kreditprogramm für
Griechenland auf europäischer Seite
aus. Ohne Einigung droht Athen die
Pleite. Die Regierung muss bis Mo-
natsende 1,6 Milliarden Euro an den
IWF zurückzahlen und benötigt dafür
einen Teil der 7,2 Milliarden Euro, die
die Institutionen zurückhalten.
Die Verhandlungen sollen nach

dem Willen Junckers nun in der Eu-
rogruppe fortgesetzt werden, die am
Donnerstag in Luxemburg tagt. Da-
bei dürfte es um weitere Einsparun-

gen im griechischen Haushalt gehen,
die die Gläubiger verlangen. Aus
Athen hieß es erneut, die Forderun-
gen seien »absurd«. Ministerpräsi-
dent Alexis Tsipras hat etwa das Be-
harren auf weitere Kürzungen der
Renten kritisiert. Griechenland wer-
de dennoch »geduldig warten, bis die
Institutionen in der Realität ankom-
men«, zitierte ihn die linksgerichtete
Athener Zeitung »Efimerída ton Syn-
taktón« am Montag. Seine Regierung
wünsche sich »ernsthaft«, dass es ei-
ne Lösung gibt, fügte er hinzu.
EinenSchritt dahinmachte sie denn

auch am Montag. So akzeptierte die
SYRIZA-geführte Regierung die Vor-
gabe der Gläubiger, in diesem Jahr ei-
nen Primärüberschuss, also einen
Haushaltssaldo ohne Schuldendienst,
von einem Prozent zu erreichen. Dies
teilte die EU-Kommission in Brüssel
mit. BislanghatteAthen auf einemZiel
von maximal 0,75 Prozent beharrt,
was dem Land geringere Einsparun-
gen abverlangen würde.
Der griechische Finanzminister Ya-

nis Varoufakis sieht nun die Instituti-
onen amZug. »Endlich sindwir an den
Punkt gelangt, wo die Partner Ent-
scheidungen treffen müssen«, sagte
Varoufakis dem SYRIZA-Sender »Sto

Kokkino«. Athen spiele keine Spiele
und bluffe nicht, betonte er. Athen ha-
be den Gläubigern mehrere alterna-
tive Vorschläge für Sparmaßnahmen
gemacht. Diese aber bestünden wei-
ter auf Rentenkürzungen. Griechen-
land werde dem nie zustimmen.
Von der Forderung nach Renten-

kürzungen distanzierte sich derweil

die EU-Kommission. »Die internatio-
nalen Institutionen verlangen aus-
drücklich nicht, individuelle Renten-
bezüge zu senken, sondern dringen
auf eine schrittweise Abschaffung
großzügiger Frühverrentungsrege-
lungen und eine effizientere Verwal-
tung durch eine Zusammenführung
verschiedener Rentenprogramme«,
sagte Kommissionssprecherin Annika
Breidthardt. Damit wären Einspa-

rungen von einem Prozent der jähr-
lichen Wirtschaftsleistung möglich.
Dem entgegnet der Europaabge-

ordnete Fabio De Masi (LINKE), SY-
RIZA habe trotz des mittlerweile im
EU-Vergleich überdurchschnittlichen
Renteneintrittsalters selbst bereits
vorgeschlagen, die Frühverrentung
einzuschränken, die wegen der Job-
vernichtung durch die Kürzungspro-
gramme der vergangenen Jahre als
eine Art Arbeitslosenversicherung
wirkte. »Die Rentenansprüche sollen
an das versteuerte Einkommen ge-
koppelt werden, um Steuerehrlich-
keit zu fördern. Die Gläubiger wollen
aber den kleinen Rentnern ins Porte-
monnaie, obwohl die bereits erfolg-
ten Rentenkürzungen der Troika ver-
fassungswidrig waren«, erklärte De
Masi gegenüber »nd«. Der Wirt-
schaftspolitiker wirft den Institutio-
nen vor, nicht als seriöse Verhand-
lungspartner aufzutreten. »SYRIZA
hat 47 Seiten Reformen geliefert. Die
Gläubiger haben mit fünf Seiten Kür-
zungsmist geantwortet«, so De Masi.
Er spricht sich zudem für einen Schul-
denerlass für Hellas aus. »Wer kein
Einkommen erwirtschaftet, kann we-
der Schulden bedienen noch den
Haushalt sanieren.«

»Endlich sind wir an den
Punkt gelangt, wo die
Partner Entscheidungen
treffen müssen.«
Yanis Varoufakis,
griechischer Finanzminister

Die Zeit für Verhand-
lungen zwischen
Griechenland und den
Gläubigerinstitutionen
wird immer knapper
und der Ton gegenüber
der SYRIZA-geführten
Regierung immer rau-
er. Während Athen
weitere Zugeständnisse
macht, erhöhen EU-
Vertreter, die Bundes-
regierung und Medien
den Druck auf Tsipras.

Die griechische Regierung hat ihre »ro-
ten Linien« in den Verhandlungen mit
den Gläubigerinstitutionen stets öffent-
lich gemacht – sie ist sogar von man-
chen abgerückt. Welche Haltelinien sich
EU und IWF gesetzt haben, bleibt der-
weil unklar.
Foto: dpa/Orestis Panagiotou
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Sachsen am
häufigsten
lebensmüde
Suizide sind rückläufig,
aber Hilfe dabei
spaltet die Gemüter

10 076 Menschen setzen im Jahr
2013 ihrem Leben selbst ein En-
de. Vorsätzliche Selbstbeschädi-
gung nennt das die Statistik vor-
nehm umschreibend. Sie zählte
vor zwei Jahren dreimal so viel
Männer wie Frauen, die diesen
Vorsatz wahr machten. Jeder 100.
Todesfall ist ein Suizid. Durch ihn
sterben mehr Menschen als durch
Verkehrsunfälle, Mord und Tot-
schlag, illegale Drogen und Aids
zusammen. Am häufigsten neh-
men sichMänner zwischen 45 und
55 das Leben. Die höchste Selbst-
tötungsrate hatte 2013 Sachsen,
gefolgt von Sachsen-Anhalt, Bay-
ern, Thüringen und Schleswig-
Holstein. Die geringste Rate gab
es in Nordrhein-Westfalen.
Mitte der 70er Jahre war die

Anzahl der Suizidtoten doppelt so
hoch wie heute, obwohl die Ra-
ten einen leichten Anstieg auf-
weisen. Viele Beobachter führen
die gesunkenen Fallzahlen darauf
zurück, dass Selbsttötungen kein
Tabu mehr sind und psychischen
Problemen mehr Aufmerksamkeit
gewidmet wird. Offenbar gelingt
es häufiger, Menschen zu helfen.
Nach Ansicht der Grünen im Bun-
destag muss allerdings mehr ge-
tan werden, um Selbsttötungen –
besonders unter alten Menschen
zu verhindern. Suizidgedanken
würden häufig nicht rechtzeitig
erkannt, die Hilfen reichten nicht,
heißt es in einem aktuellen An-
trag, diese Situation zu ändern.
Den Zusammenhang zwischen

der Suizidhäufigkeit und den ge-
sellschaftlich bedingten Lebens-
lagen der Bevölkerung bestätigte
vor einigen Monaten eine groß
angelegte Studie der Universität
Zürich. Sie konnte belegen, dass
sich weltweit jährlich rund 45 000
Menschen im Jahr das Leben neh-
men, weil sie keine Arbeit haben
oder jemand in ihrem Umfeld von
Arbeitslosigkeit betroffen ist. An-
hand von Daten aus 63 Ländern
zeigten die Forscher auch, dass die
Zahl aller Suizide, die in der Fi-
nanzkrise im Jahr 2008 direkt
oder indirekt mit der Arbeitslo-
senrate im Zusammenhang stan-
den, neunmal so hoch ist wie bis-
lang angenommen. »Pro Jahr steht
weltweit etwa jeder fünfte Suizid
direkt oder indirekt mit Arbeits-
losigkeit in Verbindung«, sagt Au-
tor Carlos Nordt von der Psychi-
atrischen Universitätsklinik Zü-
rich.
Suizid ist in Deutschland eben-

so wenig verboten wie die Beihil-
fe zum Suizid. Obwohl keine be-
sorgniserregenden Anstiegstrends
zu beobachten sind, wird derzeit
im Bundestag eine Debatte über
ein Gesetz zum assistierten Suizid
vorbereitet. Bislang gibt es vier
Positionen: Eine fraktionsüber-
greifende Gruppe von Abgeord-
neten will »geschäftsmäßige«
Sterbehilfe verbieten. Die Gruppe
um Renate Künast (Grüne) will
Sterbehilfeorganisationen erlau-
ben und die Bedingungen dafür
regeln. Eine Gruppe um die Ab-
geordneten Peter Hintze (CDU)
und Karl Lauterbach (SPD) will
Ärzten die Beihilfe zum Suizid
ausdrücklich gestatten. Der CDU-
Abgeordnete Patrick Sensburgwill
jede Beihilfe zum Suizid mit bis zu
fünf Jahren Haft ahnden. ott

Aus Einsamkeit, nicht Liebe
Suizid ist nicht nur ein Tabu, sondern auch mit Mythen behaftet. In Thüringen beginnt nun eine Debatte darüber
Etwa 300 Menschen nehmen sich
alleine inThüringen jährlichdas Le-
ben. Meist sind es ältere Men-
schen, der Schwerpunkt liegt im
ländlichen Bereich. Eine soziale
Herausforderung, so Experten.

Von Sebastian Haak, Erfurt

Mehr als alle anderen Schriftsteller
der klassischen »westlichen« Litera-
tur haben wohl Shakespeare und
Goethe das gesellschaftliche Bild von
Selbstmördern geprägt – und das be-
reits seit einigen Generationen.
Shakespeares Tragödie »Romeo und
Julia« und Goethes Roman »Die Lei-
den des jungen Werthers« sind of-
fenbar so wirkmächtig, dass die jun-
gen Liebenden, die sich in beiden Ge-
schichten aus Liebeskummer das Le-
ben nehmen, seit Jahrhunderten als
Idealtypen derer gelten, die sich selbst
dem Tod überantworten.
So ungebrochen populär ist die

Vorstellung, dass Selbstmörder junge
Menschen seien, die aus unerfüllter
Liebe heraus Suizid begehen, dass
zum Beispiel auch in der Musik der
jüngsten Vergangenheit dieses Motiv
immer wieder auftaucht. Shakes-
peare schrieb im 16. Jahrhundert von
Romeo und Julia, Goethe zwei Jahr-
hunderte später über Werther. Zur
Jahrtausendwende landet die finni-
sche Band HIM mit ihrem Song Join
Me in Death (»Begleite mich in den
Tod«) einen weltweiten Hit. In
Deutschland schaffte es das traurig-
schöne Lied sogar auf Platz eins der
Singlecharts.
Die Realität des Selbstmordes sieht

indessen ganz anders aus. Sie ist we-
sentlich unromantischer und häufig
deutlich schmerzerfüllter, als es in der
Populärkultur regelmäßig scheinen
will, wo Selbstmörder von einem Au-
genblick auf den nächsten aus dem
Leben scheiden. Vor allem aber sind
es in der Realität nicht vorwiegend
jüngere Menschen, die sich das Le-
ben nehmen. Es sind vor allem Älte-
re. Die Thüringer SPD fordert nun ei-
ne ganz große gesellschaftliche De-
batte über diese Realität – und erhält
dafür viel Zuspruch von jenen, die
sich für die Belange ältere Menschen
einsetzen; auch, weil sie fürchten,
dass die Zahl der Suizidenten an-
steigen könnte. Weil die Rahmenbe-
dingungen, die oft zu Suiziden füh-
ren, aller Voraussicht nach auf dem
Vormarsch sind. Weil die Hilfsange-
bote, die es für selbstmordgefährdete
Menschen gibt, auch in einer zuneh-
mend alternden Gesellschaft primär
auf jüngereMenschen fokussiert sind.
So wirkmächtig ist der Mythos, den
Shakespeare und Goethe geschaffen
haben, dass er sich selbst in der psy-
chosozialen Betreuung zu reprodu-
zieren scheint.
Seit ziemlich genau zehn Jahren

nehmen sich in Thüringen nach den
Daten des Landesamtes für Statistik
etwa 300 Menschen jährlich das Le-
ben, in ganz Deutschland sind es pro
Jahr einige Tausend. Die Zahl der
Selbstmörder im Freistaat ist damit
inzwischen relativ konstant, nach-
dem sie bis 2005 ziemlich kontinu-
ierlich gesunken war. 1980 hatte es
noch fast 900 Selbstmorde auf dem
Gebiet des heutigen Freistaats gege-
ben, 1990 waren es etwa 670 gewe-
sen. Bei all diesen Zahlen muss man
berücksichtigen, dass nur erfolgrei-
che Suizide von den Statistikern er-
fasst werden. Zu Suizidversuchen gibt
es keine validen Angaben.
Dass es besonders im Herbst oft

Suizide gebe, wenn ohnehin alles
grau und düster scheint, ist dabei
ebenso ein Mythos wie die umge-
kehrte Annahme, dass gerade das
schönste Frühlingswetter Menschen
mit Schatten auf der Seele zum Äu-
ßersten treibe. Einen typischen »Su-
izidmonat« gibt es den Daten nach
nicht. Vor zwei Jahren kam es imMai
zu den meisten Selbsttötungen in
Thüringen. Vor drei Jahren im Au-
gust. Vor vier Jahren im November.
Dass unter den Selbstmördern in

der Mehrzahl ältere Menschen sind,
das belegen die Zahlen des Landes-
amtes ebenso wie die Erfahrungen
von Jan Steinhaußen, der als Ge-
schäftsführer des Landesseniorenra-
tes in Thüringen arbeitet. Vor allem
ab etwa dem 75. Lebensjahr, sagt er,
steige die Zahl der Suizidenten »dra-
matisch an«. Diese Lebensjahre, sagt
er, seien die Zeit, in der Menschen

häufig verwitweten, in der sie an ei-
ner Vielzahl von teils schweren
Krankheiten gleichzeitig litten, in der
sie zunehmend vereinsamten, auch
weil sie nicht mehr so mobil seien wie
zuvor – manchmal alleine aus finan-
ziellen Gründen.
»All das führt zu Depressionen, die

dann bei manchen von ihnen in
Selbsttötungen enden«, sagt Stein-
haußen. Nicht selten geraten nach
seinen Schilderungen die Betroffe-

nen – nachdem sie mit Krankheit oder
mit Armut oder mit dem Tod ihres
Partners umgehen müssen – in einen
Teufelskreis, von dem sie glauben,
sich ihm nur noch durch den Tod ent-
ziehen zu können.
In den nüchternen Zahlen der Sta-

tistiker sieht das so aus: Von den 294
Thüringern – davon 230 Männer –,
die sich 2013 das Leben nahmen, wa-
ren 63 zwischen 50 und 60 Jahre alt,
48 zwischen 60 und 70 Jahre, 49 zwi-

schen 70 und 80 Jahre. Damit lag zum
Beispiel der Anteil der 70- bis 80-Jäh-
rigen unter allen Selbstmördern bei
etwa 17 Prozent, an der Gesamtbe-
völkerung des Landes hatte diese Al-
tersgruppe aber nur einen Anteil von
etwa zwölf Prozent.
Zum Vergleich: Der Anteil der 20-

bis 30-jährigen Selbstmörder lag da-
mals knapp unter sieben Prozent.
Diese Altersgruppe hatte aber einen
Anteil an der Gesamtbevölkerung von

mehr als elf Prozent.
Forderungen aus der Thüringer

SPD, die Hintergründe der relativ ho-
hen Selbstmordrate bei älteren Men-
schen aus der gesellschaftlichen Ta-
buzone zu holen, diese Fakten und
Zusammenhänge zu debattieren und
dann etwas dagegen zu tun, stoßen
sowohl bei Steinhaußen als auch bei
Vertretern des Thüringer Hospiz- und
Palliativverbandes – zu dem eine ei-
gene Akademie gehört – auf viel Zu-
stimmung. Zwar betonen sie alle, Su-
izide seien bei aller Dramatik des Ein-
zelfalls doch eher ein gesellschaftli-
ches Randphänomen. Doch altert die
Bevölkerung derzeit rapide – und
steht, zumal im Osten, der Bundes-
republik in den nächsten Jahrzehn-
ten eine wahre Welle von Altersar-
mut bevor. Vor diesem Hintergrund
ist Steinhaußen nicht alleine, wenn
er davor warnt, dass die Zahl der
Selbsttötungen speziell bei Älteren
und damit auch insgesamt steigen
wird.
Die Landtagsabgeordnete Eleono-

re Mühlbauer (SPD) hatte jüngst kri-
tisiert, dass es in Freistaat kein flä-
chendeckendes Netz an Beratungs-
angeboten für Suizidgefährdete je-
den Alters gebe. Landesweit gesehen
seien die Hilfsangebote nicht ausrei-
chend. »Problematisch sind auch die
zum Teil sehr langen Wartezeiten auf

einen Termin bei Psychiatern und
Psychotherapeuten. Diese Zeit haben
besonders Menschen mit schweren
seelischen Erkrankungen und akuten
Problemlagen zumeist nicht«, sagt die
Politikerin.
Steinhaußen geht in solcher Kri-

tik noch einen Schritt weiter: Viel zu
oft, sagt er, seien Beratungs- und
Hilfsangebot für suizidgefährdete
Menschen überhaupt nicht auf Älte-
re ausgerichtet, sondern nur auf Jün-
gere. Deshalb würden die Anzeichen
für eine Selbstmordgefährdung bei
Älteren von Ärzten viel zu häufig
nicht erkannt. Das sei nicht nur in
Thüringen so, sondern überall in
Deutschland. Bei Selbstmord ebenso
wie beim Kampf gegen Alkoholis-
mus, gegen Medikamentenabhän-
gigkeit, gegen Rechtsextremismus.
Die Zielgruppe von Kampagnen,
Schulungen und Ähnlichem seien
stets nur Jüngere. Dabei gebe es auch
unter Senioren Alkoholkranke, Me-
dikamentenabhängige, Rechtsextre-
me. Und eben potenzielle Selbst-
mörder.
Der Leiter der Thüringer Hospiz-

und Palliativakademie, Marcus
Sternberg, will die von Mühlbauer
eingeforderte Debatte ebenso wie die
Sozialdemokratin und Steinhaußen
möglichst breit führen. Was es frei-
lich schwer machen wird, dabei
schnell zu konkreten Ergebnissen zu
kommen. Alle drei argumentieren, es
brauche gesamtgesellschaftliche
Veränderungen, damit Ältere sich
nicht weiterhin in so großer Zahl das
Leben nähmen.
»Die wachsende Isolierung und

Vereinsamung älterer Menschen for-
dert die Gesellschaft fraglos heraus,
gemeinsam nach Möglichkeiten zu
suchen, älter werdenden Menschen
glaubhaft das Gefühl zu vermitteln,
mit ihren Lebenserfahrungen und
noch vorhandenen Fähigkeiten
nachwachsende Generationen be-
reichern zu können«, sagt Sternberg.
Was nichts anderes heißt, als dass
Senioren besser als bislang in Sport-
vereine integriert werden müssen, in
Volkshochschulkurse, in Nachbar-
schaftsverbände – und zwar nicht die
Älteren unter die Älteren, sondern
die Älteren unter die Jüngeren.
Aus der Hospizarbeit, sagt Stern-

berg, wisse man, »dass hinter den
Worten ›Ich will sterben!‹ oftmals die
Aussage ›Ich kann so nicht mehr le-
ben!‹ steht«. Und solche Verzweif-
lung muss nicht in Todessuche en-
den, wenn man das Leben, so wie es
ist, verändert.

Arm, alleine und ländlich
Um das Thema Suizid ranken sich viele Mythen. Zum Bei-
spiel derjenige, es seien meist junge, noch nicht gefestigte
Menschen, die sich das Leben nähmen. Doch davon kann
kaum die Rede sein. In Thüringen etwa waren in den ver-
gangenen Jahren gerade die 70- bis 80-Jährigen bei
Selbsttötungen überrepräsentiert.
Ebenfalls ein Mythos ist die durch Literatur geprägte

Vorstellung von enttäuschter Liebe als Grund für eine ty-
pische Selbsttötung. Die Daten des Thüringer Landesamtes
für Statistik lassen erahnen, dass Einsamkeit ein zentrales
Motiv ist: Häufig geschehen Selbstmorde nämlich nicht in
den größeren Städten des Landes, sondern vor allem in

den ländlichen Regionen, wo Mobilität und soziale Teil-
habe im Alter noch viel schwerer aufrechtzuerhalten sind,
als dort, wo es immerhin Straßenbahnen, Busse und Mög-
lichkeiten gibt, Menschen kennenzulernen.
Gab es beispielsweise 2013 in Erfurt 20, in Jena elf und

in Weimar sieben Selbstmorde, waren es im Landkreis
Schmalkalden-Meiningen 24, im Wartburgburgkreis sogar
25 – so viele wie nirgends sonst in Thüringen.
Nach Regionen betrachtet fällt zudem auf, dass vor al-

lem das besonders ländlich geprägte und strukturschwa-
chen Ostthüringen im Freistaat einen Schwerpunkt von
Suizidtaten ausmacht. nd

Foto: iStock/eelnosiva

»Die wachsende Isolie-
rung und Vereinsamung
älterer Menschen
fordert die Gesellschaft
fraglos heraus.«
Marcus Steinberg, Hospiz-
und Palliativakademie
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Den Banken sollte das private
Geld entzogen werden

Zu »Und immer wieder Grexit«,
15.6., S. 2
Sollte die EU ernst machen und die
Griechen zum Austritt aus dem Eu-
ro quälen, sollten wir hier schon
mal dazu aufrufen, alles Geld, was
privat machbar ist, den hiesigen
Banken zu entziehen! Bei den jet-
zigen Zinsen ist es eh egal, ob die
Knete auf der Bank liegt oder »un-
ter dem Kopfkissen«.
Eva Willig, Berlin

Bei Kosovo hatte Washington
keine Bedenken

Zu G7 und Russland
Leider wird das Feindbild Russland
wie zu Zeiten des Kalten Krieges
gepflegt und Bedrohungsszenarien
entworfen. Es wird versucht, zu
»beweisen«, dass nach der Krim
auch andere russisch besiedelte
Gebiete – nicht nur in der Ukraine
– auf der »Speisekarte« Putins ste-
hen.
Übrigens: Keine Bedenken be-

züglich Grenzänderungen hatte
Washington 2008, als es um die
Abspaltung Kosovos von Serbien
ging. Schließlich galt es hier, Bel-
grad, einen traditionellen Verbün-
deten Moskaus, zu schwächen.
Jürgen Frick, Dessau-Roßlau

Man sollte an diese
Voraussagen denken

Zu »Klassenkampf und Machtfrage«,
12.6., S. 10
Dr. Klaus Zumwinkel, damaliger
Vorstandsvorsitzer der Deutschen
Bundespost, äußerte sich im »Bun-
destag Report« (Ausgabe August
1994) zur künftigen »Deutsche
Post AG« ab 1.1.1995: »Die Akti-
engesellschaft ist die in der
Marktwirtschaft bewährte Rechts-
form für ein Unternehmen unserer
Größe und damit Grundvorausset-
zung erfolgreichen unternehmeri-
schen Handelns. Neben der Be-

schaffung privaten Kapitals …
können langfristig die Wirtschaft-
lichkeit des Unternehmens und
damit auch die Arbeitsplätze der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gesichert werden.«
In derselben Ausgabe wird auch

der damalige Vorsitzende der Post-
gewerkschaft Kurt von Haaren zi-
tiert: »Schon heute betreiben die
Vorstände der drei Postunterneh-
men eine drastische Personalkos-
tensenkung. Mit der Privatisierung
wird sich das in verschärfter Gang-
art fortsetzen. Denn dann zählen
auf dem Wachstumsmarkt der
Kommunikation nur noch private
Gewinninteressen, kommt inner-
halb der Unternehmerpost die Logik
der Gewinnmaximierung im Inte-
resse von Aktionären voll zum Tra-
gen.«
Zwei Voraussagen vor zehn Jah-

ren zur Post. Man sollte an sie
denken, wenn z. B. über das Frei-
handelsabkommen TTIP gespro-
chen wird.
Erhard Römer, Berlin

Eine erhellende Kolumne
in einer klaren Sprache

Zu »Krawallpost von Erdogans
Groupies«, 12.6., S. 4
Vielen Dank an Fabian Köhler für
seine erhellende Kolumne, auch
für seine klare Sprache. Für mich
ergibt sich daraus freilich eine
weitere Frage: Wie entstehen in so
durchaus unterschiedlichen Län-
dern wie es die Türkei und
Deutschland sind, so ähnliche re-
aktionäre Bewegungen, wie es
»Erdogans Groupies« und Pegida
sind? Das wäre das mal ein inte-
ressantes Thema für Ihre Wochen-
endbeilage.
Bernd Friedrich, Leipzig

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Den Präzedenzfall vermieden
Roland Etzel zur Abreise von Sudans Präsident aus Südafrika

Der sudanesische Präsident Baschir ist heraus aus Südafrika. Die Regie-
rung in Pretoria sieht sich nun herber Kritik ausgesetzt, weil sie, so eine
Menschenrechtsorganisation, jetzt »für das Tolerieren von Massenmord
an Afrikanern« stehe. Das kann man so sehen. Bei den zahlreichen bluti-
gen Unruhen in Sudan seit Baschirs Machtantritt im Jahre 1993 sind
Zehntausende Bürger des Landes ums Leben gekommen. Wenn man es
nur von einer Seite aus betrachtet, ist der Hauptschuldige dafür Baschir.
Wem allerdings an einem realistischen Szenario für die Erzielung von

innerem Frieden gelegen ist, der wird einräumen müssen, dass die Krimi-
nalisierung nur einer Seite in einem Bürgerkrieg bei der Konfliktlösung
selten hilfreich war. Diesem Vorwurf der Einseitigkeit sieht sich der Inter-
nationale Strafgerichtshof, der den Haftbefehl ausstellte, nicht zum ersten
Mal ausgesetzt. Er hat diesen Vorwurf bisher nicht entkräftet.
Südafrikas Regierung entschied sich am Ende für das vermutlich klei-

nere Übel. Man ist einem Präzedenzfall aus dem Wege gegangen, denn es
steht außer Frage, dass der sudanesische Präsident niemals eingereist
wäre, wenn ihm Pretoria nicht Unversehrtheit garantiert hätte. Seine
Verhaftung wäre mithin Wortbruch gewesen und hätte Südafrikas über-
ragende Stellung auf dem Kontinent schwer in Mitleidenschaft gezogen.

Oma Else hat verstanden
Silvia Ottow über die Behandlungsfehlerstatistik der Ärztekammern

Es ist erst vier Wochen her, dass an dieser Stelle über medizinische Behand-
lungsfehler gesprochen werden musste. Damals waren es die Krankenkassen,
die über 14 000 Beschwerden nachgegangen waren und in jedem vierten Fall
tatsächlich einen Fehler gefunden hatten. Nun zogen die Ärztekammern
nach, die ebenfalls solche Vorfälle untersuchen, knapp 1900 Fälle bestätigt
fanden und auch gleich die Erklärung parat haben: Arbeitsüberlastung. Von
Pfusch könne nicht die Rede sein, so ein Ärztefunktionär, denn dieser impli-
ziere Gleichgültigkeit und dieselbe gebe es bei Medizinern nicht.
Wenn das so ist, dann wird man in den nächsten Wochen bestimmt von

aufsehenerregenden Initiativen hören. Zum ersten werden Krankenkassen,
Ärztekammern, Gerichte und Haftpflichtversicherer ihre Statistiken zusam-
menlegen, damit man endlich einen Überblick bekommt, was tatsächlich
schiefgeht. Zum zweiten werden sich alle Krankenhäuser über eine einheitli-
che Fehlerkultur verständigen, was sie ja bis heute nur punktuell für nötig
halten. Zum dritten werden Patienten, die sich beschweren, von Kassen und
anderen Stellen nicht mehr monatelang hängen gelassen und als Bittsteller
behandelt. So ist es ja jetzt in den meisten Fällen. Und die Qualitätsberichte
der Krankenhäuser werden in Kürze so abgefasst, dass sie auch Oma Else
versteht. Damit wäre zumindest schon mal der Verwaltungspfusch beseitigt.

Atomares Manko
Olaf Standke über die weltweiten Kernwaffenbestände

Dass weniger durchaus mehr sein kann, gilt leider auch für Atomwaffen.
Die globale Zahl der nuklearen Sprengköpfe ist im vergangenen Jahr er-
neut gesunken. 500 weniger haben die Wissenschaftler des renommierten
Stockholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI in ihrem am Montag vor-
gelegten jüngsten Report erfasst. Zu Jahresbeginn hatten die neun Atom-
mächte USA, Russland, Großbritannien, Frankreich, China, Indien, Pakis-
tan, Israel und Nordkorea damit 15 850 Kernwaffen in ihren Arsenalen.
Allerdings ist das weiter eine schier wahnwitzige Overkill-Kapazität.

Weltweit werden heute etwa 4300 Kernwaffen einsatzbereit gehalten,
was sogar 300 mehr als noch im Vorjahr sind, vor allem in Russland und
in den USA. Keiner will seine Arsenale in absehbarer Zeit aufgeben. Nicht
weniger schwer fällt ins Gewicht, dass fast alle Atomwaffenstaaten die
Modernisierung ihrer Massenvernichtungsmittel vorantreiben und die
nukleare Schlagkraft auf diesem Wege erhöhen. Sicherer wird die Welt so
nicht. Während die Überprüfungskonferenz zum Atomwaffensperrvertrag
mit seiner Verpflichtung zur umfassenden Abrüstung unlängst kläglich
gescheitert ist, wird kostenintensiv an der Neuentwicklung von Nuklear-
waffen und Trägersystemen gearbeitet. Das ist die schlechte Nachricht des
SIPRI-Reports.

FLATTERSATZ

Liebe Freund!
Andreas Koristka über großzügige Angebote von freundlichen Geschäftsleuten und Videochats mit hübschen Kanzlerinnen

Das Internet steckt voller Möglich-
keiten. Wer sie nutzen möchte, muss
nur schnell genug reagieren. Aber
leider ist man oft nicht der Erste, der
dem umtriebigen südafrikanischen
Geschäftsmann Zach Botha 5000
Euro überweist, damit dieser seine
Reise nach Europa antreten kann,
um einem die »$14 300,00 (vier-
zehnmillionendreihundert US Dol-
lar)« eigenhändig zu überbringen,
die er bei einer »routinen uberpru-
fung in mein bank« gefunden hat.
Wenn man schließlich überweist,
kann man lange auf eine Antwort
vom Kollegen Botha warten,
schließlich hat der schon längst die
Summe von einem anderen Glückli-
chen erhalten und bestreitet gerade
die beschwerliche Reise von Kap-
stadt zu dessen Wohnsitz in Grimma-
Süd.
Diese Erfahrung haben selbstver-

ständlich auch deutsche Parlamen-
tarier gemacht. Deshalb verwundert
es nicht, dass 15 ganz Eilige sofort
reagierten, als sie eine Nachricht der
Kanzlerin erhielten, in welcher Mer-
kel sie zu einer wichtigen Videokon-
ferenz einlud. Endlich, mögen die
Parlamentarier gedacht haben, hatte
sich ihre nervenaufreibende Arbeit
im Ausschuss »Verkehr und Digita-
les« gelohnt. Sie waren all die Jahre
hartnäckig drangeblieben, hatten für
die Nordumfahrung Falkensee ge-
kämpft und – ohne sich da jetzt be-
sonders aufspielen zu wollen – das
ein oder andere Dorf in Mecklenburg
hatte seinen DSL-Anschluss auch ih-
rer Arbeit zu verdanken.
Jetzt kam die Belohnung, das

kleine geile Kanzlerinnen-Incentive,
auf das sie so lange hatten warten
müssen. Mit einem Mal standen sie
mit den großen dieser Welt in einer
Reihe, die Angela Merkel mit ihrer
persönlichen Bekanntschaft adelte:
mit Barack Obama, dem Papst und

Philipp Mißfelder. Wer hätte das ge-
dacht, als sie vor Jahren ihre Och-
sentour in Castrop-Rauxel begannen,
als sie sprichwörtlich Dreck fraßen
auf jedem erdenklichen Bauernmarkt
der Region? Jetzt also endlich der
Payback! Und man kann nur vermu-
ten wie ihre Augen strahlten, als sie
die Betreffzeile lasen: »Hübsche
Kanzlerinnen in deiner Nähe erwar-
ten dich im Videochat!«
Doch das Internet steckt nicht nur

voller Möglichkeiten, manchmal ist
es auch randvoll mit bodenlosen
Enttäuschungen. Es stellte sich he-
raus, dass die Abgeordneten hinter-
listig getäuscht wurden. Denn die

verheißungsvolle E-Mail stammte
nicht von der besten deutschen Re-
gierungschefin seit Gerhard Schrö-
der, sondern von russischen Hackern
(Putin). Diese hatten ihren Virus so
raffiniert getarnt, dass die Parla-
mentarier darauf hereinfallen muss-
ten. Nun ist die gesamte IT im Bun-
destag kaputt. Nichts geht mehr,
weder E-Mail-Anhang noch die auf-
wändig eingespeisten Geburtstags-
kalender. Es ist das schlimmste
Computerunglück seit der Millenni-
um-Bug am Morgen des 1.1.2000
das gesamte Leben des Planeten
gnadenlos ausmerzte.
Nun spielen einige den Vorfall

herunter. Allerdings muss man im
Auge behalten, dass Cyberwar eine
ernsthafte Sache ist. Wie es das Wort
schon sagt, bleibt auch er ein gott-
verdammter Krieg. Und in Zeiten, in
denen in Syrien und anderswo Milli-
onen Unschuldiger leiden und getö-
tet werden, kann sich die Welt eine
zusätzliche militärische Katastrophe
wie jetzt im Bundestag geschehen
kaum mehr leisten. Umso wichtiger
wird es sein, dass wir alle gemein-
sam und entschlossen reagieren. Die
Zeiten, in denen wir blauäugig jeder
E-Mail vertrauten, müssen ein für
alle mal vorbei sein. Seien wir wach-
sam! Nicht jede Gewinnbenachrich-
tigung über 15 Millionen Euro ist
echt, nicht jede Penisvergrößerungs-
pille ihr Geld wert.
Doch vielleicht wird gesunde

Skepsis eines Tages nicht mehr ge-
nügen, um der Angriffe aus dem
Netz Herr zu werden. Schon jetzt
diskutiert man in der Union zähne-
knirschend die Aufhebung des
Schengen-Abkommens. Wahr-
scheinlich wird bald jede Mail an der
deutschen Grenze kontrolliert wer-
den müssen. Zu verdanken hätten
wir es mal wieder den Feinden der
Freiheit: den Russen.

Andreas Koristka
ist Redakteur des Satiremagazins
»Eulenspiegel«.
Foto: nd/Camay Sungu

PERSONALIE

Weiße Schwarze
Von Jürgen Amendt

Wodurch wird die Identität eines
Menschen bestimmt? Durch das
biologische Geschlecht, durch die
ethnische Herkunft – oder doch
durch die äußere und/oder selbst-
gewählte Zuschreibung zu einer
bestimmten Gruppe? In Zeiten, in
denen die Gesellschaft beginnt zu
akzeptieren, dass Menschen, die
als Junge oder Mädchen geboren
wurden, sich später dazu ent-
scheiden, eine andersgeschlecht-
liche Identität anzunehmen, las-
sen sich diese Fragen nicht mehr
eindeutig beantworten. Wenn es
aber Transgender gibt, gibt es dann
auch Transracial, also z.B. das
Phänomen, dass jemand, der als
Weißer geboren wurde, eine
schwarze Identität annimmt und
vom Rest der Gesellschaft auch so
betrachtet wird?
Diese Frage lässt sich nach der-

zeitigem Kenntnisstand am Bei-
spiel von Rachel Dolezal mit Ja be-
antworten. Die 37-Jährige mit
dunklem Teint und krausen Haa-
ren ist in den USA seit vielen Jah-
ren als schwarze Bürgerrechtsak-
tivistin bekannt und sieht sich in
dieser Funktion häufig mit Hass-
Mails und rassistischen Bedro-
hungen konfrontiert. Anfang des
Jahres wurde sie in Spokane im
Bundesstaat Washington zur Vor-
sitzenden der lokalen Vertretung
der National Association for the
Advancement of Colored People
(NAACP) gewählt, einer der äl-
testen und einflussreichsten
schwarzen Bürgerrechtsorganisa-

tionen in den USA. An der Uni-
versität in Washington lehrt sie zu-
dem seit Jahren im Fachbereich
»African Studies«. In ihrer Biogra-
fie verweist Dolezal auf ihre afro-
amerikanische Abstammung.
Alles gelogen, behaupten jetzt

ihre Eltern. Als Beleg präsentier-
ten sie der Öffentlichkeit ein Fo-
to, auf dem ihren Angaben zufol-
ge Rachel als Teenager zu sehen
sein soll: mit glatten blonden
Haaren, heller Haut und Som-
mersprossen. Die Vorfahren sol-
len aus Deutschland und Tsche-
chien stammen.
Ist Rachel Dolezal also eine

Lügnerin?Wieman’s nimmt, denn
letztlich ist Identität immer eine
Selbstzuschreibung. Von Medi-
envertretern angesprochen, re-
agierte Rachel Dolezal jedenfalls
trotzig. Ja, sagte sie, sie bezeich-
ne sich weiterhin als Schwarze.

Rachel Dolezal will als Farbige
gesehen werden.
Screenshot: YouTube
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Russisches Hackertool ist längst internationaler Standard
Moskau ist selbst Opfer von Angriffen und fordert seit Jahren einen weltweit verbindlichen Internet-Verhaltenskodex

Russland gilt inzwischen verbreitet
als Wurzel aller Übel. Doch es hat
auch selbst genugmit Angriffen aus
dem Cyberspace zu tun.

Von Irina Wolkowa, Moskau

Moskaus Auslandsnachrichtendienst
SWR soll den bisher schwersten Ha-
ckerangriff auf den deutschen Bun-
destag im Mai zu verantworten ha-
ben. Kreml, Außenamt und Medien
sahen bisher keinen Kommentie-
rungsbedarf. Sogar kritische Cyber-
experten warnen vor Vorverurtei-
lung.
Russische Hacker, so ein Experte

von Kaspersky Lab, jenem Moskauer
Unternehmen, das zu den Welt-
marktführern bei Sicherheitssoft-
ware zählt, hätten zwar an Mimikatz
– dem Spähtool, mit dem auch der
Bundestag abgeschöpft wurde – mit-
gestrickt. Dafür, dass der Angriff auf
ihr Konto geht, gebe es jedoch keine
Indizien. Mimikatz sei längst Stan-
dardsoftware der internationalen
Hackergemeinschaft.
Zwar sei richtig, so heißt es bei Ka-

sperski, dass die weltweit meisten Cy-
berangriffe derzeit von Servern aus-
gehen, die in Russland und in China
stehen. Der Verdacht, dass die dorti-
gen Regierungen, die die nationalen
Segmente des Internet umfassend
kontrollieren und teilweise sogar re-
gulieren, die Hand im Spiel haben,
liege nahe. Doch wahrscheinlich sei-
en es kriminelle Vereinigungen, die
auf eigene Faust agierten.
Oder war es die NSA? Das Kas-

persky-Team hatte erst im Februar

innovative Malware entdeckt, mit der
PC-Festplatten von Regierung und
Militär in über 30 Staaten infiziert
waren. Wegen Ähnlichkeitenmit dem
Netz-WurmStuxnet, mit demdie USA
das iranische Kernforschungspro-
gramm lahm legenwollten, stehendie
Angreifer, die bei Kaspersky Lab als
»Cyber Gruppe Equation« firmieren,
unter dringendem Verdacht, von der
NSA in die Spur geschickt worden zu
sein.
Die Malware war auch auf russi-

schen Regierungscomputern entdeckt
und unschädlich gemacht worden.
Kremlsprecher Dmitri Peskow be-

richtete von mehreren Hundert, mit-
unter auch Tausenden Cyberattacken
täglich. Es gebe Versuche, bei Telefo-
naten vonPräsidentWladimir Putin zu
lauschen, Internetverbindungen zu
stören, Websites oder Nutzerkonten
des Präsidentenamtes zu knacken und
unter Kontrolle zu bringen. Die meis-
ten Hackerangriffe kämen aus dem
Ausland.
Besorgt sind Kreml, Außen- und

Telekommunikationsministerium vor
allem über von Edward Snowden
aufgedeckte US-Pläne zu regelrech-

ten »Schlachten im Internet«. Mos-
kau fordert einen weltweit verbind-
lichen Internet-Verhaltenskodex. Te-
lekommunikationsminister Nikolai
Nikiforow möchte die Materie in ei-
nem internationalen Abkommen re-
geln lassen, dessen Einhaltung die
UNO kontrolliert. Einen Entwurf leg-
ten die Mitglieder der von Russland
und China dominierten Schanghai-
Gruppe der Weltorganisation schon
im Januar vor. Auf der Vollver-
sammlung im September könnte da-
rüber abgestimmt werden. Sinn hät-
te ein solches Abkommen jedoch nur,
wenn auch die USA unterzeichnen
und ratifizieren. Das indes glauben in
Moskau nicht einmal Optimisten.
Die derzeit geltende Doktrin setz-

te Putin kurz nach seiner Wahl im
März 2000 in Kraft. Die flächende-
ckende Verbreitung des Internets war
damals noch fern, trotzdem be-
schreibt das Dokument die Bedro-
hungen für Russland bereits sehr
klarsichtig: Verschärfung des inter-
nationalen Konkurrenzkampfs bei der
Beschaffung von Informationen und
Informationstechnologien.
In den seither vergangenen 15

Jahren hätten sich die Realitäten
»dramatisch verändert«, heißt es im
Entwurf der neuen Doktrin, deren Er-
arbeitung der Nationale Sicherheits-
rat im April beschloss. Absoluten Vor-
rang hat neben Sicherheit der Ver-
bindungen und der Verarbeitung von
Informationen die Entwicklung ein-
heimischer Hard- und Software, die
international konkurrenzfähig ist.
Moskau fürchtet, der Westen könnte
seine Sanktionen wegen der Ukrai-

ne-Krise verschärfen und auch die
Elektronikbranche unter das Embar-
go fallen.
Unter der Rubrik »potenzielle Be-

drohungen« listet der Entwurf der
neuen Doktrin auch »politische, wirt-
schaftliche, militärische und ge-

heimdienstliche Strukturen des Aus-
lands« auf – vor allem aus Staaten mit
»Hegemonialanspruch«, die Moskau
virtuell aus dem Weltraum, in inter-
nationalen Gewässern und sogar auf
russischen Hoheitsgebiet angreifen
könnten.

In Moskau glauben
nicht einmal
Optimisten, dass die
USA ein internationales
Internet-Abkommen
unterschreiben.

Politik
u neues deutschland Dienstag, 16. Juni 2015

*

5

4
Beginn

18.30 UhrDienstag, 23. Juni 2015

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

»War die DDR 
ein Unrechtsstaat?«
Ein Begriff, die friedliche Revolution 
von 1989 und das Erbe der Wende

Philipp Lengsfeld (CDU) und Steffen 
Bockhahn (DIE LINKE) im Gespräch mit 
nd-Chefredakteur Tom Strohschneider
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Der Bundestag kommt
in Sachen Cybersi-
cherheit nicht zur Ru-
he. Jetzt ist offenbar
ein neues Datenleck
aufgetaucht. Auslöser
war eine sogenannte
Phishing-Mail mit dem
Absender von Angela
Merkel. Unterdessen
haben sich die Justiz-
minister der Europäi-
schen Union auf eine
Datenschutzreform
geeinigt.

EU-Minister
planen mehr
Datenschutz
Weitere Nachbesserungen
von Kritikern gefordert

Luxemburg. In Europa sind neue
Spielregeln für den Datenschutz
im Internet vorgesehen. Europas
Nutzer sollen damit mehr Rechte
und einen besseren Schutz ihrer
Daten gegenüber großen Inter-
netkonzernen wie Google und
Facebook erhalten. Auf eine ent-
sprechende Datenschutzreform
verständigten sich die EU-Justiz-
minister am Montag in Luxem-
burg. Nun können Verhandlun-
gen mit dem Europaparlament
beginnen. »Wir sind heute ein gu-
tes Stück vorangekommen«, kom-
mentierte EU-Justizkommissarin
Vera Jourová. Bürger und Unter-
nehmen dürften zeitgemäße Be-
stimmungen erwarten, »die mit
den jüngsten technologischen
Entwicklungen Schritt halten«.
Zu der Neuregelung gehört das

»Recht auf Vergessen«, bei dem
Bürger personenbezogene Daten
und Fotos im Web löschen lassen
können. Einer Weiterverarbei-
tung ihrer Daten müssen die Nut-
zer demnach ausdrücklich zu-
stimmen. Bei Beschwerden ist die
nationale Datenschutzbehörde
der Ansprechpartner. Internet-
konzerne müssen bei Verstößen
Bußgelder von bis zu zwei Pro-
zent ihres Jahresumsatzes zahlen.
Außerdem ist beabsichtigt, dass in
allen 28 EU-Ländern gleich hohe
Standards gelten sollen – bisher
war dies unterschiedlich geregelt.
Datenschutz-Oasen soll es in Eu-
ropa nicht mehr geben.
Umstritten ist noch die Zustim-

mung zur Weiterverarbeitung von
Daten. Einige Staaten verlangen
ebenso wie das Europaparlament,
dass der Nutzer explizit sein Ja da-
für gibt – dem Rat reicht ein »ein-
deutiges« Ja. Kritiker bemängeln,
es sei ungenau geregelt, was ein
Unternehmen mit den Daten sei-
ner Nutzer jenseits des ursprüng-
lichen Zwecks machen darf. Der
Grünen-Europaabgeordnete Jan
Philipp Albrecht erklärte: »Wir for-
dern weit mehr Auskunfts- und In-
formationsansprüche.« Im Rat for-
derten Großbritannien, Irland, Ita-
lien, Griechenland, Österreich und
Slowenien Nachbesserungen.
Seit mehr als drei Jahren wird

in der EU über die Neuregelung
diskutiert. Sie soll die Daten-
schutzrichtlinie aus dem Jahre
1995 ersetzen. Damals waren so-
ziale Netzwerke kaum verbreitet
und es fielen nicht massenhaft Da-
ten an. Die Reform könnte frü-
hestens Ende des Jahres stehen
und ab 2018 gelten. Agentu-
ren/nd

Merkelmail mit Würmern
Fachleute beklagen Hysterie in den Medien, aber Folgen des
Hackerangriffs auf den Bundestag sind noch nicht überschaubar

Die Abgeordneten des Bundesta-
ges brauchen derzeit Geduld, wenn
sie im Netz unterwegs sind. Die
Analyse des Datenangriffs fordert
Tribut, das Ende der Provisorien
steht noch in den Sternen.

Von Uwe Kalbe

Bei den Enthüllungen um einen mut-
maßlichen Hackerangriff auf das IT-
System des Bundestages drohte die
Öffentlichkeit am Montagmorgen
vollends aus der Fassung zu geraten.
Die Kanzlerin höchstselbst war zum
Objekt der Datenbegierde von Un-
bekannt geworden. Auf einem Rech-
ner in ihrem Bundestagsbüro sei der
Trojaner gefunden worden, und in ei-
ner Mail, der Angela Merkels Absen-
der trug und zu einer Telefonkonfe-
renz einlud, war ein infizierter Link
enthalten, hieß es. Bei Nachfragen er-
fährt man, dass es der Rechner Mer-
kels und der Linksabgeordneten Inge
Höger waren, die offenbar zuerst auf-
fällig wurden, als ungewöhnlich gro-
ße Datenpakete von ihnen versendet
beziehungsweise empfangen wur-
den. Und was die beiden Abgeord-
neten wohl um jeden Preis vermei-
den würden, taten ihre Rechner of-
fenbar ohne jede Scheu: Sie traten
miteinander in klandestine Verbin-
dung. Die Kanzlerinnen-Mail dürfte
ebenfalls gänzlich ohne Zutun der
Kanzlerin verschickt worden sein. Je-
der kann E-Mails mit beliebigen An-
gaben – auch im Absenderbereich –
versehen. Ob die infizierte Merkel-
mail etwasmit den Angreifern auf das
Datennetz des Bundestages zu tun
hat, ist daher völlig offen. Immerhin
wurde der Link in der Merkelmail of-
fenbar mehrfach angeklickt, bis Frei-
tagnachmittag wurde der Trojaner,
der auf diese Weise aktiviert wurde,
laut »BamS« auf 15 Computern fest-
gestellt. Bei fünf Computern sei ein
Datenabfluss nachgewiesen worden.
Unter Fachleuten regt sich derweil

Unmut über die zuweilen hysterische
Berichterstattung über die Infizie-

rung des Bundestagsnetzes. Erstens
deshalb, weil die Ausmaße des Scha-
dens weit weniger klar sind, als sie
zuweilen an die Wand gemalt wer-
den. Zwar steht es außer Frage, dass
ein schwerer Angriff stattgefunden
hat, aber eine nun unausweichliche
Erneuerung von Teilen der Hard-
ware des Bundestagsnetzes, von der
bereits die Rede war, ist bisher eine
eher unwahrscheinliche Konsequenz,
wie auf golem.de, einer Internetsite
für IT-Spezialisten, klargestellt wird.
Dort heißt es: »Ein Austausch der
Hardware wäre nur dann notwendig,
wenn der Verdacht bestünde, dass
sich in den Bundestags-PCs im Bios
oder in der Firmware von Hardwa-
rekomponenten Malware befindet.
Eine Infektion mit Bios-Malware wä-

re eine Sensation, denn bislang gibt
es nur wenige Berichte darüber, dass
derartige Malware in echten Angrif-
fen zum Einsatz kam.« Das mit der
Untersuchung des Hackerangriffs be-
auftragte Unternehmen BFK EDV-
Consulting aus Karlsruhe bestätigte
demnach, dass sein Unternehmen
»keinerlei Hinweise auf Bios-Mal-
ware gefunden habe«, also auf ein
entsprechendes Schadprogramm.
Außerdem ist da noch die politi-

sche Ebene des Vorgangs, in die not-
gedrungen auch das Bundesamt für
Verfassungsschutz einbezogen ist.
Dieses hatte sich an die Bundestags-
verwaltung mit einer entsprechen-
den Warnung gewandt. Dessen Alar-
mierung der Bundestagsverwaltung

setzte die Untersuchungen in Gang,
in die schnell das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik
einbezogen wurde.
Dass der Verfassungsschutz keine

Kompetenzen erhalten sollte, die über
seine Aufgaben zur Spionageabwehr
hinausgehen, dass er also Zugang zur
Spionagesoftware, nicht aber zum
Datenverkehr des Bundestages erhal-
ten solle, darüber seien sich alle Frak-
tionen des Hohen Hauses einig ge-
wesen, heißt es. Zuständig ist hierfür
die sogenannte IuK-Kommision
(»Kommission für den Einsatz neuer
Informations- und Kommunikations-
techniken und -medien«) mit seiner
Vorsitzenden Petra Pau (LINKE). Ihr
Gegenstand ist die IT-Infrastruktur der
Abgeordneten, und die liegt derzeit im
Argen, was den gewohnten Kommu-
nikationskomfort angeht. Die Abge-
ordneten wickeln ihren Datenverkehr
derzeit über das Netz des »Informati-
onsverbundes der Bundesbehörden«
ab – eine vorübergehende Maßnah-
me, die dennoch an den Nerven zerrt.
Die Rechenvorgänge dauern länger,
manche Seiten sind gar nicht er-
reichbar. Grund ist dasMonitoring der
Datenflüsse, die gemessen und ana-
lysiert werden, um einen erneuten
oder weiteren Befall auszuschließen.
Sicher ist nur, dass die Abgeord-

neten Einschränkungen auf Dauer
nicht hinnehmen werden. Gefordert
wird bereits zu prüfen, ob das im
Bundestag beschäftigte IT-Service-
personal aufgestockt werden sollte.
Petra Sitte, Parlamentarische Ge-
schäftsführerin der Linksfraktion,
wirft darüber hinaus die grundsätz-
liche Frage auf, ob der Wechsel vom
Open-Source- zum Windows-Be-
triebssystem, der von Schwarz-Gelb
2010 beschlossen wurde, richtig war.
»Nach allem, was wir wissen, ist Open
Source in der Regel besser abzusi-
chern als kommerzielle Software vom
Großanbieter.« Zum jetzigen Zeit-
punkt könne niemand sicher sagen,
wie in Zukunft solche Angriffe ver-
hindert werden können.

»Nach allem, was wir
wissen, ist Open Source
in der Regel besser ab-
zusichern als kommer-
zielle Software vom
Großanbieter.«
Petra Sitte, LINKE-
Parlamentsgeschäftsführerin

Zaun um den Bundestag? Gegen Hacker hilft auch der nicht. Foto: dpa/Maurizio Gambarini
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AfD-Bundesvorstand
sagt Treffen in Kassel ab
Berlin. Im AfD-Führungsstreit hat
es für die Gegner von Parteichef
Bernd Lucke erneut einen Rück-
schlag gegeben. Der Parteivor-
stand beschloss, keine Einladung
zu einem Parteikonvent am
Samstag auszusprechen, wie ein
AfD-Sprecher am Montag in Ber-
lin mitteilte. Grund sei, dass »die
rechtlichen Voraussetzungen für
eine konstituierende Sitzung des
Konvents noch nicht gegeben
sind«, so der Sprecher. Zu dem
kleinen Parteitag hatte Luckes
parteiinterne Kontrahentin Frau-
ke Petry ursprünglich bereits für
vergangenen Samstag eingela-
den. Nachdem dies scheiterte,
war der 20. Juni als neuer Ter-
min ins Auge gefasst worden. Pe-
try wollte bei dem Konvent die
Verschiebung des Bundespartei-
tags vorschlagen. Außerdem lag
der Vorschlag auf dem Tisch,
nicht alle Mitglieder einzuladen,
sondern nur dieDelegierten. Nach
derzeitigem Stand soll der Par-
teitag am 4. Juli in Essen begin-
nen. Eingeladen sind alle AfD-
Mitglieder. Wichtigster Tages-
ordnungspunkt wird die Wahl ei-
nes neuen Bundesvorstands sein.
Parteigründer Lucke hat nach
Einschätzung einiger Beobachter
bessere Chancen, zum Vorsit-
zenden gewählt zu werden, wenn
nicht nur Delegierte abstimmen.
Agenturen/nd

Dobrindt greift Brüssel
im Mautstreit an
Augsburg. Bundesverkehrsmi-
nister Alexander Dobrindt hat der
EU-Kommission das Recht abge-
sprochen, über die Zulässigkeit
der deutschen Pkw-Maut zu ent-
scheiden. In der »Augsburger All-
gemeinen« vertrat der CSU-Poli-
tiker die Ansicht, dass die paral-
lel zur Einführung der Maut ge-
plante Absenkung der Kfz-Steuer
allein Sache der Bundesrepublik
sei, weil die nationale Eigen-
ständigkeit bei der Steuererhe-
bung zu den Grundprinzipien der
Europäischen Union gehöre.
»Schon die Annahme, die EU kön-
ne sich mit der Kfz-Steuer in
Deutschland befassen, ist falsch«,
so Dobrindt. »Kfz-Steuern sind
eindeutig innerhalb der nationa-
len Hoheit festzusetzen, da hat
Brüssel keinerlei Kompetenz, et-
was anzumerken.« Die EU-Kom-
mission kritisiert, dass die Maut
in der Bundesrepublik nur aus-
ländische Fahrer zahlen sollen,
weil Inländer ihr Geld über eine
Senkung der Kfz-Steuer zurück-
bekommen. dpa/nd
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Niedersachse Miersch
soll SPD-Linke führen
Berlin. Der niedersächsische Bun-
destagsabgeordnete Matthias
Miersch soll neuer Sprecher der
Linken in der SPD-Fraktion wer-
den. Nach Informationen der
»Frankfurter Rundschau« ist der
46-Jährige der einzige Anwärter
auf den Posten, der durch den
Wechsel von Carsten Sieling auf
den Sessel des Bremer Bürger-
meisters frei wird. Miersch ist seit
2005 Bundestagsmitglied und
sitzt dort im Umweltausschuss.
Die Wahl ist für den 30. Juni vor-
gesehen. Mit 90Mitgliedern ist die
Parlamentarische Linke der größ-
te Zusammenschluss von Abge-
ordneten in der sozialdemokrati-
schen Fraktion. dpa/nd

LINKE protestieren in
Ramstein gegen Drohnen
Ramstein. Vor der Airbase der US-
Luftwaffe im pfälzischen Ram-
stein haben rund 100 Friedens-
aktivisten und Linksparteipoliti-
ker unter dem Motto »US-Droh-
nenmorde beenden – Ramstein
schließen!« demonstriert. Die Po-
litiker hatten zuvor beantragt,
den streng abgeschirmten Stütz-
punkt betreten zu dürfen. Sie er-
hielten dafür aber keine Geneh-
migung. Nach Medienberichten
steuert das US-Militär auch von
dort tödliche Drohnenangriffe
zum Beispiel in Afghanistan oder
Somalia. dpa/nd

Der Schatz liegt im Osten
25 Jahre nach der Wende fehlt das richtige Konzept für die Industrie
In den neuen Bundesländern gibt es
spezifische Probleme – und eben-
solche Chancen. Das ist das Ergeb-
nis einer Konferenz der LINKEN.

Von Grit Gernhardt

Der Osten als Avantgarde und Erfah-
rungsschatz, den es zu heben gilt? Die
Teilnehmer der Konferenz »Indus-
triepolitik in Ostdeutschland« waren
sich darüber relativ einig. Im Clara-
Zetkin-Saal, dem Sitzungsraum der
Linksfraktion im Bundestag, wurden
am Montag die ökonomischen Vor-
teile der neuen Bundesländer betont
– ohne jedoch die auch 25 Jahre nach
der Wende bestehenden Probleme
unter den Teppich zu kehren.
Mehr Selbstbewusstsein forderten

nicht nur der designierte Fraktions-
vorsitzende Dietmar Bartsch und der
Ost-Koordinator der Fraktion, Roland
Claus, sondern auch die Ostbeauf-
tragte der Bundesregierung, Iris Glei-
cke. Sie nahm zum zweitenMal an der
Konferenz teil, fühlte sich offensicht-
lich wohl und verteilte Mitbringsel aus
dem Bundeswirtschaftsministerium
an die anwesenden Politiker, Unter-
nehmer und Hartz-IV-Aktivisten.
Mit Freundschaftsgaben ist die ost-

deutsche Wirtschaft natürlich nicht zu
retten, das ist auch im Ministerium
Konsens. Gleicke warb für die För-
derprogramme ihres Hauses. Das In-
novationsprogramm für den Mittel-
stand etwa sei gerade für Firmen mit
bis zu 499 Mitarbeitern geöffnet wor-
den. Ein Bitterfelder Unternehmer
stellte allerdings die Frage, ob bei der

Menge der Förderprogramme ge-
währleistet werden könne, dass sie ih-
ren Zweck erfüllten. Da schaltete Glei-
cke kurz in den offiziellen Modus um
und verlautbarte, dass man selbst-
verständlich regelmäßig evaluiere.
Wesentlich größere Probleme als

die oft kritisierteGießkannentaktik bei
der Verteilung von Subventionen
könnten demnächst auf die neuen
Bundesländer zukommen: Der Bund-
Länder-Finanzausgleich inklusive dem
Solidarpakt II läuft 2019 aus. Am
Donnerstag gehen die Beratungen
über die Neuordnung der Bund-Län-
der-Finanzen weiter, mit einer schnel-
len Einigung rechnet kaum jemand. Es
verwundere nicht, so Bartsch, dass die
Ost-Ministerpräsidenten viele Forde-
rungen einbrächten. Etlichen Regio-
nen fehlten einfach die Gelder, um
strukturelle Veränderungen anzuge-
hen. Gleicke forderte einen Finanz-
ausgleich, der seinen Namen verdie-
ne: »Die Starken müssen die Schwa-
chen unterstützen.«
Die Schwäche des Ostens könne

man auch als Chance begreifen, da
waren sich alle einig. Es würden sich
keine DAX-Konzerne zwischen Suhl
und Schwerin ansiedeln, »dieser
Traum sei ausgeträumt«, so Gleicke.
Stattdessen solle der Osten mit »wei-
chen« Faktoren punkten. Flächende-
ckende Kinderbetreuung und die ho-
he Frauenbeschäftigungsquote etwa
könnten Unternehmen anziehen, die
auf Familienfreundlichkeit setzten.
Auch organisatorisch hätten Sach-

sen, Sachsen-Anhalt, Brandenburg,
Thüringen und Mecklenburg-Vor-

pommern viel zu bieten, sagte Ulrich
Walwei, Vizedirektor des Institutes für
Arbeitsmarkt und Berufsforschung
(IAB). Bauland sei billiger, Genehmi-
gungen schneller zu bekommen und
die Infrastruktur oft besser, warb der
Ökonom. Als Arbeitsmarktforscher
sehe er aber auch Probleme: die klein-
teilige Unternehmensstruktur, nied-
rige Löhne und minimale Innovati-
onsraten. Zudem habe die Abwande-
rung junger Menschen nicht gestoppt
werden können und für die Zuwan-
derung aus dem europäischen Aus-
land gebe es keine Konzepte.
Im 25. Jahr nach der Wende hän-

gen dem Osten die Fehler des Verei-
nigungsprozesses nach, das wurde
deutlich. Jeder zweite Ostdeutsche
musste seinen Job wechseln oder
wurde arbeitslos, das hätten viele Re-
gionen nie verkraftet, sagte Vize-Frak-
tionschefin Gesine Lötzsch. Mit der
Währungsunion brachen laut Gleicke
zudem nicht nur die Märkte in Ost-
europa weg, sondern auch Vertriebs-
wege wie Quelle, die DDR-Waren ver-
kauft hatten, denen die Ostprodukte
aber zu teuer wurden. Ebenfalls teuer
zu stehen kommt den Osten bis heute
die Treuhandpolitik, die statt auf Er-
halt von Strukturen auf Privatisierung
und Deregulierung setzte und so hun-
derttausende Jobs vernichtete.
Die Erfahrungen, die der Osten seit

1989 gemacht habe, seien jedoch ein
Schatz, wiederholte Roland Claus sein
langjähriges Motto. Nicht nur für die
Bundesrepublik, ergänzte Walwei. So
habe Korea großes Interesse, aus ost-
deutschen Erkenntnissen zu lernen. Rohölverarbeitungsanlage der PCK-Raffinerie in Schwedt Foto: dpa/Patrick Pleul

Verkauf von SS-Kommandantur gestoppt
Bildungswerk will im einstigen nationalsozialistischen Vernichtungslager Belzec einen Täter- zum Gedenkort machen

Ein verfallendes Gebäude, mehr ist
nicht übrig von den Originalbau-
ten des Vernichtungslagers im pol-
nischenBelzec. Nun konnte die Ver-
steigerung der einstigen SS-Ko-
mandantur gestoppt werden.

Von Peter Nowak

Einen großen Erfolg kann ein antifa-
schistisches Bildungswerk vermel-
den, das sich für  den Erhalt der
Kommandantur des ehemaligen Ver-
nichtungslagers Belzec einsetzt.
Kurzfristig sagte die Polnische Bahn,
der das Grundstück mit dem  histo-
rischen Gebäude gehört, eine für den
22. Juni geplante Versteigerung ab.
»Die Bahn hat erklärt, dass das Ge-
bäude nur in Anerkennung seiner his-
torischen Bedeutung genutzt werden
soll und nicht mehr als Bauland ver-
kauft wird«, erklärte Andreas

Kahrs vom Bildungswerk Stanislaw
Hantz gegenüber »nd«. Genau das
hatten sie gefordert.
Das Bildungswerk hatte bereits

mehr als  8000 Euro über das Inter-
net gesammelt, um das Grundstück
zu erwerben. Insgesamt hätten sie
voraussichtlich 40 000 Euro dafür auf
den Tisch legen müssen.
Die Geschichte von Belzec ist weit-

gehend unbekannt. Dabei wurden in
dem Vernichtungslager zwischen
März und Dezember 1942 mindes-
tens 450 000 Menschen ermordet. Im
Rahmen der sogenannten Aktion
Reinhart, der planmäßigen Vernich-
tung der jüdischen Bevölkerung Po-
lens, wurden die Bewohner der Ghet-
tos von Lublin, Lviv und Krakau nach
Belzec verschleppt. 1942 wurden zu-
sätzlich mehr als 50 000 jüdische
Menschen aus dem Reichsgebiet und
den »eingegliederten Gebieten« in die

Region zwischen Lublin und Zamość
deportiert. Viele von ihnen wurden in
Belzec ermordet.
Doch die SS beseitigte im Frühjahr

1943 die Spuren ihrer Mordaktion.
Fast alle Gebäude wurden abgerissen,
auf dem Gelände wurde ein Bauern-
hof errichtet. Lange Zeit war der Ort
frei zugänglich. 1963 wurde ein ers-
tes Denkmal mit der Inschrift »Zur Er-
innerung an die Opfer des Hitlerter-
rors« auf dem Gelände errichtet. Die
jüdischen Opfer wurden dort nicht er-
wähnt. Das änderte sich 2004, als ei-
ne  große  Erinnerungsstätte einge-
weiht wurde,  an der  internationale
Gedenkveranstaltungen stattfinden.
»Doch bisher  fehlen in Belzec Räu-
me für  Seminare und Veranstaltun-
gen«, sagt Kahrs vom Bildungswerk,
das nach dem polnischen Auschwitz-
Überlebenden Stanislaw Hantz be-
nannt ist, der 2008 verstarb.

Hantz hatte sich aktiv am Aufbau
des Staatlichen Museums Ausch-
witz-Birkenau beteiligt und war Mit-
begründer der Zgorzelecer Vereini-
gung ehemaliger KZ-Häftlinge. Bis
ins hohe Alter führte er Interessierte
durch die Stätten des NS-Terrors. So
kam er auch in Kontakt mit jungen
Menschen, die später das nach ihm
benannte Bildungswerk gründeten.
Ein Schwerpunkt ihrer Arbeit ist

die Organisation von Bildungsreisen
zu Stätten der NS-Vernichtung. Vom
17. bis 24. Oktober ist die nächste
Fahrt nach Belzec, Sobibor und Tre-
blinka geplant. Dabei sollen den Be-
suchern auch Einblicke in die unter-
schiedlichen Aspekte der NS-Ver-
nichtungspolitik in Ostpolen und der
Ukraine vermittelt werden.
Nach den Vorstellungen des Bil-

dungswerks könnte eine solche Ar-
beit in dem sanierten Gebäude der

ehemaligen Kommandantur geleis-
tet werden. Zu den weiteren Plänen
des Bildungswerks gehört die Ein-
beziehung der Kommandantur in
Führungen und die pädagogische
Arbeit der Gedenkstätte sowie die
Einrichtung einer Ausstellungsflä-
che.
Nachdem nun die Polnische Bahn

den Weg  freigemacht hat,  geht es
für das Bildungswerk um die kon-
krete Umsetzung ihrer Pläne. »Die
bisherigen Spenden möchten wir al-
so nicht mehr nur für den Kauf, son-
dern bereits in die Instandsetzung
investieren«, so Kahrs. Dafür erwar-
tet er auch von staatlichen Stellen in
Deutschland finanzielle Unterstüt-
zung. Schließlich gehören der Erhalt
der Täterorte des ehemaligen NS-
Terrors und der Aufbau von Erinne-
rungsorten zu den erklärten Zielen
der Politik.

Wiese vorm Kanzleramt soll Massengrab werden
»Zentrum für Politische Schönheit« will getötete Flüchtlinge in Deutschland beerdigen

Sie sterben zu Tausenden im Mit-
telmeer und werden oft anonym
verscharrt: Aktivisten wollen nun
tote Flüchtlinge nach Deutschland
holen, um sie »würdevoll« zu be-
graben.

Von Fabian Lambeck

»Die Toten kommen«: Wenn wahr
wird, was die Organisatoren planen,
dann wird am kommenden Sonntag
ein Bagger vor dem Kanzleramt meh-
rere Gräber ausheben. Die Sache ist
nicht nur symbolischer Natur. Denn
das für seine Provokationen bekannte
»Zentrum für Politische Schönheit«
(ZPS) will die während der Überfahrt
nach Europa getöteten Flüchtlinge
»würdig beerdigen«. Philipp Ruch, der
Gründer des ZPS, erklärte am Mon-
tag, man habe gemeinsam mit den
Angehörigen »zehn menschenun-
würdigeGrabstätten« geöffnet und die
Toten exhumiert. »Sie sind jetzt auf
demWeg nach Deutschland«, so Ruch
und ergänzte, man werde die Opfer
der Abschottungspolitik ins Zentrum
der Macht bringen: »in das Berliner
Regierungsviertel«.

Am kommenden Sonntag soll ein
»Marsch der Entschlossenen« vor das
Kanzleramt ziehen und den Vorplatz
in eine Gedenkstätte verwandeln. Mit
Hilfe eines Baggers sollen dort einige
Grabstellen entstehen.
Dass es die Aktivisten ernst mei-

nen, zeigt eine Meldung des Online-
Portals »Ingolstadt-today«. Demnach
sei am Freitag ein Kleintransporter in

eine bayerische Polizeikontrolle ge-
raten. Beim Durchsuchen des Wagens
stießen die Beamten auf zwei Särge.
Ein Sprecher des zuständigen Poli-
zeipräsidiums Oberbayern Nord be-
stätigte gegenüber »nd« den Vorfall.
Da ein erster Drogentest beim Fahrer
positiv ausgefallen sei, »wurden die
Särge zum Flughafen München ge-
bracht«. Der dortige Zoll habe die Sär-

ge auf Drogen durchleuchtet, konnte
aber »nur« zwei tote syrische Flücht-
linge finden. Zur Verwirrung der
Beamten habe beigetragen, dass der
Transporter »äußerlich nicht als Lei-
chenwagen erkennbar war«, so der
Sprecher weiter. Da der Fahrer auch
einenBluttest durchlaufenmusste, der
keinen Drogennachweis erbrachte,
habe man die Leichen im Kühlhaus ei-
nes Bestatters zwischengelagert. »Am
Samstagabend konnte der Transpor-
ter samt Fracht seine Fahrt fortset-
zen«, unterstrich der Beamte.
Bei den Toten handelt es sich nach

Angaben des ZPS um eine syrische
Mutter und deren zweijähriges Kind.
Beide seien bei der Überfahrt nach Eu-
ropa ertrunken. Wie Paul Stauffen-
berg vom ZPS »nd« sagte, werde die
Beerdigung auf dem islamischen
Friedhof in Berlin-Gatow stattfinden.
»Es soll eine ganz normale Bestattung
werden«, so Stauffenberg. Die ent-
sprechenden Genehmigungen seien
alle erteilt. Stauffenberg, der selbst auf
Sizilien recherchierte, schilderte den
Hintergrund der Aktion: »In den ver-
gangenenMonatenhabenwir fünf EU-
Außengrenzen besucht, die Angehö-

rigen von Flüchtlingen ermittelt, Mas-
sengräber besichtigt und Kühlhäuser
inspiziert. Die Zustände vor Ort sind
Europas Schande. Die Toten werden
weggeworfen wie Müll.«
So haben die Aktivisten in Grie-

chenland ein Massengrab mit 200 To-
ten entdeckt. Auf Sizilien wurden 13
Leichen, darunter zwei Kinder, in ei-
ner Lagerhalle entdeckt. Die Toten la-
gen dort aufgrund von »bürokrati-
schen Hürden« acht Monate in einer
kleinen Kühlkammer. Per Crowdfun-
ding will man nun Geld einsammeln,
um möglichst viele der Toten anstän-
dig bestatten zu können. Das Geld für
die Beerdigung der syrischen Mutter
und ihres Kindes sei bereits zusam-
men gekommen, so Stauffenberg.
Und die Aktion vor dem Kanzler-

amt? »Die Demonstration am Sonn-
tag ist angemeldet und Bagger wer-
den auch dabei sein«, unterstrich
Stauffenberg. Teilnehmer seien ein-
geladen, Hacke und Schaufel mitzu-
bringen, um Gräber vor dem Kanz-
leramt auszuheben. Eine Inschrift für
die Gedenkstätte im Berliner Zent-
rum hat man auch schon: »Den un-
bekannten Einwanderern«.

Zum 25-jährigen Mauerfalljubiläum entfernte das ZPS Gedenkkreuze für Mauertote, um
auf die Flüchtlingssituation an den EU-Grenzen aufmerksam zu machen. Foto: dpa/Kumm



Politik 7
*

uneues deutschland Dienstag, 16. Juni 2015

NACHRICHTEN

Größte türkische
Oppositionspartei für
Koalition ohne AKP
Ankara. Der Vorsitzende der
größten türkischen Oppositions-
partei CHP hat sich für eine Koa-
litionsregierung unter Ausschluss
der bisher regierenden AKP des
Staatspräsidenten Recep Tayyip
Erdogan ausgesprochen. CHP-
Chef Kemal Kilicdaroglu sagte am
Montag vor der Presse, keine Par-
tei dürfe sich über das Kräftever-
hältnis nach der Parlamentswahl
vom 7. Juni hinwegsetzen. Die
drei bisherigen Oppositionspar-
teien mit ihrem »Block von 60 Pro-
zent« hätten die Verantwortung
zur Regierungsbildung. »Wir
müssen an die Türkei denken,
nicht an die nächsten Wahlen«,
fügte der CHP-Vorsitzende hinzu.
Bei der Wahl hatte Erdogans isla-
misch-konservative Partei für Ge-
rechtigkeit und Entwicklung
(AKP)nach mehr als zwölf Jahren
an der Macht ihre Regierungs-
mehrheit im Parlament verloren.
Sie blieb aber mit 40,8 Prozent
stärkste Partei. AFP/nd

Renzis Partei verliert
Wahl in Venedig
Venedig. Italiens Regierungschef
Matteo Renzi hat mit seiner sozi-
aldemokratischen Partei bei der
Bürgermeisterwahl in Venedig ei-
ne schwere Schlappe einstecken
müssen. Sein Kandidat des Partito
Democratico (PD) verlor die
Stichwahl, nachdem die Lagu-
nenstadt mehr als 20 Jahre unter
linker Führung gestanden hatte.
Der Mitte-Rechts-Kandidat Luigi
Brugnaro ging mit 53,2 Prozent
der Stimmen am Sonntag als Sie-
ger hervor. Den Unternehmer hat-
te auch die Partei von Ex-Regie-
rungschef Silvio Berlusconi, Forza
Italia, unterstützt. Er hatte bei der
Stichwahl gegen den Staatsan-
walt Felice Casson auch Wähler
der ausländerfeindlichen Lega
Nord, die traditionell in der Re-
gion Venetien stark ist, hinter sich
versammeln können. dpa/nd

Clinton: Obama muss auf
Demokraten zugehen
Washington. US-Präsident-
schaftsbewerberin Hillary Clinton
hat von Präsident Barack Obama
Kompromissbereitschaft im Streit
über die geplanten Freihandels-
abkommen mit der EU und dem
Pazifikraum gefordert. »Der Prä-
sident sollte seinen Verbündeten
im Kongress zuhören und mit ih-
nen zusammenarbeiten, allen vo-
ran mit Nancy Pelosi«, sagte Clin-
ton nach Angaben der »New York
Times« mit Blick auf die demo-
kratische Fraktionsvorsitzende.
Clinton äußerte sich bei einer
Wahlkampfveranstaltung in Des
Moines im Staat Iowa. Die De-
mokraten hatten am Freitag im
Repräsentantenhaus die geplan-
ten Freihandelsabkommenmit der
EU (TTIP) und dem Pazifikraum
(TPP) torpediert. Sie blockierten
ein Gesetz, das Obama die Ver-
handlungen über die Abkommen
erleichtern soll. Kritiker befürch-
ten, dass in den USA angesiedelte
Jobs in Länder mit niedrigen Löh-
nen verlagert werden. Auch Pe-
losi hatte ihre Ablehnung zu Pro-
tokoll gegeben. AFP/nd

Missbrauchs-Prozess
gegen Ex-Nuntius
Rom. Der ehemalige Vatikanbot-
schafter in der Dominikanischen
Republik, Józef Wesolowski, muss
sich vom 11. Juli an vor dem Va-
tikangericht wegen Missbrauchs-
anklagen verantworten. Das Ge-
richt kündigte am Montag die Er-
öffnung des Hauptverfahrens ge-
gen den Ex-Prälaten an. Die An-
klagewegenKindesmissbrauchs in
der Zeit, als Wesolowski zwischen
2008 und 2013 Nuntius in der Do-
minikanischen Republik war,
stütze sich auf Beweismaterial der
Justiz des Landes. Darüber hinaus
wird ihm vorgeworfen, während
seines Aufenthalts in Rom zwi-
schen August 2013 und seiner
Festnahme im September 2014
kinderpornografisches Material
besessen zu haben. epd/nd

Während Baschir stets das passende Outfit wählt, war der Zeitpunkt seines Besuchs in Südafrika wohl nicht so passend gewählt. Fotos: AFP/Ashraf Shazly, AFP/Gianluigi Guercia

Baschir in Südafrika – und wieder weg
Sudanesischer Präsident sollte auf Weisung des Obersten Gerichts in Pretoria festgenommen werden
Präsident Baschir hat sich den süd-
afrikanischen Behörden entzogen
und soll nach Sudan zurückge-
kehrt sein. In Südafrika wurde über
Auslieferung an den Internationa-
len Strafgerichtshof verhandelt.

Von Anne Gonschorek, Kapstadt

Der sudanesische Präsident Omar al-
Baschir ist das einzige Staatsober-
haupt, das je vom Internationalen
Strafgerichtshof (ICC) des Genozids
angeklagt worden ist. Deshalb reiste
er in den vergangenen Jahren nur in
Länder, die dem ICC kritisch gegen-
überstehen, um so einer Verhaftung
zu entgehen. Am Sonntag wurde Ba-
schir jedoch die Ausreise aus Südaf-
rika verweigert, um über seine Aus-
lieferung zu entscheiden – dann ver-
schwand er.
Der 71-Jährige war für einen Gip-

fel der Afrikanischen Union (AU)

nach Südafrika gekommen und am
Sonntag zunächst davon abgehalten
worden, das Land wieder zu verlas-
sen. Während das Oberste Gericht in
Pretoria am Montag noch entschied,
ob Baschir verhaftet werden sollte,
überschlugen sich die südafrikani-
schen Medien mit Spekulationen,
wohin Baschir verschwunden sei.
Wenige Stunden, nachdem er den
Gipfel verlassen hatte, ordnete das
Gericht seine Festnahme an.
Der Sprecher des südafrikanischen

Justizministeriums Mthunzi Mhaga
sagte gegenüber dem Onlinemedium
News24 am Montagmorgen: »Wir ge-
hen davon aus, dass er noch immer
im Land ist, weil wir erst die wider-
sprüchlichen Medienberichte prüfen
müssen.« Die Verwirrung begann, als
Bloomberg News am Sonntag den su-
danesischen Informationsminister
Ahmed Bilal Osman zitierte: »Der
Präsident hat seine Geschäfte in Süd-

afrika beendet und kommt zurück
nach Hause.« Später berichtete die
Nachrichtenagentur jedoch, dass
Journalisten Baschir wieder bei einer
Veranstaltung des AU-Gipfels gese-
hen hatten. Gleichzeitig schilderte die
Zeitung »Mercury« am Montag, wie
der sudanesische Präsident das Land
samt Polizeieskorte verlassen habe.
»Er wurde vom gesamten Sicher-
heitsdienst begleitet, sowohl von der
SAPS VIP Schutzeinheit, der Metro
Police und Geheimdienstbeamten«,
zitiert die Zeitung von »hoher Stelle«
– also von den offiziellen südafrika-
nischen Sicherheitskräften. Montag-
mittag berichteten dann Reporter vor
Ort, dass Baschirs Jet noch vor der
Entscheidung des Obersten Gerichtes
in Richtung Khartum geflogen sei.
Baschir wird vorgeworfen, für

Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen
die Menschlichkeit und Völkermord
während des Darfur-Konfliktes ver-

antwortlich zu sein. Seit Rebellen
2003 zu den Waffen griffen, starben
laut den Vereinten Nationen etwa
400 000 Menschen. Mehr als zwei
Millionen mussten aus ihrer Heimat
fliehen. Dabei wird den Regierungs-
truppen und verbündeten arabischen
Milizen vorgehalten, es im Kampf ge-
gen die Rebellen vor allem auf
schwarzafrikanische Zivilisten abge-
sehen zu haben. Baschir selbst strei-
tet die Vorwürfe vehement ab und
entging durch geschickte Reisestra-
tegien schon jahrelang einer Kon-
frontation mit dem ICC. »Ja, einige
Dörfer wurden niedergebrannt, aber
nicht in dem Ausmaß, von dem Sie
sprechen«, so eine von Baschirs Be-
schwichtigungsformeln.
Der ICC mit Sitz in Den Haag wur-

de 2002 ins Leben gerufen, um über
Völkermord, Menschenrechtsverlet-
zungen und Kriegsverbrechen zu
richten, wenn nationale Gerichte

nicht mit ihnen umgehen können. Al-
lerdings ist er darauf angewiesen,
dass Mitgliedsstaaten die Verhaftun-
gen ausführen. Sein Verhältnis mit
der AU ist sehr angespannt. Manche
glauben, der Gerichtshof zöge vor al-
lem afrikanische Staatsoberhäupter
zur Rechenschaft.
Bisher hielt sich Südafrika von die-

sen diplomatischen Querelen fern.
Diesmal trat die Regierung ins Fett-
näpfchen, als sie Baschir auf dem ro-
ten Teppich begrüßte. Die regieren-
de ANC-Partei verkündete, dass »al-
len Gipfelteilnehmern als Teil der in-
ternationalen Normen für Länder, die
solcherlei Zusammentreffen der AU
oder Vereinten Nationen organisier-
ten«, Immunität gewährt würde.
Welche Konsequenzen die Untätig-
keit gegenüber Baschirs Flucht und
die Missachtung des Obersten Ge-
richts nach sich ziehen wird, ist bis-
her unklar. Kommentar Seite 4

Ban: In Jemen
tickt eine
Zeitbombe
Erste Friedensgespräche in
Genf unter UNO-Ägide

Genf. UNO-Generalsekretär Ban
Ki Moon fordert erste Schritte zu
einer friedlichen Lösung im Je-
men-Konflikt. »Wir haben eine
Verpflichtung zu handeln«, sagte
er zu Beginn der ersten Friedens-
gespräche am Montag in Genf.
Zunächst müsse es um die Mög-
lichkeit zu humanitärer Hilfe für
die notleidende Bevölkerung und
um lokale Feuerpausen gehen, er-
klärte Ban Ki Moon nach ersten
politischen Gesprächen. »Im Fall
Jemen tickt die Uhr – und sie ist
kein Zeitmesser, sondern eine
Zeitbombe«, so der Generalse-
kretär weiter.
Die eigentliche erste Verhand-

lungsrunde zwischen den Auf-
ständischen und einer Delegation
der jemenitischen Regierung
musste am Montag erneut ver-
schoben werden. Aufgrund »lo-
gistischer Probleme« waren die
Rebellen noch nicht eingetroffen
und wurden bis zum Abend er-
wartet. In Jemen kämpfen schii-
tische Huthi-Rebellen, die weite
Teile des Landes sowie die Haupt-
stadt Sanaa kontrollieren, gegen
Anhänger des nach Saudi-Arabien
geflüchteten Präsidenten Abed
Rabbo Mansur Hadi. Seit Ende
März bombardiert ein von Saudi-
Arabien geführtes Militärbündnis
Stellungen der Huthis in dem bit-
terarmen Land auf der Arabi-
schen Halbinsel. Im Bürgerkrieg in
Jemen sind seit EndeMärz laut UN
2300 Menschen ums Leben ge-
kommen. Etwa die Hälfte davon
seien Zivilisten gewesen. dpa/nd

Mit Kampfflugzeugen gegen Belmokhtar
US-Luftkriegsaktion gegen Libyen soll Top-Terroristen getötet haben / Endgültige Beweise fehlen noch

Bei einem US-Luftangriff in Libyen
soll der algerische Dschihadisten-
führer Belmokhtar getötet worden
sein. Dies teilte die in Tobruk resi-
dierende libysche Regierung am
Montag mit.

Von Mirco Keilberth, Zuwara

US-amerikanische Kampfflugzeuge
haben in der Nacht zum Montag eine
Kommandozentrale internationaler
Dschihadisten in der ostlibyschen
Hafenstadt Adschdabiya angegriffen.
Nach Angaben der von den westli-
chen Staaten anerkannten libyschen
Regierung, die in der nahe gelegenen
Hafenstadt Tobruk residiert, wurde
dabei einer der wichtigsten Anführer
von »Al Qaida im Maghreb« (AQIM),
Mokhtar Belmokhtar, getötet.
Pentagon-Sprecher Steven Warren

bestätigte, dass der in den letzten
Jahren schon mehrmals für tot er-
klärte algerische Terrorist das Ziel des
Angriffs war, über den die Tobruker
Behörden vorher informiert gewesen
seien. In Bengasi, 120 Kilometer
nördlich von Adschdabiya, kämpft die
Armee der Tobruker Regierung seit
einem Jahr gegen radikalreligiöse
Milizen, die entweder dem Islami-
schen Staat (IS) oder Al Qaida nahe
stehen.
Der in der algerischen Oase Ghar-

daia geborene Belmokhtar hatte sich
im Gegensatz zu vielen seiner Mit-
kämpfer nicht dem IS angeschlossen.
Wie viele libysche Extremisten hatte
er sich im Ausland islamisch-funda-
mentalistischen Milizen zugesellt. Ab
1991 soll er in Afghanistan gewesen
sein. Aufgrund seiner langjährigen
Freundschaft mit militanten Anti-
Gaddafi-Gruppen gingen Geheim-
dienste aber schon länger davon aus,

dass »der Einäugige« sich wieder in
Libyen aufhält. Der Verlust eines Au-
ges bei den Kämpfen in Afghanistan
wurde schließlich sein Markenzei-
chen, die fünf Millionen Dollar Löse-
geld, die Washington für Hinweise
über seinen Verbleib bot, machten ihn
unter jungen Dschihadisten zum Star.
Belmokhtar war an allen Groß-

operationen von Al Qaida in Nordaf-
rika beteiligt, die nach Ende des al-
gerischen Bürgerkriegs 1991 bis 2001
stattfanden. Während der zehnjähri-
gen Kämpfe zwischen Armee und Is-
lamisten wurde er zu einem Kom-
mandeur der »Groupe Islamique Ar-
mée«. 1998 schloss sich Belmokhtar
der Salafistengruppe für Predigt und
Kampf an, die sich später AQIM an-
gliederte.
Bei der Entführung von ausländi-

schen Geiseln in der Sahara, dem
Krieg in Mali und nun dem Kampf der
Extremisten gegen die Tobruker Re-
gierung steht seine aktuelle Terror-

gruppe »Al Muwaqiyun bi al-Dam«
(»Die mit Blut unterzeichnen«) eine
wichtige Rolle. Die Miliz schuf Nach-
schubrouten für einen lukrativen Zi-
garettenschmuggel, die nun auch für
Waffen- und andere Transporte zwi-
schen Bengasi und Mali genutzt wer-
den.
Als »Mr. Marlboro« aber ist er für

den in der Sahara expandierenden IS
schon aus ideologischen Gründen
kein idealer Partner. Rauchen und
damit auch Zigarettenschmuggel gel-
tem bei den Gotteskriegern zumin-
dest offiziell als schwere Vergehen.
Aus Rache für den Mali-Feldzug

der französischen Armee Mitte 2012,
mit dem in wenigen Wochen die
Herrschaft der Extremisten gebro-
chen wurde, griff Belmokhtars Grup-
pe im Januar 2013 das algerische
Gasfeld In Amenas an. 67 Menschen
starben dabei, meist ausländische In-
genieure. Lokale Mitarbeiter blieben
unbehelligt. In den wenigen öffentli-

chen Erklärungen betont seine Grup-
pe immer wieder, Muslime nicht an-
zugreifen. Meldungen der algeri-
schen Armee, Belmokhtar im Län-
derdreieck Algerien-Libyen-Niger ge-
tötet zu haben, stellten sich als falsch
heraus. Diesmal ist nach Aussagen
von Bewohner in Adschdabiya of-
fenbar eine Sondereinheit des US-Mi-
litärs an Land gegangen, um den Tod
des 43-jährigen Algeriers zu verifi-
zieren.
Sollten sich Belmokhtars Leute an

dem Kampf der libyschen Extremis-
ten gegen die Armee der Tobruker
Regierung im Osten Libyens beteiligt
haben, könnte dies für die Gegenre-
gierung in Tripolis schwerwiegende
Konsequenzen haben.
Zur Zeit versucht die mit Islamis-

ten verbündete dortige Fajr-Bewe-
gung verzweifelt, international, das
heißt, von westlichen Ländern aner-
kannt zu werden. Nachdem die Li-
byer im letzten Jahr bei den Parla-
mentswahlen den ultrareligiösen
Kräften eine Abfuhr erteilt hatten, be-
setzten deren Milizen die Haupt-
stadt. Das Parlament floh in den Os-
ten nach Tobruk. Schiffe aus Misrata,
der militärischen Hauptmacht von
Fajr Libya, versorgen islamistische
Milizen im Osten in ihrem Kampf ge-
gen Tobruk mit Waffen.
Die EU übt zurzeit Druck auf bei-

de Seiten aus, endlich eine Einheits-
regierung zu bilden. Ein Friedens-
vertrag wäre nötig, um offiziell auch
mit den Behörden in Tripolis gegen
den Menschenschmuggel vorgehen
zu können. Sollten die Fajr-Libya-Mi-
lizen tatsächlich mit Belmokhtar zu-
sammen gegen die Regierung in To-
bruk gekämpft haben, wäre dies wohl
vorerst das Aus für die Friedensver-
handlungen.

Tot oder lebendig? Letzte Zweifel bleiben. Foto: dpa



Kadyrow, den er rief ...
Moskaus starker Mann in Grosny geht eigene Wege / Morddrohung gegen Journalistin

Ramzan Kadyrow half, die unbot-
mäßige Kaukasusrepublik Tschet-
schenien im Sinne Moskaus zu be-
frieden. Doch er verstimmt immer
häufiger seine Gönner.

Von Irina Wolkowa, Moskau

Die »Nowaja Gaseta« ersuchte den
Kreml und die russischen Rechts-
schutzorgane, Morddrohungen aus
Tschetschenien nachzugehen. Die
betreffen ihre Journalistin Jelena Mi-
laschina. Sie hatte sich mit einem Be-
richt über die Heirat einer 17-jähri-
gen Schülerin mit einem angejahrten
und bereits verheirateten tschet-

schenischen Polizeichef unbeliebt ge-
macht. Der aber ist mit Ramzan Ka-
dyrow, dem Verwaltungschef der Re-
publik, befreundet. Die Eltern des
Mädchens sprachen von Zwangsehe
und alarmierten die Presse.
Schon als Milaschina vor Ort re-

cherchierte, postete das der tschet-
schenischen Regierung nahestehen-
de News-Portal Grosnyinform die
ersten Hasstiraden gegen die Jour-
nalistin: Milaschina werde »das glei-
che Schicksal ereilen« wie Anna Po-
litkowskaja. Diese war ein Star der
»Nowaja Gaseta« und eine Intim-
feindin Kadyrows. Sie wurde 2006 in
Moskau erschossen. Der Mord ist bis
heute nicht aufgeklärt und nicht der
einzige, bei dem Kadyrow seine Hand
im Spiel gehabt haben soll.
Dieser hatte die einstige Rebel-

lenrepublik nach fast zehnjährigem
Krieg gegen Moskau mit umstritte-
nen Methoden und dem Geld russi-
scher Steuerzahler befriedet. Tschet-
schenien ist seit Jahren Spitzenreiter
beim Empfang von Transferleistun-
gen aus dem Föderationshaushalt.
Allein dieses Jahr waren es 20,6 Mil-
liarden Rubel, das sind rund 380 Mil-
lionen Euro. Wie das Geld verwendet
wurde, habe der Russische Rech-
nungshof letztmals vor sieben Jahren
geprüft, schreibt das Massenblatt
»Moskowski Komsomolez«.
Der Komsomolze verweist auch auf

die Kadyrow-Stiftung. Sie trägt den
Namen von Ramzans Vater Ahmed,
der Moskaus ersten Statthalter nach
dem Krieg war. Diese Körperschaft
lässt bei allen Bürgern Tschetscheni-
ens zehn Prozent des Monatslohns
eintreiben, so das Blatt, und habe in
den seit der Gründung verstrichenen
zehn Jahren keinen einzigen Re-
chenschaftsbericht beim russischen
Justizministerium abgegeben. Dieses
aber ist zuständig für die Kontrolle
gemeinnütziger Organisationen, die
in Russland »nichtkommerzielle«
heißen. Dazu zählt sich auch die Ka-
dyrow-Stiftung, obwohl sie Geld ver-

dient – auch durch Handel mit Spiri-
tuosen, der in Tschetschenien offizi-
ell verboten ist.
Moskau aber lässt Kadyrow durch-

gehen, was andere Herrscher aus Pro-
vinzen längst hinter Schloss und Rie-
gel gebracht hätte. Denn er liefert im
Großen und im Kleinen, was Präsi-
dentenamt und Regierung bestellt ha-
ben: Ruhe, Ordnung und eine Glit-
zerfassade für das in zwei Kriegen dem
Erdboden gleich gemachte Grosny.
Kadyrow aber hegt nicht nur eine

Vorliebe für Prunk, sondern hat auch
ein nachhaltig gestörtes Verhältnis zu
Kritikern. Russische Korresponden-
ten werden nach ihren eigenen Wor-
ten in Tschetschenien ähnlich um-
fassend überwacht wie potenzielle
Informanten. Die wenigen, die sich
kritisch äußern, erzählen sie, wollten
ihre Namen nicht gedruckt sehen.
Kadyrow gilt längst als zweit-

mächtigster Mann Russlands und
kommt gleich nach Präsident Wladi-
mir Putin. Nationalisten handeln ihn
bereits als dessen Nachfolger. In-
nenpolitik-Experten aus der Kreml-
administration haben dafür nur ein
mitleidiges Lächeln. Sie beunruhigt

eher, dass Sultan Ramzan keinen
Hehl aus Ambitionenmacht, sich zum
Herrscher im gesamten Nordkauka-
sus aufzuschwingen. Ein dritter
Tschetschenienkrieg sei aus ihrer
Sicht daher nicht auszuschließen.
Dass Kadyrow seinen Meistern

unheimlich wird, zeigen erste nega-
tive Berichte des Staatsfernsehens
aus Grosny. Den ersten Pogrom beim
dortigen Anti-Folter-Komitee im De-
zember ignorierte der Sender. Beim
zweiten verlor er die Beißhemmung.
Sogar Moskauer Menschenrechtler
kamen zu Wort und berichteten, seit
das Komitee 2009 seine Arbeit in
Grosny aufnahm, habe es immer
wieder »dringende Bitten der Füh-
rung um Einstellung aller Aktivitä-
ten« gegeben. Angeblich hätten das
Hunderte Werktätige verlangt. So
hatte schon die Sowjetunion die Aus-
weisung von Regimekritikern be-
gründet.
Hunderte Werktätige sollten auch

als Staffage bei einem jüngst von Ka-
dyrow geplanten »Meeting gegen op-
positionelle Medien« mitwirken. Pu-
tins Innenpolitikexperten sollen es im
letzten Moment verboten haben.

Ramzan Kadyrow Foto: imago/TASS
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Gegner räumen Minen gemeinsam
Kolumbiens Regierung und FARC-Guerilleros zeigen ihren Willen zur Abkühlung des Konfliktes

Haben Regierung und FARC einen
Durchbruch bei den Verhandlun-
gen zur Beseitigung der Minen in
Kolumbien erreicht?
Ja, denn der Pilotplan sieht vor, in
zwei Regionen des Landes gemein-
samMinen zu räumen. Das ist ein No-
vum.

Wo liegen diese beiden Regionen?
Die eine im Verwaltungsbezirk Meta,
die andere im Departamento Anti-
oquia. Dort werden Räumungsteams
gebildet, die nach internationalen
Standards die Minen beseitigen. Das
ist ein wichtiger Schritt zur Abküh-
lung des Konflikts – angesichts der
Wellen von Polemik, mit denen die
FARC und die ELN in den letzten Wo-
chen bedacht wurden. Die Regierung
hat energisch appelliert, reale Gesten
der Verständigung und des Frie-
denswillens zu zeigen. Das hat ge-
fruchtet. Wir glauben, dass das der
Weg ist, um die Eskalation des Kon-
flikts zu vermeiden und ein gutes Sig-
nal für alle Menschen, die in derarti-
gen Gebieten leben – bis heute mit
den Minen und hoffentlich bald oh-
ne.

In der Theorie klingt das sehr gut,
aber wie soll das in der Praxis funk-

tionieren. Vertrauen zwischen Ar-
mee und FARC dürfte doch sehr
dünn gesät sein?
Das Pilotprojekt ist ein Mittel, um
Vertrauen zu säen. Der direkte Kon-
takt miteinander und den Gemein-
den bei der gemeinsamen Überprü-
fung von Angaben, wo Minen liegen
könnten, ist sicherlich ein guter An-
satz. Gemeinsam räumen heißt auch,
gemeinsam ein Camp zu bewohnen
und gemeinsam zu arbeiten. Armee,
Regierungsvertreter und FARC-Gue-
rilleros werden am gleichen Ort sein.
Künftig ist den Gemeinden bei einem
Plan zu helfen, wie sie wieder fried-
lich leben, ihr Land bestellen und zi-
vile Grundrechte zurückerlangen
können.

Hat die FARC Pläne, wo sie die Mi-
nen vergraben hat?
Wer die Minen gelegt hat, weiß auch,
wo sie liegen. Aber die Dynamik des
Konflikts hat auch dafür gesorgt, dass
sich die Guerilleros heute ganz wo-
anders befinden können. Folglich
kann es sein, dass die FARC nicht im-
mer weiß, wo sich die Minen exakt
befinden. Aber es wäre eine große
Hilfe, wenn wir konkrete Angaben er-
hielten, um die professionelle Räu-
mung einzuleiten – die findet unter

der Schirmherrschaft der Norwegi-
schen Regierung statt.

Ist es für die Teams auch wichtig,
um welche Art von Minen es sich
handelt?
Das sind ebenfalls wichtige Angaben.
Die FARC weiß natürlich, was sie pro-
duziert und verwendet. Wir haben
lange untersucht, welche Arten von
Minen zum Einsatz kommen, welche
Mechanismen sie enthalten und so
fort. Aber es hilft zu wissen, welche
Typen, wo und in welcher Region
verwendet wurden.

In welche Regionen liegen die meis-
ten Minen?
Meta und Antioquia hatte ich bereits
erwähnt. Aber Nariño, Putumayo,
Caquetá, die Region von Catatumbo,
einige Regionen des Chocó, das Val-

le de Cauca, Santander und der Sur
de Bolívia und Tolima gehören da-
zu. Insgesamt sprechen wir von mehr
als 600 Gemeinden, aus denen Mi-
nenfunde, Unfälle mit Minen oder
der Verdacht auf vermintes Gelände
gemeldet wurden. Wir haben in Ko-
lumbien 1102 Gemeinden und alle
Verwaltungsbezirke haben ein Mi-
nenregister – außer der Insel San
Andrés.

Warum nutzen die bewaffneten Ak-
teure Minen?
Sie haben sie gelegt, um Militärakti-
onen gegen sich und ihre Camps zu
unterbinden. Doch immer häufiger
wurden auch Gegenden vermint, in
denen Zivilisten unterwegs sind. Wir
haben landesweit 11 133 Opfer von
Minen registriert, davon sind rund 40
Prozent Zivilisten. In diesem Jahr sind

unter den 112 bisherigen Minenop-
fern 41 Zivilisten, auch mehrere Kin-
der – so zum Beispiel zwei Mädchen
in Caquetá. Das ist eine Tragödie, und
die Regierung unternimmt Anstren-
gungen, um weitere Gebiete zu räu-
men und sich mit der Guerilla zu ver-
ständigen.

Bis 2021 soll Kolumbien frei von
Minen sein. Ist das realistisch?
Die Räumung der Minen ist ein in-
tegrales Programm mit vielen Facet-
ten und umfassender Bedeutung. Ziel
ist es, Regionen wieder herzustellen,
staatliche Präsenz zu zeigen, Alter-
nativen zum Kokaanbau zu schaffen,
das Land wieder den rechtmäßigen
Besitzern zukommen zu lassen, es
wieder urbar zu machen. Für all das
ist die Räumung der Minen eine Vo-
raussetzung.

Rafael Alfredo Colón Torres ist Di-
rektor der »Dirección contra Minas
Antipersonales«, der Abteilung ge-
gen Personenminen. Die ist direkt
dem Präsidenten Juan Manuel San-
tos unterstellt und kümmert sich so-
wohl um die Registrierung der Opfer
als auch um die Räumung von Mi-
nen. Der 54-Jährige ist General im
Ruhestand und leitet seit Januar das
Programm. Mit ihm sprach für »nd«
Knut Henkel.
Foto: Knut Henkel

Minensucher im Departamento Antioquia machen Pause bei einer lebensgefährlichen Arbeit. Foto: AFP/Raul Arboleda
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ELN-Führungsmitglied in
Kolumbien getötet
Bogotá. Die kolumbianischen Si-
cherheitskräfte haben einen Füh-
rer der Guerillagruppe Nationale
Befreiungsarmee (ELN) getötet.
José Amín Hernández alias Mar-
quitos aus der ELN-Führungsriege
sei bei einem Angriff von Polizei
und Streitkräften auf ein Lager in
Antioquia getötet worden, teilte
das Militär mit, ohne den Zeit-
punkt genauer zu benennen. Es
handle sich um einen »harten
Schlag« gegen die nach den Re-
volutionären Streitkräften Ko-
lumbiens (FARC) zweite verblie-
bene Guerillagruppe des latein-
amerikanischen Landes. AFP/nd

Kleinbauern protestieren
gegen Nicaragua-Kanal
São Paulo. In Nicaragua haben
15 000 Menschen gegen den Bau
des Kanals protestiert, der den At-
lantik mit dem Pazifik verbinden
soll. Die Demonstranten, darun-
ter viele Kleinbauern, marschier-
ten durch die Stadt Juigalpa im
Westen des Landes, wie lokale
Medien am Sonntag (Ortszeit) be-
richten. Sie kritisierten Umsied-
lungspläne der Regierung und
warfen Staatspräsident Daniel Or-
tega schwere Umweltzerstörung
und einen Ausverkauf ihres Hei-
matlandes vor. Die Arbeiten an
dem rund 300 Kilometer langen
Interozeanischen Kanal hatten im
Dezember vergangenen Jahres
begonnen. Die offizielle Eröff-
nung ist für Ende 2019 geplant.
Der Kanal soll den Nicaragua-See
– nach dem Titicacasee zweit-
größter See Lateinamerikas und
einmaliges Ökosystem – durch-
queren. Die Route verläuft zudem
durch Siedlungsgebiete der Ur-
einwohner, die umgesiedelt wer-
den sollen. Investor ist der chine-
sische Mobilfunk-Milliardär Wang
Jing, Eigentümer der HKND-
Gruppe. Die Kosten belaufen sich
auf 40 Milliarden Dollar. epd/nd

Nordkorea macht Süden
Gesprächsangebot
Seoul. Nordkorea hat dem ver-
feindeten Süden amMontag ein an
Bedingungen geknüpftes Ge-
sprächsangebot gemacht. Es gebe
»keinen Grund, einen Dialog und
Verhandlungen zu vermeiden,
wenn eine Atmosphäre des Ver-
trauens und der Versöhnung ge-
schaffen wird«, hieß es in einer
von nordkoreanischen Staatsme-
dien verbreiteten Regierungser-
klärung an die Adresse Südko-
reas. Damit das gelinge, müsse Se-
oul »mutige« Schritte gehen und
etwa die gemeinsamen Militär-
übungen mit den USA beenden.
Das südkoreanische Vereini-
gungsministerium reagierte mit
Skepsis auf den Vorstoß. Pjöng-
jang müsse an den Verhand-
lungstisch zurückkehren, »ohne
unangemessene Vorbedingungen
zu stellen«. AFP/nd

Übergriffe von
Kenias Polizei
nach Attentaten
Hunderte misshandelt und
grundlos inhaftiert

Nairobi. Menschenrechtler wer-
fen Kenias Sicherheitskräften bru-
tale Übergriffe vor. Nach islamis-
tischen Attentaten im Nordosten
des Landes seien Hunderte Men-
schen misshandelt und grundlos
inhaftiert worden, erklärte eine
Sprecherin von Human Rights
Watch am Montag in der Haupt-
stadt Nairobi. Damit seien die Be-
wohner von Siedlungen, die im
Juni 2014 von der somalischen
Terrorgruppe Al-Shabaab über-
fallen wurden, zum zweiten Mal
Gewalt ausgesetzt worden, kriti-
sierte die Afrikadirektorin der Or-
ganisation, Leslie Lefkow. Bis
heute sei keine der Taten aufge-
klärt worden.
Bei den Überfällen von Al-Sha-

baab auf acht Dörfer und einen
Bus waren mindestens 87 Men-
schen getötet worden. Eine Stu-
die, die Human Rights Watch ge-
meinsam mit kenianischen Men-
schenrechtlern erstellt hat, kriti-
siert, dass die Bewohner in der
grenznahen Region von Polizei
und Militär nicht beschützt wor-
den und bis heute schutzlos An-
griffen ausgeliefert seien. Für die
Studie wurden mehr als 90 Au-
genzeugen befragt.
Demnach wurden bei den An-

schlägen Angehörige aller Eth-
nien getötet. Damit widerspra-
chen die Menschenrechtler Aus-
sagen von Kenias Präsident Uhu-
ru Kenyatta, wonach die Angriffe
von Oppositionellen ausgegangen
seien und Angehörigen seiner
Ethnie, den Kikuyu, galten. Den
Sicherheitskräften wird Willkür
zur Last gelegt. So seien Männer
auf Plätzen zusammengetrieben
und so brutal geschlagen worden,
dass sie noch Monate später unter
Verletzungen litten. epd/nd
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Agentur: Erneuerbare
in 15 Jahren führend
London. Erneuerbare Energien
werden einem Bericht der Inter-
nationalen Energie-Agentur zu-
folge in 15 Jahren weltweit die
führende Quelle zur Stromerzeu-
gung sein. Wenn die Staaten bei
der bevorstehenden UN-Klima-
konferenz in Paris Ernst machen,
könne beim Ausstoß von Treib-
hausgasen bereits 2020 der Schei-
telpunkt erreicht sein. Dazu müss-
ten die Energieeffizienz in der In-
dustrie verbessert, alte Kohle-
kraftwerke abgeschaltet und die
Subventionen für Verbraucher
fossiler Energieträger abgeschafft
werden, heißt es im neuesten Be-
richt der Agentur, der am Montag
in London vorgestellt wurde.
Stattdessen müssten die Investi-
tionen in Erneuerbare hochge-
fahren werden. dpa/nd

Gentech-Tierversuche in
Deutschland nehmen zu
Berlin. In Deutschland gibt es nach
Angaben von Tierschützern seit
zehn Jahren einen massiven An-
stieg von Versuchen mit gentech-
nisch veränderten Tieren. Laut ei-
ner Antwort der Bundesregierung
auf Anfrage der Grünen-Bundes-
tagsfraktion stieg die Anzahl der
Tiere von 317 777 im Jahr 2004
auf 947 019 im Jahr 2013, wie der
Bundesverband der Tierversuchs-
gegner am Montag in Berlin mit-
teilte. Besonders betroffen seien
Mäuse mit einem Anstieg um
knapp 600 000 sowie Fische mit
einem Plus von über 37 000 Tiere.
Dabei erfassten diese Zahlen längst
nicht alle gentechnisch veränder-
ten Versuchstiere, so der Verband.
So würden bisher insbesondere die
Nachkommen der Tiere kaum oder
gar nicht erfasst. epd/nd

Dobrindt bekräftigt
Millionenziel für E-Autos
Berlin. Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt hat das Ziel
von einer Million Elektroautos auf
deutschen Straßen bis 2020 be-
kräftigt. »Natürlich sind das am-
bitionierte Ziele«, sagte der CSU-
Politiker am Montag zum Auftakt
einer Konferenz zum Thema
Elektromobilität in Berlin. »Ich
glaube übrigens, dass wir dieses
Ziel erreichen können«, fügte er
hinzu. Bisher hinkt der Absatz der
klimafreundlichen E-Autos den
Regierungszielen gewaltig hin-
terher. Anfang 2015 gab es laut
Verband der Automobilindustrie
rund 25 300 steckdosentaugliche
Autos. Probleme sind vor allem die
hohen Anschaffungskosten und
die geringe Reichweite. dpa/nd

Revolver-Hersteller Colt
meldet Insolvenz an
Washington. Der Revolver-Her-
steller Colt ist insolvent. Das hoch
verschuldete Unternehmen teilte
am Montag mit, es habe Gläubi-
gerschutz beantragt. Dieser Schritt
ermögliche »einen beschleunigten
Verkauf der Aktivitäten von Colt
in den USA und in Kanada«. Der
Investmentfonds Sciens Capital
Management stelle ein erstes
Übernahmeangebot zurück, wäh-
rend Colt die eigenen Finanzen
unter die Lupe nehme und weite-
re mögliche Käufer kontaktiere.
Das mehr als 160 Jahre alte Un-
ternehmen hatte Mitte Mai eine
Rechnung über 10,9 Millionen
Dollar (9,6 Millionen Euro) bei
Gläubigern nicht begleichen kön-
nen. Agenturen/nd

Verbraucher profitieren
zu wenig vom Ölpreis
Berlin. Die Verbraucher in
Deutschland profitieren laut einer
Studie nur unzureichend von den
gesunkenen Preisen für Öl und
Gas. Die Unternehmen hätten die
Preissenkungen der vergangenen
zwölf Monate nicht vollständig an
die Kunden weitergegeben, kriti-
sierte der Verbraucherzentrale
Bundesverband am Montag in
Berlin. Ein durchschnittlicher
Haushalt gab demnach allein im
Januar für Tanken und Heizen bis
zu 15 Euro zu viel aus. Auch Flüge
seien zu teuer. dpa/nd

Kaufhof geht über den Ladentisch
Kanadische Firma übernimmt Warenhauskette / ver.di dringt auf rechtsverbindliche Verträge zur Jobsicherung
Galeria Kaufhof wechselt den Be-
sitzer. Der Käufer hat angekündigt,
alle Arbeitsplätze und Filialen er-
halten zu wollen.

Von Kurt Stenger

Plötzlich ging es dann ganz schnell:
Nachdem seit Jahren über einen Ver-
kauf der Warenhauskette Galeria
Kaufhof durch die Konzernmutter
Metro spekuliert wurde und am Wo-
chenende erste Gerüchte über den be-
vorstehenden Vollzug auftauchten,
wurde die Entscheidung am Montag-
morgen öffentlich gemacht. Das ka-
nadische Handelsunternehmen Hud-
son’s Bay Company (HBC) über-
nimmt Kaufhof und deren belgische
Tochtergesellschaft Inno zu einem
Transaktionswert von 2,825 Milliar-
den Euro inklusive verschiedener Ver-
bindlichkeiten. Die Aufsichtsgremien
von Metro und HBC haben die Trans-
aktion genehmigt, die bis Ende Sep-
tember 2015 abgeschlossen sein soll.
HBC-Chef Richard Baker sprach vom
»richtigen Investment zum richtigen
Zeitpunkt«. Und der Metro-Vor-
standsvorsitzende Olaf Koch ergänz-
te, »neben dem attraktiven Preis und
einer soliden Finanzierung« sei aus-
schlaggebend gewesen, dass Hud-
son’s Bay »verbindliche Zusagen für
die Übernahme der rund 21 500 Be-
schäftigten in Deutschland und Bel-
gien gemacht hat«.
Die Gewerkschaft möchte sich auf

ein bloßes Versprechen nicht verlas-
sen und fordert »rechtsverbindliche
Verträge zur Standort- und Beschäf-
tigungssicherung sowie zur Tarifbin-
dung«, wie ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Stefanie Nutzenberger er-
klärte. Zudem erwarte die Gewerk-
schaft die Beibehaltung der derzeiti-
gen Unternehmens- und Mitbestim-
mungsstruktur. »Die Kolleginnen und
Kollegen brauchen schnell Klarheit
über den zukünftigen Kurs des Kauf-
hof. Dazu erwarten wir vom neuen Ei-
gentümer auch Antworten auf die He-
rausforderungen des Internethandels
und den Verdrängungswettbewerb in
der Branche«, betonte Nutzenberger.
Mit der Metro-Entscheidung sind

Spekulationen über die Gründung ei-
ner »Deutschen Warenhaus AG« hin-
fällig, also den Zusammenschluss von
Kaufhof mit Karstadt. Einige Bran-
chenanalysten hatten diesenWeg, der
vermutlich viele Filialschließungen
und großen Stellenabbau nach sich
gezogen hätte, aus Renditegründen
ins Spiel gebracht. Das Geschäft der
klassischen Warenhäuser ist in
Deutschland längst margenschwach
bis hoch defizitär. Konkurrent Kar-

stadt, der schlechter da steht als Kauf-
hof, wurde in den vergangenen Jah-
ren aus diesem Grund bereits zwei
Mal von den jeweiligen Eignern ver-
kauft. Der jetzige Besitzer, der öster-
reichische Immobilieninvestor René
Benko, hatte ebenfalls für Kaufhof
geboten und sich, um sein Interesse

zu unterstreichen, mit einem weite-
ren Bieter, dem thailändischen Ein-
zelhandelsmilliardär Tos Chirathivat,
zusammengetan hat.
Zu einem Zusammenschluss zwi-

schen Karstadt und Kaufhof mit sei-
nen gefürchteten Synergieeffekten
wird es also jetzt nicht kommen – zur

Erleichterung von Gewerkschaft und
Beschäftigten. HBC hat angekündigt,
alle Standorte weiterzuführen. Dabei
handelt es sich im Einzelnen um 103
Filialen von Galeria Kaufhof in
Deutschland, von denen sich 59 im
Immobilieneigentum der Kaufhof-
Gesellschaft Galeria Real Estate be-

finden. Hinzu kommen 16 Sportare-
na-Filialen sowie 16 Inno-Waren-
häuser in Belgien. Neben verschie-
denen Logistikzentren, Lagern und
sonstigen Immobilien übernehmen
die Kanadier auch die Kaufhof-Zent-
rale in Köln – hier soll auch in Zu-
kunft die Hauptverwaltung bleiben.

Kopf einer Schaufensterpuppe vor dem Kaufhof-Schriftzug an der Filiale in Köln Foto: dpa/Oliver Berg

»Wer hat uns verraten?«
Streikende Postler wollen die Politiker, vor allem der SPD, aus ihrer Zuschauerrolle holen

Noch immer streiken Mitarbeiter
der Post für Arbeitszeitverkürzung
sowie gegen Tarifflucht und Lohn-
dumping. Bislang gibt es aber kei-
ne Bewegung in dem Konflikt zwi-
schen ver.di und Konzernführung.

Von Hans-Gerd Öfinger

Zu Beginn der zweiten Woche im un-
befristeten Streik bei der Deutschen
Post gibt sich die Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di entschlossen und
kampfbereit. Für diese Woche plant
sie eine Großkundgebung vor der
Bonner Konzernzentrale.
In der Bankenmetropole Frankfurt

zogen am Montag über 1000 Strei-
kende durch die Innenstadt zum Sitz
des SPD-Bezirks Hessen-Süd. Es gehe
darum, »die Politik aus der Zuschau-
errolle zu holen«, erklärte Detlev Bo-
rowsky, ver.di-Fachbereichsleiter
Postdienste in Hessen. Weil der Bund
als nach wie vor größter Anteilseig-
ner der Deutschen Post entscheiden-
den Einfluss auf die Konzernführung
ausüben könne, werde ver.di nun den
Druck auf die Berliner Regierungs-
parteien erhöhen. »Wegtauchen ist
nicht, Herr Schäuble. Der Hauptak-
tionär trägt die Hauptverantwor-
tung«, so Borowsky. »Demnächst sind
auch CDU und CSU als Adressat un-
serer Proteste dran«, versicherte er
auf nd-Anfrage.

Doch zunächst steht die SPD im
Fokus, deren Bezirk Hessen-Süd sich
als »treibende Kraft« in der Bundes-
partei sieht und als gewerkschafts-
nah gibt. Viele Postler haben aller-
dings nicht vergessen, dass die Sozi-
aldemokraten 1994 im Bundestag
den Weg für die Postprivatisierung
frei machten und im Jahr 2000 der
aus Hessen stammende SPD-Bun-
desfinanzminister Hans Eichel den
Börsengang der Post einleitete. Da-
mit seien die Schleusentore für Ren-
ditedruck und massive Angriffe auf
die Beschäftigten geöffnet worden.
»Da bricht die Post Verträge,

schüchtert Beschäftigte ein, vernich-
tet die beruflichen Perspektiven von
6000 Beschäftigten und kürzt ihnen
Löhne, Betriebsrenten und Weih-
nachtsgeld – doch der Staat schaut
weg«, rief Borowsky den herbeige-
eilten regionalen SPD-Größen zu, un-
ter ihnen Bezirkschef Gernot Grum-
bach und Ex-Landesvorsitzende An-
drea Ypsilanti. »Wir leben doch nicht
in einer Bananenrepublik oder in ei-
nem Appelstaat«, so der Gewerk-
schafter in Anspielung an Postchef
Frank Appel, der nach Ansicht vieler
Streikender die Gewerkschaft »aus-
zuhungern« gedenkt und zu ihrem

Verdruss bislang keinerlei verhand-
lungsfähiges Angebot vorgelegt hat.
»Wir stehen auf eurer Seite«, ver-

sprach Frankfurts SPD-Chef Mike Jo-
sef, im Hauptberuf DGB-Sekretär,
und erinnerte an Beschlüsse der SPD-
Bezirksparteitage Hessen-Nord und
Hessen-Süd vom vergangenen Wo-
chenende zur Unterstützung des Ar-
beitskampfes. Er lobte den »Kampf-
geist« der Postler und kritisierte
»Fehlentwicklungen« bei der Post.
Dass indes nicht alle Zuhörer an eine
von der SPD ausgehende Wende im
beinharten Tarifkonflikt zu ihren
Gunsten glaubten, machte ein selbst-
gemaltes Pappschild eines Postbe-
amten deutlich: »Wer hat uns verra-
ten? SPezialDemokraten!« Und ein
Betriebsrat schimpfte gegenüber
»nd«, die Reden der SPD-Vertreter
seien »heiße Luft«.
Zeitgleich zu dem lautstarken

Frankfurter Aufmarsch nahm Hessens
SPD-Landes- und Fraktionschef
Thorsten Schäfer-Gümbel in seiner
Funktion als Vizechef der Bundes-
partei im fernen Berlin an einer Prä-
sidiumssitzung teil. Ob er da die ak-
tuellen Beschlüsse der hessischen Par-
teitage zum Poststreik eingebracht
und per Beschluss durchgedrückt hat?
Offen bar nein. Wie ein SPD-Sprecher
auf »nd«-Anfrage erklärte, war der
Postkreis »kein Thema« bei der Präsi-
diumssitzung gewesen.

Postlerinnen bei einer Demonstration am Montag in Hannover Foto: dpa/Susann Prautsch

Am Anfang war der Kolonialismus
Das Unternehmen Hudson’s Bay wurde einst durch die britische Eroberung Kanadas mächtig

Der Käufer von Kaufhof ist ein al-
tes Unternehmen, dessen Name
einst Synonym für die britische Er-
oberung Kanadas war.

Von John Dyer, Boston

Zurück zu den Wurzeln: Der erste
Chef der Hudson’s Bay Company war
ein deutscher Prinz. Nun hat das ka-
nadische Unternehmen beim Bie-
terwettbewerb um die Warenhaus-
kette Kaufhof seine Konkurrenten
ausgestochen. Mit dem Engagement
setzt das kanadische Unternehmen
erstmals seinen Fuß auf europäi-
schen Boden. Weltweit verfügt Hud-
son’s Bay jetzt über 464 Geschäfte.
Das Unternehmen hofft, nun zu ei-

nem »global führenden Einzelhänd-
ler« zu werden.
Bisher hatte sich Hudson’s Bay auf

Nordamerika beschränkt. Die Ge-
schichte des 1670 gegründeten Un-
ternehmens ist eng verbunden mit
der Eroberung und Kolonialisierung
des amerikanischen Nordwestens
durch die britische Krone. Zunächst
suchten Pfadfinder, Trapper und
Pelzhändler von der Hudson Bay, ei-
nem 1,23 Millionen Quadratkilome-
ter großes Randmeer in Nordostka-
nada, aus die legendäre Nordwest-
Passage vom Atlantik zum Pazifik.
Das Unternehmen baute Forts und
führte Kriege gegen französische
Siedler. Das riesige Einzugsgebiet der
Firma reichte von Labrador an der

Atlantikküste über die Prärie und die
RockyMountains bis zumPazifik. Das
Gebiet umdieHudson Bay heißt noch
heute Rupert’s Land – benannt nach
dem ersten »Gouverneur« der Firma,
dem deutschen Adeligen Prinz Rup-
recht von der Pfalz. Als Cousin von
König Charles II. gehörte er auch zum
englischen Hof.
Die erste Unternehmensfusion er-

zwangen die Briten: die Verschmel-
zung mit der North West Company,
mit der man sich zuvor einen bluti-
gen Kampf geliefert hatte. Nach der
Fusion wurde es friedlich, die Com-
pany dominierte denPelzhandel. Das
Einzugsgebiet wurde 1864 be-
schnitten, als die Grenze zu den USA
gezogen wurde. Immer mehr Sied-

ler kamen, das Pelzgeschäft wurde
um den Gemischtwarenhandel er-
weitert. Bis in die 1930er Jahre lenk-
ten ausschließlich britische Politiker
undGeschäftsleute die Geschicke der
Hudson’s Bay Company.
Anfang des 20. Jahrhunderts

machte sie ihre ersten sechs Waren-
häuser auf. Zwischen 1970 und 1990
trennte man sich von allen anderen
Geschäftsbereichen. Zu Hudson’s Bay
gehört heute Lord & Taylor, die äl-
teste Kaufhauskette der USA, und die
renommierte Kette Saks Fifth Ave-
nue. Seit 2008 ist Hudson’s Bay im
Besitz des US-Finanzinvestors NRDC
Equity Partners. Der beließ damals
das Management im Amt – wie es
auch jetzt bei Kaufhof geschehen soll.

2252 Fehlgriffe
von Ärzten
Behandlungsfehler blieben
2014 nahezu konstant

Berlin. Die Anzahl der festgestell-
ten Behandlungsfehler bleibt na-
hezu konstant. Im vergangenen
Jahr stellten Gutachterkommissi-
onen undSchlichtungsstellen 2252
Behandlungsfehler fest. Das wa-
ren neun mehr als im Jahr davor,
wie die Bundesärztekammer
(BÄK) am Montag in Berlin mit-
teilte. In vier von fünf Fällen (1854
Fälle) wurde den Patienten ein An-
spruch auf Entschädigung zuer-
kannt. Bei den übrigen Fällen wur-
de zwar ein Fehler festgestellt, die-
ser habe aber zu keinen direkten
Gesundheitsschäden geführt.
Insgesamt gingen bei den Ärz-

tekammern im vergangenen Jahr
12 053 Patientenbeschwerden
wegen vermuteter Behandlungs-
fehler ein. Das waren nur gering-
fügig weniger als im Jahr davor.
Die Ärztevertreter führten die

Fehler auch auf die wachsende
Zahl von Behandlungen und die
steigende Arbeitsbelastung zu-
rück. »Ärzte und Pflegekräfte ar-
beiten am Limit – manchmal auch
ein Stück darüber hinaus«, erklär-
te Andreas Crusius, Vorsitzender
der Ständigen Konferenz der Gut-
achterkommissionen und Schlich-
tungsstellen der BÄK. Agentu-
ren/nd Kommentar Seite 4
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Correa macht
auf gut Wetter
Martin Ling über den Dialog von
Ecuadors Staatschef mit Merkel

Es geht doch. Ein Gespräch zwi-
schen Ecuadors Präsident Rafael
Correa und der deutschen Kanz-
lerin Angela Merkel am Rande
des EU-Lateinamerika-Karibik-
Gipfels vergangene Woche und
schon kommt wieder Bewegung
in die verfahrene Kiste der Ent-
wicklungszusammenarbeit. »Die
Entwicklungszusammenarbeit
mit Deutschland vor allem im
Umweltbereich wird fortgesetzt«,
so Correa bei seinem wöchentli-
chen Bulletin am Samstag.
Aus Deutschland wurde in

dieser Causa noch nichts Neues
verlautbart und Correa stellte
auch klar, dass die Wiederauf-
nahme der Entwicklungszusam-
menarbeit in »gegenseitigem
Respekt« zu erfolgen hätte.
Wegen mangelndem Respekt

hatte Ecuador – das Empfänger-
land – vergangenen Dezember
seinerseits die Zusammenarbeit
aufgekündigt. Üblich ist die ande-
re Richtung: Der Geber sanktio-
niert den Empfänger wegen Fehl-
verhaltens aus seiner Sicht.
Ecuador zeigte Deutschland die

Rote Karte, nachdem ein Streit
um die verweigerte Einreise von
Mitgliedern des Umweltausschus-
ses des Deutschen Bundestags es-
kaliert war. Ecuador überwies so-
gar sieben Millionen Euro zurück,
um seine Forderung nach Nicht-
einmischung in innere Angele-
genheiten zu unterstreichen – und
als das wird die Erdölförderung
im artenreichen Yasuní-National-
park betrachtet, seit die Idee ge-
scheitert ist, das Gebiet gegen
Ausgleichszahlungen aus Indust-
rienationen unangetastet zu las-
sen. Um die soziale Schuld abzu-
tragen, sieht Ecuadors Regierung
die Ölförderung auch in Yasuní
für unverzichtbar an. Das sieht in
Ecuador eine beträchtliche Min-
derheit anders. Ecuadors Weltre-
kord im Bäumepflanzen an einem
Tag vomWochenende wird sie
nicht besänftigen. Aber vielleicht
das Entwicklungsministerium.

Banken für mehr Souveränität
Pedro Páez über die neuen finanzpolitischen Institutionen im Globalen Süden

Herr Páez, Boliviens Wirtschafts-
minister Luis Arce sagte unlängst,
dass die lateinamerikanische Ent-
wicklungsbank Banco del Sur (Bank
des Südens) in Kürze ihre Geschäf-
te aufnehmen werde. Wie ist der
Stand dieses Projektes?
Es wird höchste Zeit, dass die Bank
des Südens Formen annimmt. Die
Unterschriften unter der Grün-
dungsakte wurden von sieben Prä-
sidenten schon im Dezember 2007
geleistet; von Ecuador, Venezuela,
Bolivien, Argentinien, Brasilien,
Uruguay und Paraguay. Sogar rech-
te Akteure waren mit dem Vorhaben
einverstanden. Der Vorschlag Ecua-
dors für eine neue Finanzordnung
spiegelt sich aber auch in anderen
Projekten wieder, etwa der Bank der
BRICS-Staaten oder der Asiatischen
Investitions- und Infrastrukturbank
(AIIB). Ich denke, dass Lateiname-
rika im Zuge dieser Gründungen
zwingend ein eigenes Instrument
entwickeln muss, um zwei Ziele zu
erfüllen: Die Region muss die eigene
Entwicklung in der neuen wissen-
schaftlichen und technischen Revo-
lution garantieren und zugleich die
Fehler der Spekulations- und Kri-
senwirtschaft vermeiden.

Unterstützung bekommt die Bank
des Südens derzeit vor allem aus
Argentinien, Bolivien, Ecuador und
Venezuela – vier Staaten. Welche
Rolle kann diese Institution tat-
sächlich spielen?
Die Bank des Südens war von vorn
herein darauf ausgelegt, über ihre
konkreten Projekte zur regionalen
Integration beizutragen. Als die Prä-
sidenten Ende 2007 ihre Unter-
schriften leisteten, bekräftigten sie
damit ein regionales Integrations-
projekt, das die Souveränität der Na-
tionalstaaten anders als bei der EU
nicht antastet. Es ging um ein neues,
kontinentales Entscheidungsgremi-
um für die Ernährungs-, Gesund-
heits-, Energie- und Infrastruktur-
politik. Die Arbeitsweise entwickelt
eine Eigendynamik. Wenn es etwa
um den Bau eines länderübergrei-
fenden Eisenbahnnetzes geht, dann
werden sich dem auch Staaten wie
Kolumbien oder Chile nicht entzie-
hen können.

Die Regionalmacht Brasilien ist an
der Entwicklung der Bank des Sü-
dens nicht beteiligt. Ein Problem?
Das ist Teil der bestehenden Schwie-
rigkeiten. Aber Brasilien unterstützt
die BRICS-Bank. Und die Arbeit der
BRICS-Bank – mit Beteiligung von
Brasilien und Argentinien – wird sehr
schwierig ohne Koordination mit der
Bank des Südens, die regionale Wäh-
rungsreserven mobilisieren kann.
Denn die bestehenden Institutionen
– die Interamerikanische Entwick-
lungsbank, die regionale Entwick-
lungsbank CAF und andere multila-
terale Finanzinstitute – haben Kredi-
te immer nur in US-Dollar ausgege-
ben. Von Ecuador aus haben wir in
den vergangenen Jahren immer wie-
der auf die Chance und die Notwen-
digkeit verwiesen, den regionalen
Währungen einen Raum zu geben.
Dazu trägt auch die neue, gemein-
schaftliche Buchwährung Sucre bei.

Sie haben verschiedene Entwick-
lungsbanken der Länder des Südens
genannt. Sehen Sie keine Konkur-
renz zwischen diesen Vorhaben?
Nein, ganz im Gegenteil. Ich halte je-
de dieser Banken für ein weiteres Mo-
saiksteinchen einer neuen finanzpo-
litischen Ordnung, die mit den der-
zeit dominierenden Last-Minute-
Maßnahmen und der Spekulation
bricht. Der Bank des Südens, der
BRICS-Bank oder auch der Bank der
ALBA-Staaten geht es doch darum,
die strategischen Notwendigkeiten
unserer Länder zu identifizieren. In
Lateinamerika ist zum Beispiel sehr
deutlich geworden, dass die multila-
teralen Banken nur sehr wenig zur
wirtschaftlichen Nachhaltigkeit und
Energiesouveränität beitragen kön-
nen. Oft haben sie diesen Zielen so-
gar geschadet. Wie sonst ist es zu er-
klären, dass Ecuador als Erdölstaat
die meisten Erdölprodukte impor-
tieren muss?

Dennoch müssen sie doch einge-
stehen, dass Ecuador nach wie vor
im Rahmen der finanzpolitischen
Ordnung operiert. Sprechen wir al-
so über Reformen oder eine revo-
lutionäre Veränderung?
Nun, der Vorschlag Ecuadors orien-
tiert auf eine Umorientierung der be-
stehenden Politik. Es geht in erster Li-
nie um die Rückeroberung der Sou-
veränität. Es darf eben nicht mehr der
Funktionär einer Bank sein, der die
Entscheidung des Landes trifft. Eine
regionalpolitische Struktur wie die
Union Südamerikanischer Nationen
(Unasur) etwa entscheidet schon
heute über das Gremium des Minis-

terrates. Und dessen Mitglieder sind
– anders als Bankfunktionäre – re-
chenschaftspflichtig.

Das hört sich sehr nach der Debatte
an, die im Fall von Griechenland
und den Institutionen der Troika
geführt wird.
Die Themen liegen auch nicht so weit
auseinander. Diese Entwicklung in
Lateinamerika ist auch eine Lehre aus
30 Jahren neoliberaler Dummheit. In
dieser Zeit sind Funktionäre der
Weltbank, der Interamerikanischen
Entwicklungsbank und des Interna-
tionalen Währungsfonds in unsere
Länder gekommen, um uns sogar
vorzuschreiben, was in den Schulen
unterrichtet wird und wie die Jus-
tizsysteme zu funktionieren haben.
Mit den neuen Institutionen in La-
teinamerika geht es darum, eine
Struktur zu schaffen, von der die de-
mokratische Ordnung respektiert
wird.

Ein Vorbild für die EU?
Im Fall von Europa glaube ich, dass
die Errungenschaften der vergange-
nen Jahrzehnte, seit dem Sieg über
den Faschismus, das Präludium zur
Wiedereroberung finanzpolitischer
Institutionen sein können. Hier
könnten der Europäische Investiti-
onsfonds und die Europäische Bank
für Wiederaufbau und Entwicklung
mit einer neuen Perspektive neu aus-
gerichtet werden, um humanisti-
schen und demokratischen Idealen in
Europa wieder mehr Spielraum zu
geben, anstatt den autoritären Sich-
ten bestimmter spekulativer Interes-
sen zu folgen.

Pedro Páez war von Oktober 2007
bis Dezember 2008 Wirtschaftsmi-
nister Ecuadors in der Regierung von
Rafael Correa, der seit 2007 als Prä-
sident amtiert. Heute ist der Wirt-
schaftswissenschaftler Leiter der
Marktaufsichtsbehörde seines Lan-
des und Vorsitzender der staatlichen
»Kommission zur Entwicklung einer
neuen regionalen Finanzarchitektur.
Mit Páez sprach für »nd« Harald
Neuber über die Bank des Südens,
wirtschaftliche Entwicklung und La-
teinamerika als potenzielles Vorbild
für Europa.
Foto: dpa/Lucas Dolega

Zwei Gründungsväter der Bank des Südens: Boliviens Evo Morales (l.) und Argentiniens Néstor Kirchner († 2010) Foto: AFP/Mabromata

Schlechtes Klima für die »Kornkammer der Karibik«
Guyanas neuer Staatschef David Granger will das Land auf die Gefahren vorbereiten, die die Erderwärmung nach sich zieht

Guyana ist der einzige ernäh-
rungssichere Mitgliedsstaat der Ka-
ribischen Gemeinschaft und »Korn-
kammer« der gesamten Region. Der
Klimawandel stellt das Land vor
große Herausforderungen.

Von Desmond Brown, Georgetown

Guyanas Staatschef David Granger ist
ambitioniert. Nach 23 Jahren ist es
ihm mit dem breiten Oppositions-
bündnis »A Partnership for National
Unity« m Mai gelungen, die People's
Progressive Party (PPP) an der Re-
gierung abzulösen. Nun will er das
südamerikanische Land, das wie
Nachbar Surinam zur Karibischen
Gemeinschaft (CARICOM) gehört,
rechtzeitig auf die vom Klimawandel
ausgehenden Gefahren einstellen. Sie
bedrohen das landwirtschaftliche Po-
tenzial des Landes. Derzeit generiert
der Agrarsektor 32 Prozent des nati-
onalen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
und 37 Prozent der gesamten Ex-

porteinnahmen. Sie beschäftigt ein
Drittel der erwerbsfähigen Bevölke-
rung unter den 740 000 Einwohnern.
Hauptausfuhrgüter sind Zucker und
Reis sowie Wald- und Fischereier-
zeugnisse, mit denen 137 Millionen,
55 Millionen, 70 Millionen bezie-
hungsweise 65 Millionen US-Dollar
erwirtschaftet werden. Andere An-
bauprodukte und die Viehzucht er-
zielen jährlich 7,5 Millionen Dollar.
Staatspräsident David Granger will

sich nicht auf den wirtschaftlichen
Lorbeeren seines Landes ausruhen.
Wie er gegenüber IPS berichtete, un-
terscheiden sich die tiefliegenden
Küstengebiete Guyanas klimatisch
nur unwesentlich vom Hinterland
und den bewaldeten Gebirgsregio-
nen. Niederschläge seien häufig.
Weiter südlich, in Richtung brasi-

lianischer Grenze, sehe die Land-
schaft völlig anders aus. Dort werde
das Bild von Savannen geprägt, in de-
nen sich lang anhaltende Regenzeiten
mit langen Trockenperioden ab-

wechselten. Die Küstengebiete hin-
gegen zeichneten sich durch eine lan-
ge Trocken- und eine kurze Regenzeit
aus. »Wenn wir vom Klimawandel re-
den, haben wir es mit einem äußerst
komplexen geographischen Phäno-
men zu tun«, erläuterte Granger.
Etwa 90 Prozent der guyanischen

Bevölkerung leben auf einem schma-

len Küstenstreifen, der einen halben
bis einen Meter über dem Meeres-
spiegel liegt. Dieser Gürtel wird von
Deichen umsäumt, die auf die nie-
derländische Besatzungszeit zurück-

gehen. In letzter Zeit werden die
Schutzwälle jedoch durch schwere
Stürme außer Gefecht gesetzt. Die
Folge sind schwere Überschwem-
mungen, die sich nach Ansicht von
Klimaforschern häufen werden.
Die Regierung investiert jedes Jahr

sechs Millionen US-Dollar in Ent- und
Bewässerungssysteme. Rund 100
MillionenDollar sind erforderlich, um
sie klimafest zu machen. »Wir müs-
sen Wege beschreiten, die den Schutz
unserer Bürger und die Verwaltung
dieser Gebiete ermöglichen«, erläu-
terte der Staatspräsident. »Wir müs-
sen Meeresschutzwälle errichten und
unsere Drainage- und Bewässe-
rungsanlagen modernisieren, um zu
verhindern, dass die Bevölkerung
weggespült wird.«
Vor zehn Jahren hatte das Land ei-

ne verheerende Flutkatastrophe er-
lebt, von denen eine Vielzahl der Küs-
tendörfer betroffen war. »Die dama-
ligen Überschwemmungen haben uns
Milliarden Dollar gekostet«, sagte

Granger. »Das zeigt, wie wichtig Prä-
vention ist. Wir müssen unsere Be-
mühungen in diese Richtung inten-
sivieren und dafür sorgen, dass ein
exzessiver Holzeinschlag vermieden
und bereits verlorenes Terrain wie-
deraufgeforstet wird.«
Guyana ist zu 80 Prozent von Re-

genwäldern bedeckt. Unterhalb der
Wälder und Savannen lagern Gold,
Diamanten und Bauxit, weitere wich-
tige Exportgüter des Landes. Norwe-
gen hat Guyana bis Ende des Jahres
250 Millionen Dollar als Kompensa-
tionszahlung für ausgebliebene Ro-
dungen zugesagt.
Die höchsten Kosten, die auf Gu-

yana zukommen, betreffen die zwin-
gende Umsiedlung der Küstenbe-
wohner in höher liegende Regionen.
Niemand würde sich gern ein solches
Szenario vorstellen, meinte Granger.
Doch da sich der Zeitpunkt einer sol-
chen Katastrophe nicht vorherbe-
stimmen lasse, sei es gut, gewappnet
zu sein. IPS

»Wir müssen Meeres-
schutzwälle errichten,
um zu verhindern, dass
die Bevölkerung weg-
gespült wird.«
David Granger, Guyana

ACTION

Kolumbien – »Glaub nicht, Du bist
in Sicherheit!« Das Drama der
Landrückgabe in Kolumbien. Vor
20 Jahren wurden sie von rechten
Paramilitärs im Nordwesten Ko-
lumbiens von ihrem Land ver-
trieben. Bei ihrer Rückkehr fan-
den sie Viehzüchter und Ölpalm-
plantagen und wurden mit dem
Tod bedroht. Yomaira Mendoza
und Enrique Cabezas aus Curva-
rado im Gespräch mit taz-Redak-
teur Bernd Pickert, 18. Juni, 19.30
bis 21.30 Uhr, taz-cafe, Rudi-
Dutschke-Str. 23, 10969 Berlin
Eintritt frei.

Entwicklungspolitik – »Von MDG
zu SDG – – Alter Wein in neuen
Schläuchen? Chancen für die
nicht-staatliche Entwicklungspo-
litik?«, Jahresveranstaltung der
Stiftung Nord-Süd-Brücken, 19.
Juni, 14 bis 20 Uhr,
http://www.nord-sued-brue-
cken.de/jahresveranstaltung-
2015.html, Haus der Demokratie,
Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin.
Eintritt frei.

Widerstand
gegen
Kinderehen
Von Ngala Killian Chimtom,
Maroua

Als Bienvenue Taguieke zwölf
Jahre alt war, sollte sie einen 40
Jahre älterenMannheiraten. Doch
eine Frauenorganisation in der
kamerunischen Far North Region,
in der Kinderehen verbreitet sind,
hat dem Mädchen geholfen, den
Plan der Mutter zu durchkreuzen.
Taguieke zufolge hatte ihre

Mutter das Angebot aus finanzi-
ellen Gründen angenommen. »Ich
denke, dass sie mich verkaufen
wollte, weil wir nach dem Tod
meines Vaters so arm waren«, sagt
sie. »Damals gab es niemanden,
der weiterhin für mein Schulgeld
aufgekommen wäre und uns ver-
sorgt hätte.«
Unterstützung erhielt Taguieke

von Asta Djarmi, der Schulleiterin.
Diese redete auf die Mutter ein, ih-
re Tochter nicht mit einem so viel
älteren Mann zu verheiraten. »Das
bereits angebahnte Ehearrange-
ment wurde gestoppt, und ALDE-
PA, eine lokale Organisation, die
sich für die Abschaffung von Kin-
derehen engagiert, erstattete dem
Bräutigam die Mitgift zurück«, be-
richtet Taguieke. Dank der finan-
ziellen Hilfe von ALDEPA geht sie
seither wieder in die Schule, um
Lehrerin zu werden, wie sie sagt.
Inzwischen gibt es viele Mäd-

chen, die sich gegen die Frühehen
wehren. Die 15-jährige Nabila aus
dem Nachbardorf Guidimdaz war
13 Jahre alt, als sie von ihren El-
tern zur Heirat gezwungen wur-
de. »14 schreckliche Tage lebte ich
im Haus dieses Mannes. Ich hatte
das Gefühl, von einem bösen Geist
verfolgt zu werden«, erinnert sie
sich. »Da entschloss ich mich zur
Flucht.«
Nach UN-Angaben sind fast ein

Drittel der 22 Millionen Kameru-
ner arm. Tatsächlich besteht zwi-
schen der verbreiteten Armut und
den Kinderehen in dem zentral-
afrikanischen Land ein Zusam-
menhang. So hat der Weltbevöl-
kerungsfonds UNFPA festgestellt,
dass 71 Prozent der Kinderbräute
aus armen Haushalten stammen.
Zahlen des UN-Kinderhilfswerks
UNICEF von 2014 belegen, dass
31 Prozent der Mädchen im Teen-
ageralter in der Far North Region
verheiratet werden.
Kameruns Ministerin für Frau-

en und Familie, Marie Therese
Abena Ondoa, hat die Frühver-
mählungen öffentlich verurteilt.
»Es ist unmoralisch, Mädchen zu
verkaufen, als seien sie Eigen-
tum.«
Das Problem der Kinderehen

beschränkt sich nicht nur auf Ka-
merun. Aus einem UNFPA-Bericht
von 2013 geht hervor, dass in
West- und Zentralafrika zwei von
fünf Mädchen unter 18 Jahren ver-
heiratet werden. Doch es regt sich
mehr und mehr Widerstand. IPS



Berlin
u neues deutschland Dienstag, 16. Juni 2015

*

11

MEINE SICHT

Kein Mangel an
Misswirtschaft
Andreas Fritsche über Hui und Pfui
in Brandenburgs Industrie

Es gibt sie in Brandenburg tat-
sächlich: die Ostfirma, die in den
Wirren der Wende überlebte, und
die Neugründung, die sich am
Markt behaupte. Das grenzt an
ein Wunder angesichts der »fast
flächendeckenden Deindustriali-
sierung zu Beginn der 1990er
Jahre«, die Wirtschaftsminister
Albrecht Gerber (SPD) am Mon-
tag keineswegs verschwieg, als er
auf die positiven Beispiele hin-
wies.
Doch erinnert werden muss

auch an die Skandale. Die be-
rüchtigte DDR-Mangelwirtschaft
ist nicht in Gänze eine Misswirt-
schaft gewesen. Es gab durchaus
überlebensfähige Betriebe, die
Spitzenerzeugnisse ins Ausland
exportierten. Sie wurden oft
dennoch plattgemacht, weil bei
der Privatisierung Menschen mit
krimineller Energie zum Zuge
kamen oder Westkonzerne, die
lediglich die lästige Konkurrenz
aus dem Osten ausschalten woll-
ten. Nur eins der unzähligen Op-
fer sei hier genannt: das traditi-
onsreiche Nähmaschinenwerk in
Wittenberge. Wo Betriebe geret-
tet worden sind, geschah dies in
der Regel um den Preis von Mas-
senentlassungen.
Auch bei den Neuansiedlungen

lief längst nicht alles wie erhofft
und versprochen. Es herrscht kein
Mangel an Beispielen für moder-
ne Misswirtschaft. Der Traum
vom Luftschiff CargoLifter in
Brand zerplatzte wie eine Seifen-
blase und bei der geplanten
Chipfabrik in Frankfurt (Oder)
hat sich die Politik verrechnet.

Klassenzimmer in Schnellbauweise
Berlin wächst, die Schülerzahlen wachsen schneller, wie der Schulentwicklungsplan zeigt
Die Entwicklung der Schülerzahlen
stellt den Senat vor riesige He-
rausforderungen. Das hat er im ak-
tuellen Schulentwicklungsplan
selbst erkannt. Die Bezirke zanken
derweil um Neubaugelder.

Von Christin Odoj

Der aktuelle Schulentwicklungsplan
für Berlin, der bis ins Jahr 2022 hi-
neinprognostiziert, zeigt eins ganz
deutlich: Während in der Stadt bis
2030 knapp 250 000 Menschen zu-
sätzlich leben werden (ein Plus von
etwa sieben Prozent), steigt die Zahl
der Sechs- bis unter 18-Jährigen al-
lein bis 2020 um 20 Prozent. Berlin
braucht also dringend Platz für neue
Schüler und das insbesondere im
kommenden Schuljahr 2015/16, wie
aus den Planungen des Senats her-
vorgeht.
Statt nun vermehrt neue Schulen

zu bauen, setzt die Bildungsverwal-
tung eher auf Verdichtung. Schulen in
modularer Schnellbauweise sind seit
den 80er Jahren vor allem in West-
berlin als Reaktion auf die steigenden
Schülerzahlen entstanden und sollen
auch heute noch die pragmatische
Antwort auf den anstehenden Platz-
mangel sein. »Dieser starke Bevölke-
rungsanstieg innerhalb kürzester Zeit
hat u.a. zur Folge, dass die erforder-
lichen Schulraumkapazitäten nicht
zeitgerecht zur Verfügung stehen
würden«, heißt es im Schulentwick-

lungsplan 2014-2018 dann auch. Zu-
sätzliche Kapazitäten sollen außer-
dem durch die Reaktivierung alter
Schulgebäude entstehen. Stefanie
Remlinger, bildungspolitische Spre-
cherin der Grünen im Abgeordneten-
haus, überzeugt das Modulbaukon-
zept wenig. »Statt auf gezielten Schul-
neubau zu setzen und für die kom-

menden Schülergenerationen gute
Schulen zurVerfügung zu stellen, setzt
der Senat auf Verdichtung und Bil-
ligbauweise. ›Modulare Schulergän-
zungsbauten‹ klingt im Bürokraten-
deutsch zwar gut, täuscht aber nicht
darüber hinweg, dass es sich hier um
Provisorien im 21. Jahrhundert han-
delt«, sagt sie.
Regina Kittler, bildungspolitische

Sprecherin der Linksfraktion, möchte
die Modulbauten nicht per se »ver-
teufeln«, jedoch würden sie nicht das
generelle Infrastrukturproblem lösen,
das die steigenden Schülerzahlen mit
sich bringen. »Schulhöfe werden
durch die geplante Verdichtung im-
mer zugebauter und lassen den Schü-
lerinnen kaum noch Raum. Der Platz
in den Mensen reicht an vielen Schu-
len schon heute nicht«, sagt sie.
Vor allem im Grundschulbereich

muss laut der Bedarfsplanung des Se-
nats aufgerüstet werden. Laut Schul-
gesetz sind an den Schulen mindes-
tens zwei Klassen nötig. Künftig sol-

len sie einen Spielraum von bis zu vier
Zügen pro Jahrgangsstufe bekom-
men. Insbesondere in den östlichen
Bezirken gebe es nach den Jahren, in
denen eine Schule nach der anderen
aufgrund des Schülermangels ge-
schlossen wurde, wieder erhöhten
Platzbedarf. Laut Entwicklungsprog-
nose steigen die Schülerzahlen am
stärksten in den Bezirken Lichten-
berg, Treptow-Köpenick, Marzahn-
Hellersdorf und Pankow. Insgesamt
will der Senat in denkommenden zwei
Jahren 155 Millionen Euro in Schul-
bauprojekte stecken.
In Marzahn-Hellersdorf macht sich

der Rückbau der Platzkapazitäten seit
den 90er Jahren ganz besonders be-
merkbar. »Der Mangel an Schulplät-
zen im Bezirk ist akut«, sagt die bil-
dungspolitische Sprecherin der
Linksfraktion in der BVV, Sarah Fin-
garow. Die Schülerzahlen werden in
den kommenden Jahren um 20 Pro-
zent steigen. In einigen Teilen des Be-
zirks ist besonders der Mangel an

Grundschulplätzen eklatant. So etwa
im Einzugbereich der Grundschule
»Am Fuchsberg« im Ortsteil Biesdorf.
»Bisher können wir für viele Schüler
in dem Bereich keine wohnortnahe
Versorgung gewährleisten. Erst-
klässler müssen teilweise bis zu zwei
Kilometer Schulweg zurücklegen«,
sagt Fingarow. Mit der Senatsfi-
nanzverwaltung hatte es Unstim-
migkeiten über die Finanzierung ei-
nes geplanten Neubaus gegeben. Die
Investitionsplanungen des Bezirks für
die neue Schule, die künftig bis zu vier
Klassenzüge pro Jahrgang aufneh-
men soll, waren beim Finanzsenat
zunächst abgelehnt worden. »Mitt-
lerweile hat sich die Verwaltung in
Bezug auf die neue Schule am Ha-
bichtshorst der Einschätzung des Be-
zirks angeschlossen«, heißt es aus der
Finanzverwaltung. Die Mitteilung sei
am Montag an den Bezirk gegangen.
Das Neubauprojekt in Biesdorf tauch-
te bereits 2009 das erste Mal im In-
vestitionsplan des Landes auf.

Zu wenig Platz für zu viele Schüler: In Berlin soll es bis zum Jahr 2022 rund 335 000 Schüler geben Foto: dpa/Arne Dedert

»Der Mangel an Schul-
plätzen im Bezirk ist
akut.«
Sarah Fingarow, LINKE
Marzahn-Hellersdorf

Aufstehen für Flüchtlinge
Pankower Willkommensnetzwerk startete Kampagne unter der Weltzeituhr

Mit prominenter Unterstützung ru-
fen ehrenamtliche Flüchtlingshel-
fer auf, in Kurzclips ein Zeichen der
Solidarität zu setzen.

Von Josephine Schulz

Olaf Schubert erklärt, wie es geht:
»Man spürt den Schenkelaufbau, der
Torso wird aktiviert, dann der ganze
Rumpf und schon geht es los. Es folgt
der Gesäßabhub.« In einem kurzen Vi-
deoclip ermutigt der Comedian die
Zuschauer, aufzustehen. »Steht auf
und setzt euch ein. Wenn ihr erst mal
steht, dannwerdet ihr denRest jawohl
auch hinkriegen«.
Das Video ist Teil der Kampagne

#aufstehen, die für Solidarität mit
Flüchtlingen wirbt. Viele haben sich
im Rahmen der Aktion schon aus dem
Sitzen in die Senkrechte bewegt, da-
runter der Fußballclub FSV Hansa 07
aus Kreuzberg und die Schauspieler
Benno Fürmann und Ulrike Frank.
Initiiert wurde die Kampagne von dem
Willkommensnetzwerk »Pankow
hilft«. Die ehrenamtlichen Flücht-
lingshelfer rufen dazu auf, in eigenen
Kurzclips ein Zeichen für die Belange
von Flüchtlingen zu setzen und unter
dem Hashtag »aufstehen« in die sozi-
alen Netzwerke zu laden.
Am Montag fand auf dem Alexan-

derplatz die Auftaktveranstaltung der
Kampagne statt. Unter der Weltzeit-
uhr wurden Flugzeugsitze aufgebaut.
Flüchtlinge und Unterstützer ani-
mierten vorbeilaufende Passanten,

sich zu setzen, aufzustehen und das
Video ins Internet zu stellen. »Wir sind
die Airline, die nicht abhebt, wenn je-
mand hier bleiben will« ist das Motto
der Aktion. »Die Kampagne ruft dazu
auf, sich solidarisch mit Flüchtlingen
zu zeigen«, sagt Ines Stürmer, Initia-
torin des Unterstützerkreises Straß-
burger Straße. Solidarität sei ein schö-
nes Wort. Was man eigentlich errei-
chen wolle, sei, dass die Menschen ak-
tiv werden, im Kopf und im Alltag.
Das Willkommensnetzwerk »Pan-

kow hilft« ist ein Zusammenschluss
verschiedener Unterstützerkreise. Je-
der Unterstützerkreis kümmert sich

um ein Flüchtlingsheim. Nachbarn
helfen Nachbarn – so das Konzept.
Anwohner geben Deutschkurse, or-
ganisieren Fußballturniere, Fahrrad-
werkstätten oder Sommerfeste und
versuchen so, die Geflüchteten in die
Nachbarschaft zu integrieren. »Wir
wollen, dass die Flüchtlinge hier ein
so ein normales Leben führen können
wie wir«, sagt Stürmer.
Auch der Schauspieler Benno Für-

mann hat auf den Flugzeugsitzen am
Alexanderplatz Platz genommen. Man
müsse aufhören Makulatur zu betrei-
ben, so der Schauspieler. »Die Politik
spricht gerne warme Worte, wenn die

Situation akut wird.« Aber anstelle ei-
ner verantwortungsvollen Wirt-
schaftspolitik oder legaler Einreise-
möglichkeiten, fänden vor der liby-
schen Küste Militäraktionen statt.
Die Idee zur #aufstehen-K-

ampagne stammt von der Regisseurin
Kerstin Höckel. Sie ist seit knapp ei-
nem Jahr im Unterstützerkreis für die
Erstaufnahmeeinrichtung in der
Straßburger Straße aktiv. Vor zwei
Wochen hat sie gemeinsam mit
Flüchtlingen und Berlinern einen Film
abgedreht: Die Bürgschaft. »Die Bal-
lade von Friedrich Schiller wollte ich
schon lange verfilmen.«, sagt Höckel.
Erst im Unterstützerkreis sei ihr aber
die Idee gekommen, wie man das Ge-
dicht in die heutige Zeit übersetzen
könne. Nun ist die Geschichte von Da-
mon, dem Freund und dem Tyrannen
ein modernes Flüchtlingsdrama. In
der Schlüsselszene des Films stehen
die Passagiere eines Flugzeuges ge-
meinsam auf, um die Abschiebung ei-
nes Mädchens zu verhindern.
»Aufstehen ist ein starkes Symbol.

Erst recht, wenn es viele tun.Wir wün-
schen uns, dass die Zivilcourage aus
dem Film in der Realität Schule macht
und auf die ganze Republik über-
greift«, so die Regisseurin. Die Kam-
pagne sei natürlich ein symbolischer
Akt. Vielleicht rette man damit heute
nicht das Leben eines Flüchtlings. Aber
sie hofft, dass dieser symbolische Akt
politisches Gewicht bekommt, wenn
genug Leute zur Kamera greifen und
sich öffentlich erheben.

Aufstehen mit Benno Fürmann Foto: nd/Ulli Winkler

Schnelle Hilfe
bei Schlaganfall
Nach drei Monaten Pause ist das
Spezialfahrzeug für Schlaganfall-
Patienten von Feuerwehr und
Charité wieder im Einsatz. Die
Schäden durch einen Unfall im
März seien behoben worden, sag-
te Charité-Professor Heinrich Au-
debert. Die langfristige Finan-
zierung des Fahrzeugs sei aber
weiterhin offen. Das Mobil war
auf dem Weg zu einem Patienten
mit einem Lkw zusammengesto-
ßen. Die Fahrerkabine musste
ausgewechselt werden. Laut ei-
nem Feuerwehrsprecher lag der
Schaden bei etwa 55000 Euro.
Das Mobil ist seit 2011 im Ein-

satz und wurde seither zu mehr
als 6000 Patienten gerufen. Meh-
rere Hundert Schlaganfälle wur-
den unterwegs behandelt. Rund
12000 Berliner erleiden pro Jahr
einen Schlaganfall. Die lebens-
gefährlichen Blutgerinnsel müs-
sen schnell therapiert werden.
Das Stroke-Einsatz-Mobil (Ste-
mo) hat einen Neurologen, einen
Computertomographen, ein La-
bor und einen Röntgenexperten
an Bord. Patienten können so
schon auf dem Weg in die Klinik
behandelt werden. dpa

Betreiber
für Leihräder
gesucht
Senat gibt sieben Millionen
Euro Zuschuss

Im dritten Quartal soll der neue
Betreiber für ein öffentliches Miet-
radsystem feststehen. Das teilte die
Senatsverwaltung für Stadtent-
wicklung am Montag mit. Derzeit
betreibt die Deutsche Bahn ihr
Leihsystem »Call a Bike« in Berlin,
seit 2013 erhält sie dafür auch ei-
nen Zuschuss vom Senat von jähr-
lich 900000 Euro. Doch der Ver-
trag mit dem Senat ist ende ver-
gangenen Jahres ausgelaufen.
Beworben um den neuen Ver-

trag haben sich laut Senat 20 In-
teressenten, die fünf mit den bes-
ten Ansätzen würden nun aufge-
fordert, ein Angebot abzugeben.
Auch die Bahn wollte sich an der
Ausschreibung beteiligen. sie hat-
te ihr System 2002 gestartet und
seitdem auch dank der Finanz-
spritze des Senats stark ausge-
baut. Standen 2011 noch 1250 Rä-
der in dem auffälligen rot-silber-
grauen Design an 80 Stationen zur
Verfügung, sind es jetzt 1650 an
153 Stationen.
Laut Ausschreibung sollen

künftig mindestens 175 Stationen
mit 1750 Fahrrädern betrieben
werden. Damit wird es also kein
Zurück zum einstigen System ge-
ben, als die Räder überall in der In-
nenstadt entliehen und auch wie-
der abgegeben werden konnten.
Ziel des Landes ist »ein kosten-
günstiges, dichtes, benutzer-
freundliches System mit minima-
len Zugangshürden«, heißt es im
Ausschreibungstext. Hauptziel-
gruppe seien die Berliner, die in-
nerhalb des S-Bahn-Rings kurze
Distanzen mit dem Rad zurückle-
gen und das Leihfahrrad mit dem
öffentlichen Nahverkehr kombi-
nieren. Der Vertrag soll fünf Jahre
gelten, bei entsprechender Nach-
frage ist eine Verlängerung umdrei
Jahre möglich. Der Betreiber er-
hält für die fünf Jahre einen Zu-
schuss von insgesamt sieben Mil-
lionen Euro. bka

Bald Antrag für
Coffeshop
Der Bezirk Friedrichshain-Kreuz-
berg sitzt am letzten Feinschliff
des Antrags für zwei Cannabis-
Verkaufsstellen. Ende Juni soll
dieser beim Bundesinstitut für
Arzneimittel und Medizinpro-
dukte eingereicht werden, sagte
Bezirks-Sprecher Sascha Langen-
bach. Die Grünen, die in Fried-
richshain-Kreuzberg die Bezirks-
bürgermeisterin stellen, verfolgen
schon seit einigen Jahren das Ziel,
sogenannte Coffeeshops einzu-
richten. dpa

Ferien- zu
Mietwohnungen
Der Bezirk Mitte hat seit Jahres-
beginn Dutzende Ferienwohnun-
gen in normale Mietwohnungen
umwandeln lassen. Insgesamt ha-
be das Bezirksamt bislang die Um-
wandlung von 220 Wohnungen
gefordert, sagte Stadtrat Stephan
von Dassel (Grüne) am Montag.
Für ein Viertel davon liege ein
Mietvertrag als Beleg dafür vor,
dass tatsächlich wieder dauerhaft
Mieter in der Wohnung leben.
Täglich gingen 10 bis 15 Hinweise
von Bürgern auf zum Teil illegale
Ferienwohnungen ein, sagte von
Dassel. »Ich glaube, es gibt min-
destens 3000 Ferienwohnungen in
Mitte.« 1550 davon genössen Be-
standsschutz. Wegen der steigen-
den Mieten in der Stadt wollen Se-
nat und Bezirke die Zahl der Feri-
enwohnungen begrenzen. dpa

Blitz legte
S-Bahn lahm
Signalstörungen haben am Mon-
tag bei der S-Bahn zu Verspä-
tungen auf zwei Linien geführt.
Die Züge der S7 fuhren nach ei-
nem Blitzeinschlag zwischen
Marzahn und Ahrensfelde nur al-
le 20 Minuten, wie die S-Bahn
Berlin GmbH mitteilte. Zu Ver-
spätungen kam es wegen einer
Signalstörung auch auf der Linie
S2 zwischen Lichtenrade und
Mahlow. dpa
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Politik
»Der 9. Mai 2015 in der Rück-
schau« – Gespräch im Rahmen der
Ausstellung »Der 9. Mai. Formen des
Gedenkens an des Kriegsende 1945«
heute, 19 Uhr, im »Deutsch-Russi-
sches Museum Berlin Karlshorst«,
Zwieseler Straße 4.

»Was wurde aus dem Geld der DSF?
– Mehr als 20 Jahre – Stiftung West-
Östliche Begegnungen« – Vortrag
und Diskussion mit Dr. Helmut Dom-
ke am 17.6., 17.30 Uhr, im »Russi-
schen Haus«, Friedrichstraße 101
(Mitte).

»Bildungslüge: ›Kleine Klassen
bringen nichts...‹« – Vortrag und Dis-
kussion mit Prof. Dr. Rainer Dollase
am 17.6., 18 Uhr, im »GEW-Haus«,
Ahornstraße 5 (U-Bhf. Nollendorf-
platz).

Junge Panke: »Unsagbare Dinge.
Sex, Lügen und Revolution« – Vor-
trag von Laurie Penny, Moderation:
Stefanie Lohaus, am 17.6., 19 Uhr, im
»SO 36«, Oranienstraße 190 (Kreuz-
berg).

»25 Jahre Währungsunion: Als der
Kollaps der DDR-Wirtschaft zum
kollektiven Trauma der Ostdeut-
schenwurde« – Lesung aus demBuch
»Mein letzter Arbeitstag« und Dis-
kussion mit Experten und Zeitzeu-
gen, Moderation: Katrin Rohnstock,
am 18.6., 15 bis 19 Uhr, Salon von
»Rohnstock Biografien«, Schönhau-
ser Allee 112 (Eingang Saarbrücker
Straße). Anmeldung erbeten: Tel.:
030-40 50 43 30 oder info@rohns-
tock-biografien.de.

URANIA

Die URANIA, An der Urania 17, bie-
tet heute folgende Veranstaltungen
an:

17.30 Uhr: Luther und die Fürsten –
Selbstdarstellung und Selbstver-
ständnis des Herrschers im Zeitalter
der Reformation – Vortrag von Juli-
ane Wolschina.

19.30 Uhr: Bruder, Kämpfer, Dschi-
hadist – der neue Flächenbrand. Hin-
tergründe zur Lage in Syrien und im
Irak – Vortrag von Dr. Andreas Go-
etze.

Kinder

»Des Kaisers neue Kleider« – Vor-
stellung mit Andersens Koffertheater
am 17.6., 10 Uhr, in der »Kulturkü-
che Bohnsdorf«, Dahmestraße 33.

»Rotkäppchen« – Mitspieltheater für
Kinder ab 4 Jahren am 17.6., 10 Uhr,
im »Berliner Tschechow Theater«,
Märkische Allee 410 (Marzahn).

»Der gestiefelte Kater« – Abenteu-
erstück am 17.6., 16 Uhr, im »Pup-
pentheater Firlefanz«, Sophienstraße
10 (Mitte).

Freizeit
»Prenzlauer Berg – Jüdisches an der
Schönhauser; Ev. Segens-Kloster
Don Camillo; Kastanienallee – äl-
teste Straße« – Meyers Stadtgang
heute, Treff: 14 Uhr, am Senefelder
Denkmal, U2-Senefelderplatz, Aus-
gang Saarbrücker Straße.

»15. Berlin-Bloomsday« zu Ehren
von James Joyce heute, 19 Uhr, im
»Leydicke«, Mansteinstraße 4 (Schö-
neberg).

»LSD – Liebe Statt Drogen« – Le-
sung heute, 20.30 Uhr, im »Schoko-
laden Mitte«, Ackerstraße 169. An-
schließend: »LAUT und BILLIG – Der
Wilde Gitarren Tresen«.

»Edvard Munch – Ein Maler der Mo-
derne« – Galeriefrühstück und Vor-
trag von Jörg Beck am 17.6., 10 Uhr,
im »Studio Bildende Kunst«, John-
Sieg-Straße 13 (Lichtenberg). An-
meldung erbeten, Tel.: 553 22 76.

»Baustellen[kunst]aktion« mit Ben
Wagin, Blütenkind und Ronald Jan-
zen am 17.6., 10.30 Uhr, Joseph-
Haydn-Straße 1 (Tiergarten)

»Auf Papier: Mit spitzer Feder – Ka-
rikaturen aus West-Berlin« – Prä-
sentation der Grafischen Sammlung
am 17.6., 18 Uhr, im »Ephraim-Pa-
lais«, Poststraße 16 (Mitte).

»Pamenides: Dasselbe nämlich sind
Denken und Sein« und »Cusanus:
Das Ganze scheint in allen seinen
Teilen wider« – Aufgezeichnete Vor-
lesungen von Hans Heinz Holz am
17.6., 18 Uhr, im »HABEMMA«, Büh-
ne der Peter-Hacks-Gesellschaft,
Mülhauser Straße 6, Hofgebäu-
de/Ecke Prenzlauer Allee.

NACHRICHTEN

Senat will soziale
Vorgaben für Bauherren
Ein Teil der privaten Bauherren in
Berlin soll künftig ein Viertel sei-
ner neuen Wohnungen zu festge-
legten Mieten anbieten. »Das Ziel
sind sozial gemischte Wohnquar-
tiere«, sagte ein Sprecher der
Stadtentwicklungsverwaltung am
Montag. Ihr Entwurf für eine Ver-
waltungsleitlinie verpflichtet In-
vestoren, 25 Prozent der Woh-
nungen für Kaltmieten von 6,50
Euro anzubieten. Dafür werde der
Bau öffentlich gefördert. Betrof-
fen sind größere Entwicklungs-
gebiete, nicht Baulücken. Die Vor-
gabe muss sich zudem in einem
festgelegten Berechnungsverfah-
ren als angemessen erweisen. Die
Bauherren werden über städte-
bauliche Verträge auch an den
Kosten für Parks und Kitas betei-
ligt. dpa

Treptower Park: Tote
noch nicht identifiziert
Nach dem Fund einer Frauenlei-
che im Treptower Park wissen die
Berliner Ermittler noch nicht, wer
die Tote ist. Die Unbekannte sei
noch nicht identifiziert, sagte der
Sprecher der Staatsanwaltschaft,
Martin Steltner, am Montag. Es
werde von einem Gewaltverbre-
chen ausgegangen, die Frau sei
umgebracht worden. Die Leiche
habe zuvor mehrere Tage im Was-
ser gelegen, so der Sprecher. Das
Ergebnis derObduktionwurde aus
»ermittlungstaktischen Gründen«
aber nicht mitgeteilt. Ein Ver-
dächtiger wurde noch nicht ge-
fasst. Eine Mordkommission er-
mittelt wegen des Verdachts eines
Tötungsdelikts. Die Leiche war am
Samstag von Spaziergängern in
einem Gebüsch am Spreeufer ent-
deckt worden – in der Nähe des
Liegeplatzes für Hausboote. Zu
Spekulationen, dass das Vorge-
hen mit einer möglichen Promi-
nenz des Opfers zusammenhän-
gen könnte, gebe es keine Hin-
weise sagte Steltner. dpa/nd

Aktivisten bieten Kurse
im Fahrrad-Yoga an
Das Bein nach vorn auf den Fahr-
radlenker gelegt, der Rücken ge-
streckt – das ist die Taube. In Ber-
lin gibt es jetzt Kurse im Fahrrad-
Yoga. Ausgedacht haben sich die
Übungen auf dem rollenden Rad
vom fliegenden Vogel bis zum
Sonnengruß die russische Yoga-
Lehrerin Nadezda Agapova und
der Berliner Fahrrad-Aktivist
Heinrich Strößenreuther. Die
Idee: Beim täglichen Fahrrad-
fahren in der Großstadt ent-
spannter ankommen und etwas
für den müden Büro-Rücken tun.
Wer auf dem Rad Yoga-Übungen
mache, könne auch kein Kampf-
radler mehr sein, sagt Strößen-
reuther. »Beim Yoga und Rad-
fahren geht es um Achtsamkeit
und Rücksicht.« Beim Fahrrad-
Yoga können auch Balance und
Mut nicht fehlen. Beim Pfau zum
Beispiel: Einer Übung, bei der
man sich mit dem Bauch auf den
Sattel legt, die Beine frei nach
hinten gestreckt. dpa
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Wohin zieht die Hipsterkarawane?
Berlin lockt immer noch viele Leute an. Die Avantgarde weicht auf Leipzig oder Budapest aus

Lange galt: Wer anders war als der
Mainstream, der ging nach Berlin.
Inzwischen kommt eher die breite
Masse. So mancher Szenegänger
sucht daher »das neue Berlin«. Aber
gibt es das überhaupt noch?

Von Antonia Lange

Ein bisschen ist es mit Berlin wie mit
dem Vollbart. Was zu sehr gehypt
wird, ist irgendwann nur noch Main-
stream. »Berlin ist hinüber«, schrieb
jüngst eine Journalistin der »Welt«.
Sie ist nicht die Erste – und wohl auch
nicht die letzte – die einen Abgesang
auf die Hauptstadt anstimmt. Viel
spannender als die Gründe, warum
Berlin »durch« ist, ist aber die Frage:
Wohin zieht die Hipsterkarawane als
nächstes?
»Ich bin einer von denen, die von

Berlin nach Leipzig gezogen sind«,
sagt Thilo Lang (38) vom Leibniz-Ins-
titut für Länderkunde. Lang leitet die
Abteilung für Regionale Geographie
Europas und beschäftigt sich auchmit
Raum- und Stadtplanung. »In Leipzig
ist vieles noch möglich, was in Berlin
nach und nach verschwunden ist.
Viele sagen, es ist jetzt auf dem Stand
von Berlin vor zehn Jahren.«
Eine kreative und alternative Sze-

ne, niedrige Kosten für Wohnungen
und das Leben an sich, wilde Partys –
und aufregende Orte, die noch nicht
in jedem Reiseführer stehen. Das
lockte Menschen von überall her nach
Berlin. Inzwischen weiß so ziemlich
jeder Tourist, dass im Mauerpark
sonntags öffentlich Karaoke gesun-
gen wird. Viele berüchtigte Clubs
mussten dichtmachen – weil sich die
inzwischen wohlhabenden Nachbarn
beschwerten.
»Bestand der vorletzte Schub der

Zuzügler noch aus denen, die in ih-
rer Provinzschulklasse schon immer
etwas anders waren, kommen nun
vornehmlich die, die das Andere su-

chen, anstatt es mitzubringen«,
schreibt die »Welt«-Autorin in ihrem
Artikel.
»Was Berlin besonders gemacht

hat, ist, dass man hier sein kann wie
man will und für seine Andersartig-
keit und Alternativität eher bewun-
dert als angefeindet wird«, sagt
Stadtentwicklungsexperte Lang. »Das
ist es, was wir vermutlich suchen,
wenn wir das neue Berlin suchen.«
So mancher Hipster schaut dazu

inzwischen nach Osteuropa. Das Ma-
gazin »Cafebabel« erklärte etwa Po-
lens Hauptstadt Warschau bereits vor
zwei Jahren zum neuen Berlin. War-
schau, erzählen Kenner, das sind lan-

ge Abende am Weichselufer und auf
Clubschiffen, an wilden Stränden mit
Blick auf die Skyline.
Die Flaniermeile Nowy Swiat wird

an Wochenenden im Sommer für den
Autoverkehr gesperrt und ist dann für
Fußgänger, Radfahrer und Inline-
skater da. InRestaurants gibt es längst
nicht mehr nur polnisch-deftige Kost
sondern auch internationale Küche
mit hoher Sushi-Dichte und veganen
und glutenfreien Gerichten.
Experte Lang bescheinigt auch Bu-

dapest Potenzial als nächste Stadt der
Begierde. Abbruchhäuser, Zwi-
schennutzungen, Bars – all das ziehe
Szenegänger in Ungarns Hauptstadt.

Andere nennen auch die bulgarische
Metropole Sofia. Lang gibt jedoch zu
bedenken: Günstig seien die Haupt-
städte Osteuropas auch nicht gerade
– und das sei ja letztlich Berlins Mar-
kenzeichen gewesen.
Doch offensichtlich spielen nicht

nur die Preise für den Beinamen
»neues Berlin« eine Rolle: Sonst wür-
de Hamburg wohl kaum unter den
Kandidaten auftauchen. Die franzö-
sische Szene-Seite »les inRocks«
schrieb kürzlich: »Hamburg bietet ei-
ne andere Version von cool.« Zufall
oder nicht: Auch bei der Bewerbung
um die Olympischen Spiele fiel die
Entscheidung gegen Berlin und für
Hamburg.
»Hamburg ist einfach kleiner. Hier

trifft man sich tatsächlich häufiger
mal zufällig auf der Straße«, erklärt
Bloggerin Kathrin Weßling vom On-
line-Stadtmagazin »Mit Vergnügen«,
von dem es auch eine Berliner Versi-
on gibt. »Dadurch sind die Netzwer-
ke und Verbindungen stärker und
vieles passiert über genau die.«
Aber das neue Berlin? »Quatsch.

Berlin ist weder tot, noch ist Ham-
burg das neue Berlin.« Weßling:
»Hamburg kann alleine schon des-
halb nicht das neue Berlin sein, weil
man hier sehr schnell sehr viel Geld
braucht, um überhaupt auch nur ei-
ne Unterkunft zu haben. Ich kenne
keinen Autoren, Musiker oder ande-
ren Künstler, der nicht noch mindes-
tens ein bis zwei Brotjobs machen
muss.«
Experte Lang meint: »Eigentlich

wird es nie ein neues Berlin geben,
weil Berlin so einzigartig war und ist.«
Andere Städte könnten der Haupt-
stadt – so wie sich sie mancher zu-
rückwünscht – lediglich in bestimm-
ten Teilbereichen ähneln. Lang: »Ber-
lin ist immer noch wahnsinnig at-
traktiv und zieht immer noch viele
Leute an – aber das sind eben andere
als noch vor zehn Jahren.« dpa

Zum Hipster gehört der Bart genauso wie der Stoffbeutel. Foto: dpa/Carstensen

»Wir sind Gemüseladen«
In Kreuzberg soll der Lebensmittelladen Bizim Bakkal teuren Investorenwünschen weichen
Seit 28 Jahren betreibt Ahmet Ca-
liskan seinen Gemüseladen in der
Kreuzberger Wrangelstraße 77.
Jetzt will ihn der Investor bis Ende
September rausschmeißen.

Von Peter Nowak

»Je suis Bizim Bakkal«, »Wir sind Ge-
müseladen« oder einfach nur "Wir
sind Bizim-Kiez«. Solche Sprüche sind
in den letzten Tagen rund um die
Wrangelstraße in Kreuzberg auf Fly-
ern, Plakaten und Transparenten zu
lesen. Seit bekannt wurde, dass der
Gemüseladen Bizim Bakkal in der
Wrangelstraße 77 zum 30. Septem-
ber 2015 gekündigt wurde, probt die
Nachbarschaft den Widerstand.
Das Haus hatte in der letzten Zeit

viele Eigentümerwechsel und wurde
vor einigen Monaten von der Immo-
bilienfirma Gekko Real Estate GmbH
mit Sitz in Offenbach erworben. Die
Firma, die einen Ableger in Berlin hat,
wirbt für kaufkräftige Interessenten
mit dem Werbespruch: »Suchen Sie
eine passende Immobilie oder ein
kreatives Projekt für Ihre Investition?
Sie haben sehr individuelle Vorstel-
lungen? Dann sprechen Sie mit uns
gezielt über Ihr Vorhaben.«
Viele Nachbarn kennen solche

Sprüche und haben ganz oft erfah-
ren, dass wenige Jahre später kein
Platz mehr für Menschen mit gerin-
gen Einkommen war. Deshalb haben
sie mit eigenen kreativen Ideen erste
Protestaktionen für den Laden ge-
plant. Martin Steinbach war über die
Resonanz selber erstaunt. Er wohnt
in unmittelbarer Nachbarschaft und
ist seit fast 25 Jahren Kunde bei Bi-
zim Bakkal. »Ich habe mit anderen
Nachbarn die ersten Einladungen für
eine Nachbarschaftsversammlung
verbreitet. Wir haben mit ca. 25 Men-
schen gerechnet, gekommen sind
aber 125 Nachbarn«, sagt Steinbach.
Vor allem seien darunter viele junge
Menschen gewesen, die gleich mit
konkreten Aktionsvorschlägen ge-
kommen sind. So wurden Flyer und
Plakate gestaltet und eine Homepage

erstellt. Damit ist der Protest gegen
die Kündigung des Ladens auf der
Straße und im Internet angekom-
men. »Der Protest zum Widerstand
kam aus der Nachbarschaft und nicht
von außen«, betont auch eine andere
Nachbarin, die sich für den Erhalt des
Ladens engagiert. »Die Menschen ha-
ben in den letzten Jahren mitbe-
kommen, wie sich der Stadtteil im-
mer mehr verändert hat. Sie haben si-
cher auch erlebt, wie sich Stadtteil-
und Mieterinitiativen dieser Ent-
wicklung entgegen zu stellen versu-
chen. »Dass nun auch Bizim Bakkal
verschwinden soll, hat für viele das
Fass zum Überlaufen gebracht«, sagt
sie.
Ahmet Caliskan betreibt seinen

Gemüseladen seit 28 Jahren. Erst im

letzten Jahren hat er viel Geld in die
Renovierung gesteckt. Sollte der La-
den verschwinden, würden nur noch
Discounterläden in dem Stadtteil üb-
rig bleiben. Doch der Protest sei kei-
ne Sehnsucht nach dem Tante-Em-
ma-Laden, betont eine Unterstütze-
rin. »Mit dem Laden werden auch die
Kunden mit geringem Einkommen
verschwinden. Dagegen wehren wir
uns«, erklärt sie. Neben Caliskan sol-
len aus der der Wrangelstraße 77
auch die anderen Mieter des Hauses
verschwinden. Der neue Eigentümer
soll Umzugsprämien von bis zu
28 000 Euro anbieten. Einem Mieter
wurde das Angebot unterbreitet, sei-
ne Wohnung von knapp über 100
Quadratmetern für vierhundertdrei-
ßigtausend Euro zu verkaufen. Zwei

Mieter hätten sich schon an die Ini-
tiative gewandt und überlegen, wie
sich gegen die Kündigungen wehren,
berichtet Steinbach. Für den 17. Juni
lädt die Nachbarschaftsinitiative ab
19 Uhr erneut zum Nachbarschafts-
treffen mit Picknick in die Wrangels-
traße ein. Während die erste Ver-
sammlung noch spontan war, dräng-
te die Polizei dieses Mal auf eine An-
meldung und erließ Auflagen. »Nicht
mehr spontan, dafür um so zahlrei-
cher«, lautet das Motto der Initiative.
Tatsächlich haben sich viele Aktivis-
ten aus Kreuzberg und anderen Ber-
liner Stadtteilen angesagt. Das Me-
dienecho hat inzwischen auch dazu
beigetragen, dass der anfangs kleine
Aufstand gegen die Vertreibung ei-
nes Ladens so großen Zulauf bekam.

Foto: imago/Jürgen Ritter
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Mit Miss Marple auf der Havel
Neues Buch zum Wasserwandern im Land Brandenburg

Verleger Robert Zagolla und seine
Mitarbeiter haben ein sehr ser-
viceorientiertes Buch zusammen-
gestellt.

Von Danuta Schmidt

Wie wäre es mit einer Fahrt auf der
»Onkel Albert« über die Uckermärki-
schen Seen? In Brandenburg, dem
Land der 3000 Seen und mehr als
33 000 Flussläufe, hat sich eine her-
vorragende Infrastruktur für den
Wassertourismus entwickelt. Wie Ur-
lauber und Ausflügler auf das Wasser

und wie sie stromaufwärts kommen,
wo sie das Auto parken und wo sie
rasten können, das erfahren sie in
dem neuen Buch »Brandenburg auf
dem Wasser«. 70 Ideen, wie sich der
Wasserwanderer mit Kind und Kegel,
Hund und Oma auf Flüssen und Seen
bewegen kann, versammelt es.
Das Buch enthält sieben Kapitel:

für muskelkräftige Oberarme (Kajak,
Kanu, Ruderboot), für Eilige (Mo-
torjacht), auf Tom Sawyers Spuren
(Flöße und Hausboote), Fähren und
Kähne, Feste und Feiern (Charter-
schiffe), aufWasserski unterwegs und

für 60 plus gemütliche Touren auf
dem Ausflugsdampfer.
Apropos Dampfer: Auch das gelbe

Wassertaxi in Potsdam gehört in die-
se Rubrik. Es funktioniert wie ein Li-
nienbus, legt an 13 verschiedenen
Stellen vom Forsthaus bis zum Volks-
park Glienicke links und rechts der
Havel an und erspart kilometerlange
Umwege. 60 Passagiere und 20 Fahr-
räder passen auf dieses Wassertaxi.
Das Tagesticket kostet 14 Euro, die
Einzelfahrt 3,50 Euro. Immer be-
liebter wird es, sich für eine private
Feier ein Schiff zu mieten. Im histo-

rischen Salonschiff »Miss Marple«
zum Beispiel sitzt man im Salon ge-
mütlich auf Sofa und Sesseln. Das
Schiff hat einen alten Stahlrumpf und
ist mit Mahagoniholz ausgekleidet.
Bei der Recherche hat das Auto-

renteam auf regionale Vielfalt ge-
achtet. »Man kann gemütlich auf dem
Dampfer tuckern oder sich vomWild-
wasser treiben lassen. Eine Stadtbe-
sichtigung vom Kanu aus ist genauso
möglich wie das Naturerlebnis auf
dem Floß«, sagt Verleger Robert Za-
golla. »Uns ging es nicht um die Voll-
ständigkeit, sondern darum, dass
Wasserfans in jeder Region Bran-
denburgs von der Rheinsberger Se-
enplatte bis hinunter zum Spreewald
auf ihre Kosten kommen.«
Etliches erfährt man über die Flüs-

se selbst, etwa dass die Havel auch
bei großer Trockenheit ihren Pegel-
stand behält und fast strömungslos
ist, was beim Paddeln von Vorteil ist.
Eine besonders schöne Fahrt ver-
spricht die Strecke auf der oberen Ha-
vel zwischen Kratzeburg und Lie-
benwalde, etwa 115 Kilometer lang,
mit vielen Wasserrastplätzen und
Übernachtungsmöglichkeiten.
Jeder Standort wird mit Adresse,

Öffnungszeiten und Preisen ver-
merkt. Wünschenswert wären auf-
schlussreiche Karten über Dahme,
Havel und Spree gewesen. Es gibt
aber nur eine Übersichtskarte, in der
alle Anlegestellen markiert sind.

Ingrid Feix u.a.: Brandenburg auf dem
Wasser, be.bra, 160 Seiten, 14 EuroAuf einem Fließ im Spreewald Foto: dpa/Patrick Pleul

Glück im Gulaschkapitalismus
Chefs traditionsreicher Ostfirmen berichten vom Schicksal nach der Wende
Wirtschaftsministerium und Zu-
kunftsagentur haben positive Bei-
spiele brandenburgischer Unter-
nehmen im Internet veröffentlicht.

Von Wilfried Neiße

Industrie- und Handelskammern,
Handwerkskammern und Unterneh-
merverbände beschrieben die wirt-
schaftliche Situation in Brandenburg
lange nicht mehr so gut wie heute.
Das sagte Wirtschaftsminister Alb-
recht Gerber (SPD) am Montag. In-
zwischen habe die Arbeitsprodukti-
vität 80 Prozent des Weststandes er-
reicht, die Arbeitslosigkeit liege bei
8,5 Prozent und damit »so niedrig wie
noch nie seit 1990«.
Für das Wirtschaftsministerium

und die Zukunftsagentur Branden-
burg (ZAB) war das Anlass, 25 Un-
ternehmer nach ihren Erfahrungen in
den vergangenen 25 Jahren zu be-
fragen und die Interviews ins Inter-
net zu stellen. Die Interviews doku-
mentieren »ein Ab und Auf«, sagte
ZAB-Geschäftsführer Steffen Kamm-

radt. Mit 71 Jahren ist Karin Höpfner
noch immer Geschäftsführerin der
Struik Foods Berlin GmbH mit Sitz in
Beelitz. Zu DDR-Zeiten war der Be-
trieb ein gewichtiger Hersteller von
Babynahrung, aber gegen Alete und
Co. sei man nach der Wende nicht an-
gekommen, sagte sie. Mehrmals wur-
den die Produktionsanlagen ver-
kauft, 2004 habe man dem Ruin ins
Auge gesehen. Doch dann habe ein
holländischer Geldgeber die Poten-
ziale erkannt. Mit »erstklassigen Do-
sensuppen« wie der Gulaschsuppe
»Amica« sei in Beelitz ein wichtiger
Standort der Lebensmittelindustrie
entstanden. »Wir waren auch vor der
Wende eine gute Firma«, darauf be-
stand Höpfner. Mit Blick auf die Jah-
re danach sagte sie: »Wir hatten ei-
gentlich immer wieder Glück.«
Als die Zahl der 9000 Beschäftig-

ten des Hennigsdorfer Stahlwerks
nach dem Verkauf an den italieni-
schen Riva-Konzern auf 1000 zu-
sammengestrichen wurde, wusste der
ökonomische Direktor Eckhard Kro-
ne, dass seine Tage in diesem Werk

früher oder später gezählt sind. Über
verschiedene Stationen geriet er an
die damalige Pleitefirma Eberswal-
der Wurst. Zu DDR-Zeiten war das
Schlacht- und Verarbeitungskombi-
nat Eberswalde der größte Fleisch-
verarbeitungsbetrieb Europas. In-
zwischen verarbeitet die Firma unter
Krones Leitung wieder 150 Tonnen
Fleisch pro Tag. Heute müssen die
Schweine stressfrei getötet werden.
»Das war zu DDR-Zeiten etwas ro-
buster«, sagte Krone, der inzwischen
68 Jahre alt ist und im kommenden
Jahr seinem Sohn das Unternehmen
übergeben will.
Als Österreicher sei er in Bran-

denburg willkommen gewesen, weil
man ihn gleich als »Verbündeten ge-
gen die Besserwessis« betrachtet ha-
be, berichtete Gerald Prinzhorn, Ge-
schäftsführer Austrotherm Dämm-
stoffe GmbH Wittenberge. Aktuelles
Problem sei der Fachkräftemangel.
»Wir bekommen schwer gut ausge-
bildete Azubis, die die Hand geben
können, freundlich Guten Tag sagen
und über eine solide Grundausbil-

dung verfügen«, sagte Prinzhorn. Das
Land Brandenburg nimmt zweiein-
halb Jahrzehnte nach der Wende und
nach einem Jahrzehnt Aufschwung
trotzdem nur etwa 66 Prozent der
Mittel ein, die es ausgibt. Es ist noch
immer auf Solidarpaktmittel und den
Länderfinanzausgleich angewiesen.
Wirtschaftsminister Gerber teilte mit,
dass in den vergangenen zehn Jah-
ren die Wirtschaftsleistung jährlich
um ein Prozent gestiegen sei, also al-
les in allem doch sehr »moderat«. Gibt
es überhaupt eine Chance, dass Bran-
denburg einmal kein Zuschussgebiet
mehr sein wird? Er messe sich nicht
an China und strebe auch keine chi-
nesischen Zuwachsraten an, erklärte
der Minister. Von Gleichwertigkeit
der Lebensverhältnisse zwischen Ost
und West sei man in der Tat noch ein
Stück entfernt. Es werde noch eine
ganze Weile dauern, »bis wir bei
Steuern und Wirtschaftskraft an ver-
gleichbare westdeutsche Strukturen
herangekommen sind«. Seite 11

brandenburg1990.de

NACHRICHTEN

Neue Tarifverhandlungen
bei Geldtransportfirma
Potsdam. Im Streit um den Tarif
der rund 350 Mitarbeiter der
Geldtransportfirma Prosegur in
Potsdam zeichnet sich eine Eini-
gung ab. Das Unternehmen habe
sich mit der Gewerkschaft auf
Eckpunkte für weitere Tarifver-
handlungen geeinigt, die in der
kommenden Woche beginnen sol-
len, teilten Prosegur und die Ge-
werkschaft ver.di am Montag in
einer gemeinsamen Presseerklä-
rung mit. Während der Verhand-
lungen werde es keine weiteren
Streiks geben. Der Ausstand von
rund 150 Mitarbeitern war An-
fang Juni nach fünf Wochen aus-
gesetzt worden. Zuvor war an
zahlreichen Geldautomaten in
Berlin und Brandenburg das Bar-
geld knapp geworden. Ver.di for-
dert für die Beschäftigten einen
Zuschlag von einem Euro pro
Stunde. Das Unternehmen hatte
bislang bloß 65 Cent mehr ange-
boten. dpa/nd

CDU-Bürgermeister
im Amt bestätigt
Altlandsberg. Der CDU-Politiker
Arno Jaeschke bleibt für weitere
acht Jahre Bürgermeister von Alt-
landsberg (Märkisch-Oderland).
Am Sonntag siegte der 57-Jähri-
ge, der seit 2007 die Geschicke der
Stadt lenkt, in einer Stichwahl.
Sein Herausforderer war der Be-
rufsschullehrer André Witkowski
(SPD). Amtsinhaber Jaeschke er-
reichte 56,8 Prozent der Stim-
men, Witkowski 43,2 Prozent. Die
Wahlbeteiligung lag bei gut 45
Prozent. dpa/nd

Krankentransport auf der
Autobahn verunglückt
Joachimsthal. Ein Krankentrans-
port ist auf der Autobahn 11 bei
Joachimsthal (Barnim) verun-
glückt. Der Patient, der am Sonn-
tag nach einem Verkehrsunfall in
Belgien zurück in seine Heimat
Polen gebracht werden sollte,
wurde dabei aus dem Fahrzeug
geschleudert und erlitt noch wei-
tere schwere Verletzungen, wie
die Polizei am Montag mitteilte.
Das Krankentransport war am
Sonntagmorgen aus noch unge-
klärter Ursache von der Fahrbahn
abgekommen und hatte sich über-
schlagen. Die übrigen Insassen
wurden nicht verletzt. dpa/nd

Fahrkartenautomat am
S-Bahnhof gesprengt
Zeuthen. Unbekannte haben amS-
Bahnhof in Zeuthen (Dahme-
Spreewald) einen Fahrkartenau-
tomaten gesprengt. Die Wucht der
Explosion am Montagmorgen war
so groß, dass der Bildschirm des
Geräts bis auf die Gleise flog, wie
die Polizei mitteilte. Die Ermittler
gehen davon aus, dass Pyrotech-
nik verwendet wurde. Ob die Tä-
ter auch Beute gemacht oder nur
den Automaten zerstört haben,
war zunächst noch unklar. dpa/nd

Sängerin Katja Ebstein
erhält Verdienstorden
Potsdam. Die Schlagersängerin
Katja Ebstein erhielt am Montag
den brandenburgischen Ver-
dienstorden. Ministerpräsident
DietmarWoidke (SPD) verlieh den
Orden bei einer Zeremonie in der
Potsdamer Staatskanzlei noch an
elf weitere Personen, darunter der
querschnittsgelähmte Turner
Ronny Ziesmer, Musiker Tobias
Morgenstern und Professorin Ge-
sine Schwan, ebenso Altbischof
Wolfgang Huber, dessen Engage-
ment im Kuratorium der Stiftung
Garnisonkirche Potsdam bei die-
ser Gelegenheit ausdrücklich her-
vorgehoben wurde. Der geplante
Wiederaufbau der Kirche ist um-
stritten. Der Verdienstorden ging
aber nicht nur an Prominente,
sondern zum Beispiel auch an den
71-jährigen Wilfried Jahnke aus
der Gemeinde Nuthetal. Mit einer
rührigen Rentnerbrigade hat
Jahnke ehrenamtlich mitgewirkt
beim denkmalgerechten Umbau
der alten Schule in Bergholz-Reh-
brücke zu einem Treffpunkt für
Jung und Alt. nd

Buga bleibt nach
Unfall gesperrt
Nach einem tödlichen Unglück bei
den Unwettern vom Wochenende
bleibt die Bundesgartenschau (Bu-
ga) in Rathenow wegen Aufräum-
arbeiten und Sicherheitschecks bis
zum Freitag geschlossen. Auf dem
Gelände war ein 49-jähriger Besu-
cher von einem 25 Zentimeter di-
cken Ast erschlagen worden. Die
Staatsanwaltschaft Potsdam hat ei-
nen Gutachter eingeschaltet. »Wir
konzentrieren uns auf die Frage, ob
der Baum ausreichend standsicher
war«, sagte Justizsprecher Nils De-
lius amMontag. Vor demUnfall hat-
te der Deutsche Wetterdienst
(DWD) mehrere Unwetterwarnun-
gen herausgegeben. »Das heißt aber
nicht automatisch, dass der Veran-
stalter das Gelände hätte evakuie-
ren müssen«, sagte DWD-Sprech-
erin Linda Jäckel. Dies sei auch des-
wegen sehr schwierig, weil schwer
vorherzusehen sei, an welchem Ort
sich ein Gewitter entlädt. dpa/nd
Foto: dpa/Nestor Bachmann

TIPPS

Potsdam
Berufsorientierung
Bei einer Veranstaltung der Fried-
rich-Ebert-Stiftung und der Rosa-
Luxemburg-Stiftung werden die
Konzepte von SPD und LINKE zur
schulischen Berufsorientierung in
Brandenburg vorgestellt. 16. Ju-
ni, 17 bis 20 Uhr, Haus der Bran-
denburgisch-Preußischen Ge-
schichte, Am Neuen Markt 9 in
Potsdam. Als Referenten ange-
kündigt sind Bildungsminister
Günter Baaske (SPD), die Land-
tagsabgeordnete Kathrin Dan-
nenberg (LINKE) und Susanne
Kretschmer vom Berliner For-
schungsinstitut Berufliche Bil-
dung. Außerdem diskutieren die
Schulleiter Frank Bretsch (Ehm-
Welk-Oberschule Angermünde)
und Uta Jolk (Oberstufenzentrum
Ostprignitz-Ruppin) mit Jürgen
Peschel, dem Chef der Ausbil-
dungsabteilung des Stahlwerks
Arcelor Mittal in Eisenhüttenstadt
und mit Daniel Wucherpfennig
vom DGB.

Potsdam
Willkommenskultur
Zu einem Fachgespräch darüber,
wie eine Willkommenskultur ge-
lingen kann, lädt die Landtags-
fraktion der Grünen. 18. Juni, 18
bis 21 Uhr, im Landtag, Alter
Markt 1 in Potsdam. Nach einer
Einführung durch die Europapar-
lamentarierin Ska Keller disku-
tieren Kathleen Kunath von der
Initiative »Willkommen in Fal-
kensee«, Frauke Postel vom Mo-
bilen Beratungsteam, Sibylle
Rothkegel von der Internationa-
len Akademie Berlin, Eben Chu
vom Verein Refugees Emancipa-
tion und Christiane Witt, Integ-
rationsbeauftragte des Landkrei-
ses Teltow-Fläming.

Ex-Ministerin
für Erhalt der
Geburtsstation
Für gut hält die Landtagsabge-
ordnete Anita Tack (LINKE) das
Konzept des Städtischen Klini-
kums Brandenburg/Havel zur
Wiedereröffnung der Geburts-
station von Bad Belzig.

Bad Belzig. Die Geburtsstation im
Krankenhaus in Bad Belzig sollte
»schnellst möglichst wieder ge-
öffnet werden, um den Frauen für
die Geburt ihrer Kinder in der Re-
gion eine wohnortnahe Versor-
gung zu sichern«. Diese Ansicht
vertritt Ex-Gesundheitsministerin
Anita Tack (LINKE).
Eine wiedereröffnete Geburts-

station schaffe Vertrauen in die
Leistung des Krankenhauses Bad
Belzig und stärke den Gesund-
heitsstandort, erklärte die Land-
tagsabgeordnete Tack am Mon-
tag. »Die zahlreichen Proteste ge-
gen die Schließung und die Initi-
ativen für eine tragfähige Lösung
für die Geburtsstation unterstrei-
chen das große Interesse«, be-
merkte sie.
Das Potsdamer Klinikum »Ernst

von Bergmann« (EvB), zu dem das
Bad Belziger Krankenhaus gehört,
hatte die Geburtsstation am 1. Ap-
ril geschlossen, mit der Begrün-
dung, die Zahl der Geburten sei zu
gering und es fehle an Fachper-
sonal. Das Städtische Klinikum
Brandenburg/Havel (SKB) legte
ein Konzept vor, Gynäkologie und
Geburtsstation in Bad Belzig zu
übernehmen und die Ärzte aus
dem eigenen Hause zu stellen.
Anita Tack erklärte nun, sie

halte das Konzept für gut und um-
setzbar. »Kooperation und Bün-
delung von Kapazitäten sind die
Formen der Zusammenarbeit, die
in Zukunft auch im Gesundheits-
wesen stärker Schule machen
werden«, meinte sie. Da sollte die
Kooperation von SKB und EvB im
Interesse derWiedereröffnung der
Geburtsstation eine tragfähige
Lösung sein. Tack appellierte an
die Gesellschafter der Kranken-
häuser. Oberbürgermeister und
Landrat sollten sich an einen Tisch
setzen. nd
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Der Traum von der Schöpfung
Wiederentdeckt und inszeniert an der Neuköllner Oper: Nicolae Bretans »Golem«
Von Ekkehart Krippendorff

Eine geistesgeschichtliche, musika-
lisch-dramatische Entdeckung ist an-
zuzeigen, die es verdient hat, in den
konventionellen Opernkanon der
Moderne aufgenommen zu werden:
Der rumänische Komponist Nicolae
Bretan schrieb »Golem« im Sommer
1923 »innerhalb weniger Tage und
wie im Rausch«. Die Berner Urauf-
führung ein Jahr später war erfolg-
reich, blieb aber folgenlos. Sechs
Opern und an die 200 Lieder gehö-
ren zu Bretans weitgehend unbe-
kanntem Werk, musikalisch ver-
pflichtet den Großen seiner Zunft –
vonPuccini undTschaikowski bis Kurt
Weill. Darüber hinaus hatte er eine
eindrucksvolle Karriere als Sänger
und Operndirektor, und eine politi-
sche Biographie, die ihn in die US-
amerikanische Emigration vertrieb,
wo er 1968 vergessen starb.
Die aktuelle »Golem«-Inszenie-

rung ist eine Art später Wiedergut-
machung, für die man der Neuköll-
ner Oper dankbar sein muss. Einen
»unvergesslichen Opernabend« kün-
digt der Lautsprecher an, womit er
mit einer allerdings wichtigen Qua-
lifikation durchaus recht hat: Zum
besseren Verständnis sollte man vor-
her unbedingt das gewichtige Pro-
grammheft lesen, zumal die Oper
selbst nur eine Stunde dauert. Auch
wegen der fehlenden Übertitelung ist
eigene intellektuelle Mitarbeit loh-
nenswert.
Die geistesgeschichtliche Wieder-

entdeckung findet auf einer anderen
und spannenderen Ebene statt – eben
in der Figur des Golem und seines
mystischen Schöpfers, des legendä-
ren Rabbis Löw in Prag im 16. Jahr-
hundert. Denn kaum ein Mitteleuro-
päer kennt noch die historisch-my-
thologische Figur dieses Rabbi Löw,
der eines der anrührendsten Kapitel
jüdischer Spiritualität, chassidischer
Weisheit und Frömmigkeit verkör-
pert und Europa eine Seele hinter-

lassend, die Juden wie Nicht-Juden
reich und zugleich geistig wider-
ständig gemacht hat. Dieses religiöse
Erbe wurde soeben in einer Neuauf-
lage von Martin Bubers »Erzählun-
gen der Chassidim« in Erinnerung ge-
rufen. Sie sind ein integraler, wenn
auch weitgehend vergessener Be-
standteil europäischer Geistesge-
schichte. Es ist ein ganz besonderer
Mystizismus, den es hier zu entde-
cken gilt.
Bis heute atmet das alte Prag noch

etwas von dieser fernen Präsenz, aus
deren Atmosphäre nicht zuletzt Franz
Kafka hervorgegangen ist. Die dra-
maturgischen Mitarbeiter und Mit-
verfasser des Programmheftes un-
termauern gewissermaßen die Go-
lem-Legende mit zeitgeschichtlichen
Fragestellungen. Im Zentrum steht

die Kreation der aus Lehm geform-
ten, aber noch unvollkommenen
Menschengestalt, in der sich der mo-
derne Traum von der Schöpfung ei-
nes künstlichen Menschen erfüllen
soll: Fausts »Homunculus« war da ei-
ne durchaus verwandte Figur Goe-
thes, wie überhaupt Erkenntnisse und
Fragen heutiger Naturwissenschaft
im Golem und seiner Rolle mehr als
nur einen hintergründigen histo-
risch-systematischen Rahmen abge-
ben. Auch die literarisch fruchtbare
Science-Fiction-Figur des unbesieg-
baren Golem, eines furchterregenden
Frankenstein, findet hier aktuelle An-
knüpfungspunkte. Neben der magi-
schen Ebene der Golem-Figur aber ist
ihre aufklärerische Funktion der Ent-
hüllung von Unrecht, Lügen und Vor-
urteilen zu entdecken – man denke

nur an die primitive, aber wirkungs-
volle Mobilisierung von Fremden-
feindlichkeit und die Zerstörung ge-
schichtsträchtiger Kulturgüter durch
fanatisierte Eiferer.
»Der Golem ist«, so lesen und se-

hen wir auf der Bühne, »so etwas wie
ein jüdischer Superheld, eine fiktive
Retterfigur, die sich zwangsläufig als
kulturelle Reaktion auf die Juden-
verfolgung in Mittelalter und früher
Neuzeit ergeben hatte.« Und das ist
bis heute alles andere als tote Ge-
schichte. Zu besichtigen ist sie in der
mutigen, wenn auch nicht in allen
Teilen geglückten Inszenierung von
Paul-Georg Dittrich an der Neuköll-
ner Oper. Man gehe hin und disku-
tiere!

Nächste Vorstellung: 18. Juni

Golem (Martin Gerke) und sein Schöpfer, Rabbi Löw (James Clark) Foto: M. Heyde

Nicht über die Linie malen!

Der Großvater des Berliner Comic-Zeichners und
Karikaturisten Olaf Schwarzbach, besser be-
kannt als OL, arbeitete in den 50er Jahren noch
stolz als Ingenieur im Stab des Architekten Her-
mann Henselmann am Bau der Häuser in der da-
mals so genannten Stalinallee in Berlin.
Sein Enkel, der 1965 geborene OL, geriet hin-

gegen Ende der 80er Jahre in Schwierigkeiten
mit der DDR, deren verkniffene Staatsbürokra-
ten die respektlosen Cartoons, die er zeichnete,
gelinde gesagt, nicht besonders schätzten. Bei
der Staatssicherheit hatte man, nun ja, nicht ge-
rade eine Vorliebe für moderne Popkultur und
Humor. »Comics steckten in der DDR in einer
Schublade mit Pornografie und Nazi-Literatur«,

schreibt OL in seiner kürzlich erschienenen Au-
tobiografie »Forelle grau« (Berlin-Verlag). Darin
erzählt der Künstler, der Anfang der 90er Jahre
zunächst mit sich exzessiv betrinkenden und er-
brechenden Strichmännchen Bekanntheit er-
langte und dem wir Cartoonserien wie »Jürgen,
der Trinker« und »Die Mütter vom Kollwitz-
platz« verdanken, von seiner Kindheit und Ju-
gend im sozialistischen Staat und seiner Flucht
in den Westen im Sommer 1989, die ihn nach
München führt. »Die DDR platzte auf wie eine
überhitzte Leberwurst, und aus dem schlaffen
Darm quoll die graue Masse in die Auffanglager
des Westens«, schreibt OL. Doch auch dort, im
Westen oder Westberlin, erwartete viele schon

damals nichts anderes als »die endlosen Gänge
zu Arbeits- und Sozialämtern«. Hüben wie drü-
ben ist das Leben also kein Zuckerschlecken.
Schon früh eckte Ol Schwarzbach an: »Meine

erste politische Zeichnung trägt den Titel Arbei-
terfahne. Ziel: Nicht über die Linie malen und zeigt
ein mit Bleistift gezogenes Rechteck; es ist rot
ausgemalt, und die Tusche geht über die Rän-
der hinaus. Bereits im Alter von dreieinhalb Jah-
ren hatte ich ›das Ziel verfehlt‹.« Als linientreu
kann er auch heute nicht gerade gelten. tbl
Zeichnung: OL

Lesung und Gespräch mit Ol Schwarzbach: am 16.
Juni um 20 Uhr im Literaturforum im Brechthaus.

Ölfass voran!
Young Fathers in Berlin

Von Thomas Blum

In der Volksbühne, wo man, zum
Leidwesen vieler, auch bei Pop-
konzerten, bei denen es etwas tur-
bulenter zugeht, dazu genötigt ist,
auf den fest im Theater instal-
lierten Sitzen zu verharren,
kommt es praktisch so gut wie nie
dazu, dass das – traditionell eher
träge und übersättigte – Berliner
Konzertpublikum aufsteht und zu
tanzen beginnt. Doch am Sonn-
tagabend, beim Konzert der schon
länger von der Kritik gefeierten
schottischen HipHop-Erneuerer
Young Fathers, das den Abschluss
des diesjährigen Torstraßenfesti-
vals bildete, ist das geschehen:
Nach dem dritten Stück hielt es
kaum einen auf seinem Sitz, was
nicht nurmit derMusik zu tun hat,
einem krachig-robusten, vitalen
Schlagzeug- und Percussion-Ex-
zess, dessen musikalische Grund-
lage der Klang zweier Standtoms
bildet, denen ein Schlagzeuger ei-
nen dumpfen, hallenden Klang
entlockt, sodass man glaubt, hier
werde auf alte Ölfässer einge-
schlagen. Ein ebenso schroffer wie
hypnotischer Voodoo-Lärm, un-
terlegt mit Synthie-Brummen.
Und doch kann man, wenn man
aufpasst, vergraben unter dem
unwirschen Industrial-Gerumpel,
freundliche Popmelodien entde-
cken.
Die Young Fathers, also die im

Bühnenvordergrund einigerma-
ßen entfesselt agierenden drei
jungen Männer (zwei jeweils in
Liberia bzw. Nigeria geborene
Schotten, ein Bio-Schotte), über-
zeugten mit einer hingebungs-
vollen Live-Performance, von de-
ren harscher Unmittelbarkeit sich
das Publikum bereitwillig durch-
schütteln ließ. Auch an der Gar-
derobe des Trios dürfen sich an-
dere junge Menschen aus der Hip-
Hop-Szene gern ein Beispiel neh-
men. Hier trägt man keine wür-
delosen Turnschuh- und Trai-
ningsanzugsmonturen, sondern
ordentlich gebügelte Oberhem-
den, die allerdings in kürzester
Zeit durchgeschwitzt sind. Denn
die drei Sänger und Musiker tanz-
ten und wanden sich während ih-
res etwa einstündigen Konzerts
wie in Ekstase.
»Wennmannichtweiß, dass die

aus Schottland kommen, könnte
man annehmen, sie seien eine Art
Kunstrap-Formation aus L.A.«,
schrieb der britische »Guardian«
einmal. Tatsächlich hat der mutig
verschiedenste Sounds miteinan-
der vermischende Avantgarde-
Rap der Young Fathers trotz der
manchmal an alte Motown-Soul-

Klassiker aus den 60ern erin-
nernden Melodien eine recht fins-
tere, düster-psychedelische Fär-
bung und reproduziert an keiner
Stelle die tausendfach durchge-
kauten Rap-Klischees. Passend
dazu geht es in den Texten um
Rassismus, scheiternde Kommu-
nikation und gestörte zwischen-
menschliche Beziehungen.
Den großen Musikkonzernen

ist eine solche Musik zu wenig po-
liert, zu obskur, wohl auch zu po-
litisch und zu düster. Dass diese
vor kurzem noch als Außenseiter
wahrgenommenen Experimental-
HipHopper derzeit in aller Munde
sind, kommt einem wie ein ge-
lungener Schlag gegen die total-
verödete Musikindustrie vor. Im
Grunde hätte es also kaum eine
Band geben können, die für einen
Auftritt an diesem Ort gegenwär-
tig passender wäre.
Auf dem Dach der Volksbühne

wehen derzeit zwei Fahnen, de-
nen es gelingt, mit nur zwei Be-
griffen den Zustand der Markt-
wirtschaft zu umreißen: Auf der
einen steht »Lüge«, auf der ande-
ren »Krise«. Und auf einem Plakat
neben dem Haupteingang liest
man: »Fuck off«.

Young Fathers: »White men are
black men too« (Big Dada)

Auf der einen Fahne
steht »Lüge«, auf der
anderen »Krise«.

Freudentanz
bei Festival
Tanz im August
Ausgehend von einer positiven
Entwicklung des Etats des inter-
nationalen Tanzfestivals »Tanz im
August« beim Berliner Haushalt ist
auch der Hauptstadtkulturfonds
(HKF) bereit, den Etat des Festi-
vals aufzustocken. In den Jahren
2016 und 2017 soll das HAU Heb-
bel amUfer als Veranstalter für die
Ausrichtung des Festivals eine Er-
höhung der Förderung um jeweils
200 000 Euro auf insgesamt
600 000 Euro bekommen. »Eine
ErhöhungderMittel verschafft uns
mehr Planungssicherheit und ist
Grundlage für ein aktives Enga-
gement des Festivals als Produ-
zent neuer Arbeiten. Dadurchwird
ein vielfältiges Festivalprogramm
ermöglicht, das große Gastspiele
und Uraufführungen sowie klei-
nere Produktionen junger Cho-
reografen gleichermaßen berück-
sichtigen kann«, sagte Annemie
Vanackere, Künstlerische Leiterin
und Geschäftsführerin des HAU.
Tanz im August setzt 2015 ver-

stärkt auf Uraufführungen und
Koproduktionen. Besondere Be-
achtung gilt den Beziehungen
zwischen Bildender Kunst und
Tanz, der Entwicklung der asiati-
schen Tanzszene sowie der Rea-
lisierung neuer Projekte von Ber-
liner Künstlern. Der britischen
Choreografin und Künstlerin Ro-
semary Butcher widmet Tanz im
August eine mehrteilige Retros-
pektive.
Das 27. Internationale Festival,

das am 13. August 2015 eröffnet
wird, wartet mit zahlreichen Hö-
hepunkten auf: insgesamt 18 Pro-
duktionen, rund 60 Vorstellungen
mit Stars und Newcomern des
zeitgenössischen Tanzes aus über
20 Ländern an acht Veranstal-
tungsorten in ganz Berlin.
Künstlerische Leiterin von Tanz

im August 2015 ist erneut Virve
Sutinen, die für zwei weitere Jah-
re bis 2017 gewonnen werden
konnte. nd

Museum
für alle
Das Deutsche Historische Muse-
um und das Schwule Museum
Berlin präsentieren vom 26. Juni
bis 1. Dezember erstmals zusam-
men eine zweigeteilte Ausstel-
lung zu 150 Jahren Geschichte,
Politik und Kultur homosexueller
Menschen in Deutschland. Der
weltweit geführte Diskurs um die
Gleichberechtigung Homosexuel-
ler sei Anlass, mit der Schau »Ho-
mosexualität_en« ein sowohl ge-
sellschaftlich als auch politisch
aktuelles Thema in die Mitte der
Gesellschaft zu tragen, teilten bei-
de Museen in Berlin mit.
Die Ausstellung auf einer Ge-

samtfläche von 1600 Quadrat-
metern will in zehn Kapiteln zei-
gen, wie gleich-geschlechtliche
Sexualität und nonkonforme Ge-
schlechtsidentitäten von der Ge-
setzgebung kriminalisiert, von der
Medizin pathologisiert und ge-
sellschaftlich ausgegrenzt wur-
den, hieß es. Thematisiert werde
etwa die rechtliche Entwicklung
des Paragrafen 175 des Deut-
schen Strafgesetzbuches. Dieser
stellte homosexuelle Handlungen
unter Strafe. Er trat im Jahr 1872
in Kraft, wurde während der NS-
Zeit verschärft, bis 1945 beibe-
halten und erst 1994 endgültig
abgeschafft. Auch die Lesben- und
Schwulenbewegung, die seit den
1960er Jahren an Dynamik ge-
wann und das gesellschaftliche
Verständnis von geschlechtlicher
Identität verändert hat, stehe im
Mittelpunkt.
Im Fokus des Ausstellungsteils

im DHM stehe die Entwicklung in
den Bereichen Gesellschaft, Poli-
tik, Kunst, Recht und Wissen-
schaften seit der »Entdeckung« der
Homosexualität Mitte des 19.
Jahrhunderts. Der Ausstellungs-
teil im Schwulen Museum widme
sich mit zeitgenössischer Kunst
Gegenwart und Zukunft der Ge-
schlechterordnung und der Se-
xualitäten. epd/nd
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Vor 125 Jahren wurde Stan Laurel geboren – er ist undenkbar ohne Oliver Hardy

Treuherzigkeit?
Da freut sich das System
Von Hans-Dieter Schütt

D ick und Doof sehen – und
Fallada denken? Es gibt in
Hans-Joachim Kasprziks
großer TV-Verfilmung

»Kleiner Mann – was nun?« (vor Jahr-
zehnten im DDR-Fernsehen) jene
herzzerreißende Szene, da der arme
Schlucker Pinneberg als streng leis-
tungsabhängiger Kaufhausangestell-
ter in der Abteilung für Herrenklei-
dung einen Kunden geradezu anfleht,
etwas zu kaufen. Erst ein Flehen, dann
der schreiende, bedrängende Ver-
zweiflungston – ein Mensch in
schlimmster Arbeits-, also grässlichs-
ter Lebensnot. Selbstrettung durch
geschmeidigen Selbstverkauf? See-
lenausverkauf. Pinneberg kann’s
nicht. Stan und Ollie können’s auch
nicht.
Wem immer sie etwas verkaufen,

was immer sie handwerklich betrei-
ben, wo immer sie auf Kunden zuge-
hen: Zwei redliche Kleinbürger ver-
zetteln sich in der Logistik, sie ver-
heddern sich aneinander, sie haben
kein wirtschaftliches Verhältnis zum
Aufwand, und regelmäßig wird ihnen
jeder zum Feind, der doch sorglich be-
treut, höflich bedient, auftragsgemäß
beliefert werden soll. Ungerechte Be-
handlung löst rächerische Handlun-
gen aus. Annäherung endet in Aus-
fälligkeit, Aggression. AllesMühen um
Souveränität endet im Chaos. Ge-
bremster Amok. Falladas Pinneberg
(oder auch Arthur Millers Hand-
lungsreisender Willy Loman): dieses
traurige Talent, nicht ehr-würdig
wahrgenommen zu werden. Immer
nur müde, abgeschlafft, erfolglos zu
sein. Vorweggenommen von Dick und
Doof. Beide aber nie müde genug, um
nicht weiter zu lächeln; nie abge-
schlafft genug, um einander nicht
weiter zu peinigen; nie erfolglos ge-
nug, um nicht doch noch zu versu-
chen, einen Weihnachtsbaum zu ver-

kaufen oder ein Klavier zu transpor-
tieren.
Kurt Vonnegut widmete seinen Ro-

man »Slapstick« Laurel undHardy und
schrieb im Vorwort: »Ich glaube, der
springende Punkt ist, dass sie in jeder
Situation ihr Bestmögliches gaben.
Was sie auch taten, immer haderten
sie treuherzigmit ihremSchicksal, und
das machte ihre unendliche Liebens-
würdigkeit und Komik aus.« Der Wil-
le zumBestmöglichen als erster Grund
jener kapitalismustypischen Katast-
rophe, die immer eine Tragödie der
nötigen Leistungskraft ist; die Treu-
herzigkeit als systemfestigende
Selbstbeschuldigung: Nur ich allein
bin an meinem Unglück schuld. Lus-
tig, liebenswürdig, ja – wir sind auf
den Höhen der Kunst, wenn wir über
das lachen, was uns quält.
Heute vor 125 Jahren wurde Stan

Laurel geboren. Zusammen mit Oli-
ver Hardy (1892-1957), dem Hoteli-
erskind aus Georgia, war er einer der
populärsten Filmkomiker der ersten
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Der in
England geborene Sohn eines Schau-
spielers schrieb, inszenierte, galt als
der geistige Kopf des Duos, das in den
USA von 1925 bis Anfang der fünfzi-
ger Jahre legendäre Filme schuf. 1965
starb Laurel. Ihn heute gedenkend
aufzurufen, ist Erinnerung auch an
Hardy, ist Frage nach dem Wesen ih-
rer bleibenden Wirkung.
Zwei im fortwährenden Clinch.

Zwei im Funktionsgetriebe einer Kon-
kurrenzwelt, in der sie nur zu Getrie-
benen taugen – genau das aber miss-
achten. Wie Millionen westweltweit,
die Träger einer Ordnung sein wol-
len, in der ihnen doch nur erlaubt ist,
möglichst viel zu ertragen. Da finden
Kämpfe imKörper statt, von denen das
Gesicht aber unbedingt Siege ver-
künden möchte. Die zwei Gesichter
des Film-Duos: noch im Prunk des
Trotzes, noch im weichen Grinsen der
List ein Zusammenkrallen, wie es nur

Menschen kennen, die ihr Bloßge-
stelltwerden ahnen. Freilich: Wo sich
der Mensch zusammenkrallt, grinst ir-
gendwo ein Tod. Der des Gemüts oder
der Nerven oder jener der Hoffnung.
Das ist die Wahrheit, und wir huldi-
gen ihr, indem wir lachen, als gäbe es
sie nicht.
Stan Laurel. Der Schmächtige. Dem

Schmächtigen ist die Welt weniger
groß als Hut, Jacke oder Fliege. Zu
groß alle drei. Er strahlt das Empfin-
den des Schüchternen aus, der alles
für andere tut: lächeln, sprechen, sich
schämen. Der Schüchterne lernt das
Leben kennen, indem er niemals sich
selber näher kommt. Seine Klugheit,
die man auch als Bosheit erlebt, be-
steht in einem klaren Selbstbefehl: Es

darf an seinem schüchternen Beneh-
men alles herauskommen, nur nicht,
dass er als fortwährend Übertrumpf-
ter, als Doofer, womöglich der Düm-
mere ist. So werden Schmächtige zu
mächtig Auftrumpfenden.
Dass Stan sich am Kopf kratzt, hört

man gleichsam auch im Stummfilm.
Er kratzt sich am Kopf, aber er meint
das Hirn. Er ist schwach, also muss er
denken. Oliver Hardy denkt nicht, er
hat Gesinnung. Große Geste, para-
dierende Pose. Im Blick Empörung,
Verachtung. Die Melone fest auf ver-
schwitztem Haar. Er ist der Durch-
setzungsbolzen, der allerdings die Se-
kunde nicht verpassen darf, seine Er-

folge zu genießen. Diese Sekunde ist
kurz, weswegen jedes Triumphlä-
cheln eine Nachsendung, ein komi-
sches Zuspätkommen wird.
Stan will er selber, Oliver will was

Besseres sein, und beides misslingt,
und so misslingt beiden, auch nur ein
Quäntchen davon zu verstehen, wie
die Welt sich dreht. Der eine geht auf
die Welt zu, ohne dass die gerührt ist;
der andere verschwindet in den zu
weiten Klamotten, aber immer schlägt
die Welt zu, als sei er der einzige
Mensch, den sie zur Verfügung hat.
Anpassung hilft so wenig wie Rebel-
lion. Die Allerortserfahrung.
Bereits erwähnt: Tannenbaum und

Klavier. Aus dem Versuch, eine Situ-
ation, eine Maschinerie zu beherr-
schen, wird Maschinenstürmerei, Zer-
störung – und dann Verblüffung, wie
wenig das hilft, ein Grundproblem zu
lösen. Die Filme von Stan und Ollie
sind somit Porträts der Absurdität, die
jeder Anarchie den Grund gibt und ihr
zugleich den Garaus macht. Der Zu-
schauer wird zum Komplizen dieser
liebevoll-umständlich angerichteten
Zertrümmerungspraxis, und unser
Lachen zeigt dieGenugtuung: just das,
was wir eh verurteilen, nun vernich-
tet zu sehen. »So, da hast du’s!« steckt
in jedem Kopfnicken, das wir von Lau-
rel kennen, wenn er und Hardy wie-
der mal etwas gründlich zerlegt ha-
ben. Dick und Doof, das sind Gene-
ralproben für den Weltuntergang. Der
nicht stattfinden kann, solange ihn
Unsterbliche betreiben.
Das weißt du doch aus der Praxis:

Wichtig ist der Partner, der dein
Kampfbedürfnis so sehr befriedigt wie
deine Sehnsucht nach Schutz. Nimm
zwei! Das Bonbon, das der Mensch
lutscht, um in seinen Kriegslüsten
überschaubar und in Grenzen zu blei-
ben. Immer zwei, also: Herr und
Knecht, Pat und Patachon, Karl Va-
lentin und Liesl Karstadt, Don Camil-
lo und Peppone, Tom und Jerry, Ro-

binson und Freitag, Puntila und Mat-
ti, Faust und Mephisto, Becketts Wla-
dimir und Estragon oder Ham und
Clov. Und Stan und Ollie. Alle so tren-
nungsgeil, dass sie doch immer wie-
der wie wild ineinanderstürzen. Die
Katastrophe kommt, weil man glück-
lich sein will. Das ist der eigentliche
Witz. Aber immer nur für den ande-
ren.
Laurel und Hardy galten am Set

als knüppelnde Arbeiter. Unbarm-
herzig, hart, zäh. Raubbaumeister für
Pointen. Wie im Sport: Der Ausweis
des wahren Athleten ist nicht der ge-
sunde, sondern der kaputte Körper.
Die Geschichte des Horizonts wird
von denen geschrieben, die am Zaun
erkranken. Einer Aufgabe gerecht
wird nur der, der dafür alles aufgibt.
Kunstgewinn geht über Körperleid.
Wie beim Clown im Zirkus: Was
denn, Spaßmacher, dir tun die Au-
gen weh? Nein, nur die Schminke ist
verschmiert, wird der Komiker trot-
zig versichern. Weil er nicht sehen
will, dass es Tränen sein könnten.
Stan Laurels Geburtstag. Auch Oli-

ver Hardys Tag! Zwei gnadenvolle
Schauspieler auf rasanter Jagd durch
Sackgassen der Selbsterhaltungskri-
sen. Wir leben in anhaltenden Ab-
schieden, aber wir verstellen uns, weil
Zeit nicht immer nur Abschiedszeit
sein soll – aus dieser Weigerung he-
raus werden immer wieder Komiker
geboren. Weiterleben heißt weiter
spielen. Dick und Doof: glühende,
ausgeglühte Überdruckvirtuosen, die
nach Bestätigung und Sinn suchen,
wie wir alle. Deshalb sind wir alle –
wie uns die beiden Genies zeigen –
rundum zum Lachen.

Eine umfassende Retrospektive mit mehr
als 80 Laurel&Hardy-Filmen präsentiert
das Kino Babylon am Berliner Rosa-Lu-
xemburg-Platz vom 19.-28. Juni – inklu-
sive Tortenschlacht (19.6., 16 Uhr). Pro-
gramm: www.babylonberlin.de

Dick und Doof, das sind
Generalproben für den
Weltuntergang. Der
nicht stattfinden kann,
solange ihn Unsterb-
liche betreiben.

Zwei redliche Kleinbürger verzetteln sich in der Logistik – auch beim Musizieren: Stan Laurel (re.) und Oliver Hardy Anfang der 30er Jahre. Foto: Imago/UnitedArchives

»Reden auf Vegetarier-
banketten sind
erfreulich kurz, weil
man Angst hat,
dass sonst das Essen
verwelkt.«

Mario Adorf

Harri Czepuck ist tot

Mit Respekt
Von Tom Strohschneider

Wenn Harri Czepuck nach de-
ren Ende auf die DDR zu-

rückblickte, war für ihn nicht zu-
letzt das an ihrem Untergang mit-
schuldig, was man das dortige In-
formationswesen nennen könnte.
Harri Czepuck war Teil davon, sei-
ne Kritik an den Fehlern war auch
eine an sich selbst. Aber dies aus-
zusprechen, hatte er nicht wie an-
dere bis nach der Wende gewar-
tet. Er »machte Ärger, hatte Är-
ger«, wie es Hermann Kant einmal
formulierte, der Czepuck bereits
1948 kennengelernt hatte.
Geboren 1927 in Wrocław, war

Harri Czepuck als Achtzehnjähri-
ger der Schlacht von Halbe ent-
kommen. Er kam zunächst in sow-
jetische, später in polnische
Kriegsgefangenschaft, wo er lern-
te, wie man eine Zeitung macht:
»Die Brücke«. 1949 begann er beim
»Neuen Deutschland« ein Volon-
tariat, wurde Berlin-Redakteur
und ab 1958 der erste Korrespon-
dent der Zeitung in Bonn –woman
ihn zwar nicht wie andere Jour-
nalisten zu Teerunden mit Konrad
Adenauer einlud, wo man dem
»Mann aus der DDR« aber schon
bald mit Respekt begegnete, wie
sich ein Kollege einmal erinnerte.
Anfang 1966 wurde er stell-

vertretender Chefredakteur, ein
Jahr später auch Vorsitzender des
damals noch so genannten Ver-
bandes der Deutschen Journalis-
ten. Kurz bevor dieser 1972 in Ver-
band der Journalisten der DDR
umbenannt wurde, geriet Harri
Czepuck in Konflikt mit dem da-
maligen ND-Chefredakteur Joa-
chim Herrmann – und wurde ab-
gesetzt. Zehn Jahre später drängte
ihn Herrmann auch beim Journa-
listenverband zum Rücktritt.
Czepuck wirkte unter anderem

am in der DDR erfolgreichen
Mehrteiler »Ich – Axel Cäsar Sprin-
ger«mit, er engagierte sich vor und
nach der Wende für die deutsch-
polnische Aussöhnung, er schrieb
Bücher, die eine große Leserschaft
fanden. In der Nacht zum Montag
ist Harri Czepuck gestorben.

Dresdner Zwinger

Wallpavillon
wird saniert
Knapp 4,5 Millionen Euro in-

vestiert Sachsen in die Res-
taurierung des Wallpavillon des
Dresdner Zwingers. Bis Ende 2017
werde das Bauwerk an der West-
seite des barocken Ensembles um-
fassend saniert, kündigte Sach-
sens Finanzminister Georg Unland
(CDU) am Montag in Dresden an.
Insgesamt seien in die Sanierung
des Zwingers seit 1991 bereits
rund 63,2 Millionen Euro geflos-
sen.
Der Wallpavillon gilt als bauli-

cher Höhepunkt des barocken
Zwinger-Ensembles. Neben üppi-
gem bildhauerischen Schmuck
bietet er eine markante Treppen-
führung. Das Untergeschoss be-
steht aus einer Folge von Trep-
pen, die auf den Stadtwall füh-
ren. Der Zwinger entstand ab 1709
unter der Leitung des Architekten
Matthäus Daniel Pöppelmann und
des Bildhauers Balthasar Permo-
ser. epd/nd
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Krise und Neubeginn: Hermann Hesses Briefe der Jahre 1916 bis 1923

»In der Hölle meiner Zustände«
Von Klaus Bellin

R ingsum splittert und blutet die
Welt. Nur selten und für Au-
genblicke, schreibt Hermann

Hesse Ende März 1916, gelingt es
ihm, »das Zeitliche zu vergessen, das
Gefühl des Mobilisiertseins, der
zwangsweisen Einordnung in eine
mir fremde, mir verdächtige, mir im
Grund verhaßte und feindliche Welt-
ordnung, die nach Macht strebt und
von Friede, Geist, Schönheit keine
Ahnung hat«. Hier, fügt er hinzu, »in
der Welt der Machtbestrebungen ist
nur Gestürm und Gestank«. 1912 hat
er seinen Wohnsitz in Gaienhofen am
Bodensee aufgegeben und lebt nun
mit Frau und den drei Söhnen in ei-
nem ländlichen Haus mit Garten und
herrlicher Aussicht nahe Bern. Bes-
ser, wird er später in einer Erinne-
rung schreiben, hätten sie es sich gar
nicht vorstellen können, aber froh ist
er dort trotzdem nicht geworden.
Hesse ist nach wie vor (und noch

bis 1923) deutscher Staatsbürger. Er
muss deshalb fürchten, in eine Uni-
form gesteckt und in die Schlacht ge-
schickt zu werden. Am 13. Januar
1916 hat man ihn erneut zur Muste-
rung bestellt. »Der Doktor«, meldet er
erleichtert auf einer Postkarte am
nächsten Tag, »findet mich nicht feld-
dienstmäßig … und erfreut mich
durch die Konstatierung eines Lun-
genemphysems.« Der Befund ver-
schafft ihm einen Aufschub von sechs
weiteren Wochen. Dann muss er sich
erneut untersuchen lassen.
Die Tage verbringt er damit, Bü-

cher zu beschaffen. 1915 hat Hesse

gemeinsam mit einem befreundeten
Zoologieprofessor in Bern eine Für-
sorgezentrale gegründet, die sich um
deutsche Kriegsgefangene in Frank-
reich kümmert. Das geistige Elend in
den Lagern, schreibt er, sei groß, »gu-
te heutige Literatur« ist dort nir-
gendwo zu finden, und weil die fi-
nanziellen Möglichkeiten erschöpft
sind, bittet er befreundete und nam-
hafte Schriftsteller um Hilfe. »Man-
che Dichter«, heißt es in einem Brief
an Felix Braun, »haben auf meine Bit-
te geholfen, Hauptmann, Wasser-
mann, Thoma und andre, zum Teil
mit Stiftungen von 50 und 100 Stück
eines Buches, aber auch weniger ist
willkommen …«
Der dritte Band der neuen Brief-

Ausgabe Hesses, wieder von Volker
Michels bravourös ediert, führt in ei-

ne entscheidende Lebensphase des
Dichters. Zweieinhalb Jahre, erklärt
er Anfang 1917, habe er jetzt damit
zugebracht, »anOpfern des Krieges zu
kurieren, den Gefangenen, und ich
habe auf diesem Gebiet, in dieser
kleinen Ecke des Kriegswesens, den
Unsinn und die grausame Scheuß-
lichkeit des Krieges bis auf den Grund
kennengelernt«. Die ehrenamtlichen
Aktivitäten für die Gefangenen und
seine Arbeit für eine Interniertenzei-
tung bringen ihn an den Rand der
physischenMöglichkeiten. Bei ihm sei
eine Krisis im Werden, schreibt er im
Mai 1916 aus einem Kurhaus in Lu-
zern. »Ich werde elektrisiert, elekt-
risch durchwärmt, massiert, gebürs-
tet und an die Sonne gelegt«. Inzwi-
schen ist der erblindete und bewun-
derte Vater gestorben, die Konflikte
mit seiner psychisch erkrankten Frau
Mia nehmen zu, er fühlt sich elend,
ist reizbar, muss sich um seine Söhne
kümmern (die er später in Pension
gibt), und das Psychische, meldet er,
»sieht wesentlich verwickelter und
trüber aus«. Schon im Juni 1916 ist,
»um weiterleben zu können«, vom
Neubeginn die Rede.
Hesse steckt in einer tiefen De-

pression. Die literarische Arbeit ruht.
Seit langem kein Gedicht mehr, kein
Buch. In den Briefen ist von »Schiff-
bruch« die Rede, von »innerer Um-
wälzung« und von der »bittersten Zeit
meines Lebens«, die er in einer »gut
geheizten Hölle« verbringe. An Josef
Bernhard Lang, den Psychoanalyti-
ker, der viel zu seiner Genesung bei-
tragen wird, schreibt er Anfang 1919:
»Ich brate in der Hölle meiner Zu-

stände weiter, sehe Stück um Stück
meiner frühern Existenz in die Brü-
che gehen, und keine Zukunft.« Lang
hat ihm zur Malerei geraten, und so
beginnt Hesse, sich aus der »Trübsal,
die oft unerträglich wurde«, zu be-
freien, indem er loszieht, um zu
zeichnen und zu malen. Später, wenn
er sein Kriegsamt niederlegen kann,
fängt er auch wieder an zu schrei-
ben, erst die autobiografisch gefärbte
Geschichte »Klein und Wagner« (»das
Beste, was ich bis jetzt gemacht ha-
be«), dann die Erzählung »Demian«,
die er, um den Bruch mit den bishe-
rigen Büchern zu signalisieren, als
Arbeit eines unbekannten Autors na-
mens Emil Sinclair ausgibt. Kein an-
derer deutscher Roman, erklärt 1984
der Schriftsteller Horst Krüger, habe
ihn, als er »Demian« in der Nazizeit
las, so bewegt wie dieser. Er enthielt
vor allem eine Botschaft: »Glaube
nicht an die Mächtigen dieser Welt.«
Hesse hat um die Neuorientierung

lange und intensiv gerungen, ge-
zeichnet vom Krieg, den Eheproble-
men (seine Frau holt eines Tages so-
gar einen anderen Mann ins Haus)
und den täglichen Nöten, und nichts
dokumentiert diesen mühsamen Pro-
zess eindringlicher als der Band mit
den Briefen jener Zeit, für Hesse-Le-
ser unverzichtbar und ein veritables
Vergnügen dazu. Der Dichter, den die
Umstände zum Schweigen brachten,
befreite sich von seinen Qualen, ließ
die Familie hinter sich, wechselte nach
Montagnola in die Casa Camuzzi und
entzog sich den Ansprüchen der
Macht, indem er den »Weg nach In-
nen« wählte, der nicht, wie mancher

irrig folgerte, den Rückzug ins Private
meinte, sondern den Willen, allein
aufs eigene Gewissen zu setzen, auf
den Eigensinn, die einzige Tugend, die
für Hesse fortan zählte.
Er ist ein unfassbar fleißiger Brief-

schreiber gewesen. Die Post, die man
ihm ins Haus brachte, hat ihn manch-
mal fast erdrückt, er hat unter der Last
(im Alter täglich hundert bis fünf-
hundert von ihm geschätzte Seiten)
zuweilen gestöhnt, aber wer ihm
schrieb, durfte auch mit einer Ant-
wort rechnen. Die Sammlung seiner
Schreiben von 1916 bis 1923, die er
am Kopf nun gelegentlich mit klei-
nen Aquarellen schmückte (die hier
allerdings nicht wiedergegeben wer-
den), bringt, ausgiebig, manchmal
mit den Antworten der Briefpartner
und anderen Materialien kommen-
tiert, genau vierhundertzehn Briefe.
Das ist viel und ist doch, wie Volker
Michels mitteilt, lediglich ein Bruch-
teil der Korrespondenz, die überlie-
fert ist. Ihre wahre Dimension lässt
sich nicht einmal ahnen. Bis 1927 hat
Hesse nach eigener Aussage viele
Tausende Briefe der Post übergeben,
»ohne je daran zu denken, Abschrif-
ten zu behalten«. Aber selbst das Er-
haltene wird man komplett wohl nie
gedruckt sehen, wie wir ja auch das
Briefwerk Thomas Manns oder Ste-
fan Zweigs vollständig nicht ken-
nenlernen werden.

»Eine Bresche ins Dunkel der Zeit!«
Hermann Hesse: Die Briefe 1916 –
1923, hg. von Volker Michels, Suhr-
kamp Verlag, 672 Seiten, geb., 39,95
Euro.

Hesse, später Foto: imago/Sven Simon

Festival »Infektion!«: Georg Schütky inszenierte Karlheinz Stockhausens »Originale« in der Werkstatt der Staatsoper Berlin

Jahrmarkt des Abstrusen
Von Stefan Amzoll

D a stolpern die paar erwar-
tungsvollen Leute, die ei-
ne Karte ergattern konn-
ten, in den Saal der Staats-

opern-Werkstatt, und die Action ist
mitten im Gange. So geordnetes wie
heilloses Durcheinander, die Schräg-
lage feiert Urständ. Komisch kostü-
mierte und frisierte Menschen schrei-
ten, als kennten sie einander nicht.
Einzelne tragen Vogelkäfige, rollen
Kostümständer, schwenken Spot-
light, halten den Neonstab hoch in die
Luft, drehen etwas und sich selbst,
werfen, rufen, trollen sich, singen
rund und eckig, brüllen, lächeln,
grinsen, scheinen stumm, scheintot,
grämlich, im Gesicht so hohl wie fahl.
Flüstern sie auch? Der eine hält et-
was hoch, der andere etwas runter.
Einige räuspern und räkeln sich wie
girrende, humpelnde Täubchen.
Der Raum ist hochgerüstet mit Ma-

schinerie. Auf der Empore sind meh-
rere Schall- und Computeranlagen
installiert, unten desgleichen. Vi-
deokameras, immer an, gehören zum
ständigen Begleitinventar. Licht fällt
starr wie mobil, Computer plus da-
zugehörige Gerätschaften summen.
Technizierte Kunst fehlt nicht. Elekt-
ronische Klänge lassen über Laut-
sprecherkomplexe die Wände derart
erbeben, als bahnte sich das Grollen
der Katastrophe an. Dazu Schlagzeug
auf Metall, Fell und Holz wie Kla-
vierklänge härtester Sorte. An einer
Wand in Kastenform gar ein Fotola-
bor, es arbeitet in Nicht-Technicolor.
Personnage noch und noch. An die

25 Akteure agieren auf dem Kampf-
platz, einer Bühne, die an ihrem
Scheitel einem Schiffskörper gleicht
und auf fast den ganzen Saal aus-
greift. Spiegelflächen an der Haupt-
seite vergrößern den Raumeindruck.
Das Schiff hat Aufbauten: Postiert
sind mehrere aufgebockte Platten mit
Computern, ein metallenes Türm-
chen ragt wie die erhöhten Sitze der
Kampfrichter auf Tennisplätzen em-
por.
Nun Schluss mit dem paradoxen

Trubel, bedeutete die Regie, worauf
das 90-Minuten-Spektakel beginnt.
Diverse Typen treiben nunmehr ihre
freundlichen Übel und harschen
Spielchen, als wären sie aufgelesen

von jener Straße, die hinaufführt
zum Jahrmarkt, auf dem nichts, das
eine Bedeutung hätte, käuflich ist
und auf dem alles feilzubieten mög-
lich ist, das demNichtalltäglichen der
Alltagswelt, dem Abstrusen, dem
Nonsens zugehörig scheint. Solche
Unbestimmtheit findet ihr Äquiva-
lent in einem sehr bestimmten Ge-
schehen. Dies der Angelpunkt, um
den herum die sehr verdienstvolle
Inszenierung von Georg Schütky sich
dreht.
»Originale« von Karlheinz Stock-

hausen hat viel Ärger hinter sich. 1961
in Köln uraufgeführt, sollte das Mu-
siktheater nach den ersten Vorstel-
lungen abgesetzt werden. Dem da-
maligen Kölner Kulturdezernenten
galt es als kulturell nicht wertvoll. Da-
rauf nahm der Komponist privat die
Initiative in die Hand und finanzierte
den Rest des Reigens von insgesamt
zwölf Vorstellungen selbst. Die Stadt-

väter – bis heute irrig ihr Glaube, die
Verfügenden, gar die Besitzer der
Staatszuschüsse zu sein – wollten dies
komische Musiktheater den Leuten
nicht zumuten. Die aber hatten das
Stück mehrheitlich angenommen.
Zentral darin ist Stockhausens au-

tonome Komposition »Kontakte« für
elektronische Klänge, Klavier und
Schlagzeug aus dem selben Jahr. Sie
dominiert in »Originale« an mehre-
ren Stellen und dämmt die Szenerie
ein oder besser: verdünnt und über-
tönt sie. Diese Musik gehört – nach
traditionellem Maßstab – substanzi-
ell zum Besten des Ganzen. Den-
noch: Die Idee, zugleich originale wie
ungemein abgefahrene Typen traum-
wandlerisch in den Raum zu stellen
und ihren Schabernack treiben zu
lassen, ist bestechend. Da waltet die
Kultur von Dada, da triumphiert die
heilige Welt der Technik, Ausstel-
lungswert Nummer Eins des moder-

nen Kapitalismus, in der Schräglage.
Alle Lobpreisungen der Weltordner
werfen im Zerrspiegel des Absurden
ihr eigentümlich Licht und rutschen
in die Niederungen der Straße.
Wo habt ihr, die ihr da lenkt und

spielt, die mit dem Dirndl aufgega-
belt? Wo den Schalk, den Leierkas-
tenmann, die Garderobiere, die Stra-
ßensänger, die Videoleute, die Sän-
gerin? Wo die mit sich und ihrem
Stoffwesen identische, unerhört agile
Puppenspielerin und den elegant
schreitenden Maler und Charmeur
mit dem spitzen Kinn, der Kostüme
und Perücken wie Perlen der Könige
hineinträgt? Wo die dauernd be-
schäftigten Beleuchter und Tontech-
niker, die Schar der wandelnden
Computeristinnen und Computeris-
ten?Wo jenen nichtminder häufig die
Positionen wechselnden Regisseur,
der ein kompliziert gesetztes Quin-
tett aus vier Mimen und einer Sän-

gerin präzise dirigiert? Und wo
kommt der französische Schwarze her
mit dem Anzug aus Scheuerlappen-
stoff? Woher das geherzte Kind, das
anfangs jedem Einzelnen brav erge-
ben sein muss? Und woher endlich
das Roboterkind »2 grace«, das rhyth-
misch trampelt, und alle schauen
schweigend zu?
»Originale« setzt zudem starke ak-

tuelle Signale. Der Einbau hätte
Stockhausen vielleicht nicht gefallen.
Ein halbes Dutzend Straßensänger
formiert sich zwischendrin, präsen-
tierend junge Menschen aus allen
Himmelsrichtungen. Einige tragen
Tücher, die auf soziale Bewegungen
verweisen. Es sind Flüchtlinge. Count-
ry ist ihr Lied. DieMikroswandern von
Hand zu Hand. Leidenschaft spannt
die Sehnen aller. Singend kämpfen sie.
Eine große Szene.

Nächste Vorstellung am 20. Juni

Da waltet die Dada-Kultur. Die heilige Welt der Technik triumphiert in der Schräglage. Foto: Vincent Stefan

Übersetzerpreis

Präzise,
unorthodox
Der Straelener Übersetzer-

preis der Kunststiftung
Nordrhein-Westfalen geht in die-
sem Jahr an den niederländi-
schen Literaturübersetzer Gerrit
Bussink. Bussink überträgt seit
mehr als 40 Jahren deutschspra-
chige Autoren wie Martin Walser,
Friedrich Dürrenmatt, Christa
Wolf oder Peter Handke ins Nie-
derländische.
Den mit 25 000 dotierten Preis

erhalte er besonders für die Über-
setzung des Romans »Vogelwei-
de« von Uwe Timm (Kiepenheuer
& Witsch Verlag, 2013), teilte das
Europäische Übersetzer-Kollegi-
um (EÜK) am Montag im nieder-
rheinischen Straelen mit. Bus-
sinks Übersetzungen bestechen
nach Ansicht der Jury mit Präzi-
sion. Er habe ein Talent »für über-
zeugende unorthodoxe Lösun-
gen«.
Der mit 5000 Euro dotierte

Förderpreis geht an die Nieder-
länderin Anne Folkertsma für ihre
Übertragung des Berliner Cli-
quenromans »Blutsbrüder« von
Ernst Haffner. Die Preise werden
am Donnerstag in Straelen über-
reicht. dpa

Achenbach-Auktion

Minütlich
Gebote
Bei der Insolvenzauktion der

Kunstwerke des inhaftierten
Kunstberaters Helge Achenbach
zeichnet sich ein Andrang ab. Be-
reits zur Vorbesichtigung der
rund 2000 Objekte in Düsseldorf
und Köln seien am Wochenende
mehr als 700 Besucher gekom-
men, sagte eine Sprecherin des
Kölner Auktionshauses Van Ham
am Montag. Rund 500 Bieter hät-
ten bisher Gebote für etwa 1300
Objekte abgegeben. »Die Gebote
trudeln minütlich ein«, sagte die
Sprecherin.
Von Mittwoch bis Freitag wer-

den zunächst rund 2000 Werke in
Achenbachs ehemaligem Lager in
Düsseldorf versteigert. Die wert-
vollsten rund 120 Objekte kom-
men am Samstag in Köln unter
den Hammer.
Angeboten werden Werke der

bekanntesten zeitgenössischen
deutschen Künstler wie Jörg Im-
mendorff, Gerhard Richter, A.R.
Penck, Georg Baselitz oder Jo-
seph Beuys. Versteigert werden
auch Werke wenig bekannter
Künstler. Die Schätzpreise rei-
chen von 50 Euro für Poster bis zu
Graubners Kissenbild »Trampo-
lin« für 120 000 Euro.
Achenbach (63) war im März

wegen Millionenbetrugs an rei-
chen Kunden zu sechs Jahren Ge-
fängnis verurteilt worden. Der be-
kannteste Kunstberater Deutsch-
lands sitzt seit einem Jahr in Un-
tersuchungshaft. Seine Kunstbe-
ratung ist insolvent. dpa

Deutscher Chorverband

Lust am
Singen
Der Deutsche Chorverband

sieht trotz zurückgehender
Sängerzahlen kein Nachwuchs-
problem. »Gerade bei Kindern und
Jugendlichen beobachten wir in
den vergangenen Jahren eine un-
geheure Lust am Singen«, sagte
der Präsident des Verbands, der
frühere Bremer Bürgermeister
Henning Scherf (SPD) der Deut-
schen Presse-Agentur.
Der Verband zählte zwar An-

fang 2015 mit 1,41 Millionen Mit-
gliedern 1,4 Prozent weniger als
ein Jahr zuvor. Doch der Anteil der
jungen Sänger bis 27 Jahren stieg
zugleich von 12,2 auf 14,7 Pro-
zent. Der Verband, der über
20 000 weltliche Laienchöre bün-
delt, beklagt aber einenMangel an
qualifizierten Chorleitern. dpa
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  5.30  Morgenmagazin
  9.00  Tagesschau
  9.05  Rote Rosen
  9.55  Sturm der Liebe
 10.45  Um Himmels Willen
 11.35  Papageien, Palmen & Co.
 12.00  Tagesschau
 12.15  ARD-Buffet
 13.00  Mittagsmagazin
 14.00  Tagesschau
 14.10  Rote Rosen
 15.00  Tagesschau
 15.10  Sturm der Liebe
 16.00  Tagesschau
 16.10  Elefant, Tiger und Co.
 17.00  Tagesschau
 17.15  Brisant
 18.00  Gefragt – Gejagt
 18.50  Akte Ex
 19.45  Wissen vor acht – Mensch
 19.50  Wetter vor acht
 19.55  Börse vor acht
 20.00  Tagesschau
 20.15  Vorstadtweiber 

Rundumschlag · Dramaserie
 21.00  In aller Freundschaft 

Lauernde Schatten · Arztserie
 21.45  Fakt Das MDR Magazin
 22.15  Tagesthemen Mit Wetter
 22.45  Fassbinder  

Dokumentarfilm, D 2014
  0.15  Nachtmagazin
  0.35  Der Auftragslover  

Liebeskomödie, F/MC 2010
  2.15  Fassbinder   

Dokumentarfilm, D 2014 

8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus für wilde Tie-
re 9.40 Abendschau 10.25 Wir in Bayern 11.40 
Dahoam is Dahoam 12.10 In aller Freundschaft 
12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 Traumpfade 
14.15 Abenteuer Namib – Im Tal der Elefanten 
15.05 Polizeiinspektion 1 15.30 Wir in Bayern 
16.45 Rundschau 17.00 Berggeschichten 18.00 
Abendschau 18.45 Rundschau 19.00 Gesundheit! 
19.45 Dahoam is Dahoam 20.15 Tatort · Der Tote 
im Nachtzug · TV-Kriminalfilm, D 2011 21.45 
Rundschau-Magazin 22.00 Münchner Runde 
22.45 Monica und David – Eine Liebe ohne Wenn 
und Aber · Dokumentarfilm, USA 2009 23.50 
Rundschau-Nacht 0.00 An ihrer Seite. Liebesdra-
ma, CDN/GB/USA 2006 1.40 Dahoam is Dahoam

  5.30  Morgenmagazin
  9.00  heute
  9.05  Volle Kanne – Service täglich
 10.30  Die Rosenheim-Cops
 11.15  SOKO Wismar
 12.00  heute
 12.10  drehscheibe
 13.00  Mittagsmagazin
 14.00  heute – in Deutschland
 14.15  Die Küchenschlacht
 15.00  heute
 15.05  Bares für Rares
 16.00  heute – in Europa
 16.10  SOKO Kitzbühel
 17.00  heute
 17.10  hallo deutschland
 17.45  Leute heute
 18.05  SOKO Köln
 19.00  heute
 19.20  Wetter
 19.25  Die Rosenheim-Cops
 20.15  Rach und die Restaurantgrün-

der (4/4)
 21.00  Frontal 21
 21.45  heute-journal Wetter
 22.15  Der könnte doch Dein Opa 

sein! Späte Väter
 22.45  Fußball WM der Frauen 

Vorrunde, Gruppe C: Schweiz – 
Kamerun oder Ecuador – Japan 
Live aus Edmonton oder Winni-
peg (CDN)

  1.00  SOKO Köln Vatertag 
  1.45  Fußball  

WM der Frauen · Nigeria – USA 
oder Australien – Schweden · Live 

  7.15  Yourope
  7.45  Chinas mythische Berge
  8.30  X:enius
  8.55  Unser Reichtum sind die 

Menschen · Dokufilm, F 2014
 10.30  Wildes Köln
 11.15  Reisen für Genießer
 11.40  Australien, eine Zeitreise
 12.25  360° Geo Reportage
 13.20  ARTE Journal
 13.45  Ein Herr ohne Kleingeld (Wh.) 

Komödie, F/I 1960 · Mit Jean 
Gabin, Micheline Presle, Jac-
ques Castelot u.a.

 15.10  Wie das Land, so der Mensch
 15.15  Zwischen Himmel und Erde
 15.45  Heimathafen (1/2)
 16.35  X:enius
 17.00  Des Kaisers ewige Armee
 18.25  Eine Sommerreise durch den 

Kaukasus
 19.10  ARTE Journal
 19.30  Im Bann der Jahreszeiten 

(2/5) Dokumentationsreihe
 20.15  Operation weiße Weste  

(VPS 21.10) · Der Vormarsch 
der Mafia in Europa

 21.10  Im Visier der Kartelle  
(VPS 20.15) · Drogenkrieg  
in Westafrika

 22.00  Gesprächsrunde
 22.15  Drogen: Amerikas längster 

Krieg (VPS 22.10) · Dokufilm, 
USA/D/NL/GB/J/AUS 2012

  0.00  So kommst Du ins Weiße 
Haus! Dokumentarfilm, F 2012

  5.05  Über Stock und Stein (3/3)
  6.00  Pause
  6.20  Kulturzeit
  7.00  nano
  7.30  Alpenpanorama
  9.00  ZIB
  9.05  Kulturzeit
  9.45  nano
 10.15  Hart aber fair
 11.45  Gartenparadiese in Österreich
 12.10  Am Schauplatz
 13.00  ZIB
 13.15  Universum
 17.35  Über allen Gipfeln
 18.30  nano
 19.00  heute
 19.20  Kulturzeit
 20.00  Tagesschau
 20.15  Der letzte Weynfeldt  

Kriminalfilm, CH 2010
 21.45  Kino Kino Das Filmmagazin des 

Bayerischen Fernsehens · Rico, 
Oskar und das Herzgebreche / 
Victoria / Love & Mercy – Le-
ben, Wahnsinn und Neustart

 22.00  ZIB 2
 22.25  Terra X Der Raub der Mona Lisa
 23.10  Kunst und Verbrechen (4/4) 

Die Kunst ist weg
 23.55  Scheidung vom Kind 

Väter nach der Trennung
  0.25  10vor10 (VPS 21.50)
  0.50  Der letzte Weynfeldt (Wh.)  

Kriminalfilm, CH 2010
  2.20  Die Mutprobe Drama, A/D 

2010 · Mit Elisabeth Lanz

  6.20  LexiTV – Wissen für alle
  7.20  Rote Rosen
  8.10  Sturm der Liebe
  9.00  Brisant
  9.45  Mach dich ran!
 10.10  Seehund, Puma & Co.
 11.00  MDR um elf
 11.40  In aller Freundschaft
 12.25  Automärchen  

Komödie, DDR 1983 
 14.00  MDR um zwei
 15.00  LexiTV – Wissen für alle
 16.00  MDR um vier
 17.45  MDR aktuell
 18.05  Wetter für 3
 18.10  Brisant
 18.54  Unser Sandmännchen
 19.00  Regional
 19.30  MDR aktuell
 19.50  Einfach genial
 20.15  Umschau MDR-Magazin
 20.45  Der Osten Entdecke wo du 

lebst · Schulpforta – Napola, 
Rotes Kloster, Eliteschule

 21.15  Echt Schatzsuche in Sadis-
dorf – Ein neues Bergwerk 
entsteht

 21.45  MDR aktuell
 22.05  Jammer-Ossi und Besser-

Wessi (1/2) Die Geschichte 
eines Klischees

 22.50  Polizeiruf 110 Kurzer Traum 
TV-Kriminalfilm, D 1996

  0.15  Wege übers Land  
Kriegsdrama, DDR 1968

  1.25  Fakt Das MDR Magazin

  7.30  Cosmo bei Planet Schule (1/2)
  8.00  Brandenburg aktuell
  8.30  Abendschau
  9.00  ZiBB
  9.55  ARD-Buffet
 10.35  Rote Rosen
 11.25  Sturm der Liebe
 12.15  Zoobabies
 13.00  rbb aktuell
 13.05  Schloss Einstein
 13.30  In aller Freundschaft
 14.15  Planet Wissen
 15.15  London – 5 Tage in einer der 

großartigsten Städte der Welt
 16.00  rbb aktuell
 16.05  Die 30 tollsten Schlagerstars 

der Sechziger (VPS 16.04)
 16.50  kurz vor 5 (VPS 16.54)
 17.00  rbb aktuell
 17.05  Wolf, Bär & Co.
 17.55  Unser Sandmännchen
 18.00  rbb um 6
 18.27  rbb wetter
 18.30  ZiBB
 19.27  rbb wetter
 19.30  Abendschau
 19.30  Regional
 20.00  Tagesschau
 20.15  Geheimnisvolle Orte
 21.00  Bilderbuch Die Schorfheide
 21.45  rbb aktuell
 22.15  Thadeusz
 22.45  This Ain't California   

Dokumentarfilm, D 2012
  0.15  Berliner Legenden Sidos Welt
  1.00  Thadeusz

  7.20  Rote Rosen
  8.10  Sturm der Liebe
  9.00  Nordmagazin
  9.30  Hamburg Journal
 10.00  Schleswig-Holstein Magazin
 10.30  Regional
 11.00  Hallo Niedersachsen
 11.30  Tierparadies in Mecklenburg
 12.15  In aller Freundschaft
 13.05  Typisch!
 13.35  Brisant
 14.00  NDR//aktuell
 14.15  Bilderbuch
 15.00  NDR//aktuell
 15.15  Die Kanarischen Inseln
 16.00  NDR//aktuell
 16.10  Mein Nachmittag
 17.10  Seehund, Puma & Co.
 18.00  Regional
 18.15  NaturNah
 18.45  DAS!
 19.30  Regional
 20.00  Tagesschau
 20.15  Visite Das Gesundheitsmagazin 

Operation Leben / Spezial: 
Bauch-OP: schneller fit dank 
Kaugummi / Thema der Woche: 
Kniegelenkersatz kann auch im 
hohen Alter sinnvoll sein

 21.15  Panorama 3
 21.45  NDR//aktuell
 22.00  Tatort Scherbenhaufen  

TV-Kriminalfilm, D 2012
 23.30  Weltbilder
  0.00  Der Junge und der Stier  

Dokumentarfilm, D 2011

10.30 Aktuelle Stunde 11.10 Giraffe, 
Erdmännchen & Co. 12.00 Pinguin, 
Löwe & Co. 12.45 WDR aktuell 13.00 
Servicezeit 13.30 In aller Freundschaft 
14.15 Die Kanarischen Inseln 15.00 
Planet Wissen 16.00 WDR aktuell 16.15 
daheim & unterwegs 18.00 Lokalzeit 
18.05 Hier und heute 18.20 Servicezeit 
18.50 Aktuelle Stunde 19.30 Lokalzeit 
20.00 Tagesschau 20.15 Abenteuer 
Erde 21.00 Quarks & Caspers 21.45 
WDR aktuell 22.00 Weltweit 22.30 
West ART · Das Kulturmagazin des WDR 
23.10 West ART Meisterklasse 23.15 
Swimming Pool. Thriller, F/GB 2003 
0.50 Erlebnisreisen-Tipp 1.00 Domian

14.45 Länder – Menschen – Abenteuer 
15.30 Lust auf Backen 16.00 SWR Lan-
desschau aktuell 16.05 Kaffee oder Tee 
17.00 SWR Landesschau aktuell 17.05 
Kaffee oder Tee (VPS 16.05) 18.00 SWR 
Landesschau aktuell 18.12 Baden-Würt-
temberg Wetter 18.15 natürlich! 18.45 
SWR Landesschau Baden-Württemberg 
19.30 SWR Landesschau aktuell 20.00 
Tagesschau 20.15 Marktcheck (VPS 
20.14) 21.00 Die Haushaltsprofis 
21.45 SWR Landesschau aktuell 22.00 
Familie Heinz Becker 22.55 Freunde in 
der Mäulesmühle 23.25 Das Beste aus 
„Verstehen Sie Spaß?” 23.50 Familie 
Heinz Becker 0.50 Spätschicht 

5.10 Kuba im Wandel der Zeit 5.20 
Und der Mensch schuf ... 6.05 Mexiko 
7.30 Kielings wildes Deutschland (1/2) 
8.15 Kielings wildes Deutschland (2/2) 
9.00 Vor Ort 9.10 Bon(n)Jour Berlin 
9.30 Thema 12.00 Vor Ort 12.45 
Thema 14.00 Vor Ort 15.15 Traum-
land Kanada (1/2) 16.00 Traumland 
Kanada (2/2) 16.45 Dokumentation 
17.00 Frankfurt – Kobane 17.30 Vor 
Ort 18.00 Wohnen darf kein Luxus sein 
18.30 Kielings wildes Deutschland 
20.00 Tagesschau 20.15 Napoleon 
und die Deutschen  21.45 heute journal 
22.15 Phoenix-Runde 23.00 Der Tag 
0.00 Phoenix-Runde. Diskussion

12.25 Garfield 12.55 Die fantasti-
sche Welt von Gumball 13.20 Piets 
irre Pleiten 13.40 Die Pfefferkörner 
14.10 Schloss Einstein – Erfurt 15.00 
H2O – Plötzlich Meerjungfrau 15.25 
Horseland, die Pferderanch 15.50 Len-
as Ranch 16.15 logo! Die Welt und ich 
16.20 Erde an Zukunft 16.25 Garfield 
16.50 Geronimo Stilton 17.15 Der 
kleine Nick 17.40 Yakari 18.05 Ritter 
Rost 18.15 Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen 19.00 
Peter Pan – Neue Abenteuer 19.25 Wis-
sen macht Ah! 19.50 logo! 20.00 Ki.Ka 
Live 20.10 Das Surfcamp 20.35 Alien 
Surfgirls · Ungeübt verliebt 

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf 
Streife 11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 
Richter Alexander Hold 13.00 Richter Alexander 
Hold 14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der 
Gerechtigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 An-
wälte im Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 
17.30 Schicksale – und plötzlich ist alles anders 
18.00 In Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 
19.00 Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 
Vincent will Meer. Tragikomödie, D 2010 22.15 
akte 20.15 – Reporter kämpfen für Sie! 23.15 24 
Stunden · Wir sind Chef! Der Traum vom eigenen 
Supermarkt 0.10 Criminal Minds · Der Tag der To-
ten 1.10 Criminal Minds · Das Chamäleon 1.55 In 
Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 

5.20 Suburgatory 6.00 Two and a Half Men 7.25 
Mike & Molly 8.15 How I Met Your Mother 9.40 
The Big Bang Theory 11.00 Mike & Molly 11.50 
Two and a Half Men 13.40 2 Broke Girls 14.10 
The Big Bang Theory 15.35 How I Met Your Mother 
17.00 taff 18.00 Newstime 18.10 Die Simpsons 
19.05 Galileo 20.15 Die Simpsons · Im Zeichen 
der Kreuzfahrt 20.45 Die Simpsons · Der Spion, 
der mich anlernte 21.15 2 Broke Girls · Der T-Shirt-
Raub 21.45 2 Broke Girls · Das Herzensprojekt 
22.15 Mike & Molly · Peggys Geheimnis 22.45 
Mom · Baxter in besseren Kreisen 23.15 Mom · 
Luxus macht nicht glücklich 23.40 Two and a Half 
Men · Feuer und Flamme 0.10 Two and a Half Men 
0.40 Fringe – Grenzfälle des FBI

9.05 Kalenderblatt 9.10 Europa heute 9.35 Tag 
für Tag 10.10 Sprechstunde 11.35 Umwelt und 
Verbraucher 12.10 Informationen am Mittag 
13.35 Wirtschaft am Mittag 14.10 Deutschland 
heute 14.35 Campus und Karriere 15.05 Cor-
so – Kultur nach 3 16.10 Büchermarkt 16.35 
Forschung aktuell 17.05 Wirtschaft und Gesell-
schaft 17.35 Kultur heute 18.10 Informationen 
am Abend 18.40 Hintergrund 19.05 Kommentar 
19.15 Das Feature 20.10 „Drei Songs, 1954” 
21.05 Jazz live · Julia-Kadel-Trio 22.05 Musik-
journal · Berichte – Informationen – Kommen-
tare 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war der Tag 
· Journal vor Mitternacht 23.57 National- und 
Europahymne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

10.55 Nie wieder keine Ahnung – Architektur 
(2/3) 11.25 In aller Freundschaft · Ostergeschenke 
12.10 Inseln vor dem Wind (Wh.). Abenteuerfilm, 
D/A 2012 13.40 Krauses Geheimnis (Wh.). Komö-
die, D 2014 15.10 Das Glück dieser Erde 16.00 
hessenschau kompakt 16.05 hallo hessen 16.45 
hessenschau kompakt 17.00 hallo hessen 17.50 
hessenschau kompakt 18.00 Maintower 18.20 
Brisant 18.50 Service: Reisen 19.15 Alle Wetter! 
19.30 hessenschau 20.00 Tagesschau 20.15 
Kassel 21.00 Hollywood an der Fulda 21.45 So 
war das alte Hessen 22.30 hessenschau kompakt 
22.45 Die Sudetendeutschen und Hitler (2/2) 
23.30 Der Wolf: Auf eigene Faust. Kriminalfilm, N 
2008 0.55 Um Himmels Willen 

5.35 Explosiv – Das Magazin 6.00 Guten Mor-
gen Deutschland 8.30 Gute Zeiten, schlechte 
Zeiten 9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 
Die Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 
14.00 Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 
Unter uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 
Exclusiv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 
19.03 Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute 
Zeiten, schlechte Zeiten 20.15 Bones – Die Kno-
chenjägerin · Das schweigende Lämmchen 21.15 
Bones – Die Knochenjägerin · Duell zum Gesang der 
Unglücksvögel 22.15 CSI: Miami · Der Unterricht 
fällt aus 23.10 The Blacklist · Karakurt 0.00 RTL 
Nachtjournal 0.27 RTL Nachtjournal – Das Wetter

5.00 Medical Detectives – Geheimnisse der Ge-
richtsmedizin 5.45 Hilf mir doch! 6.50 Verklag 
mich doch! 8.45 Verklag mich doch! 9.50 Hilf mir 
doch! 10.50 vox nachrichten 10.55 Mein himm-
lisches Hotel 12.00 Shopping Queen 13.00 Wer 
weiß es, wer weiß es nicht? 14.00 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, wohnen 
19.00 Das perfekte Dinner – Wunschmenü 20.00 
Prominent! 20.15 Sing meinen Song – Das Tausch-
konzert (5) 21.50 Die Story 22.25 Meylensteine 
(5) 23.25 Songs, die die Welt bewegten 0.25 vox 
nachrichten 0.45 Sing meinen Song – Das Tausch-
konzert (5) 2.10 Die Story 2.40 Meylensteine (5)

9.07 Im Gespräch 10.07 Lesart · Das Literatur-
magazin 11.07 Tonart · Das Musikmagazin am 
Vormittag 12.07 Studio 9 · Kultur und Politik am 
Mittag 13.30 Länderreport 14.07 Kompressor · 
Das Kulturmagazin 15.00 Kakadu – Nachrichten 
für Kinder 15.05 Kakadu · Medientag · Buchtipp: 
„Wolkenweich und Kaffeekanne” 15.30 Tonart · 
Das Musikmagazin am Nachmittag 17.07 Studio 
9 · Kultur und Politik am Abend 18.30 Weltzeit 
19.07 Zeitfragen · Wirtschaft und Umwelt 20.03 
Konzert 22.00 Alte Musik · Musikalische Seelsor-
ge. Filippo Neri, der „Vater” des Oratoriums 22.30 
Studio 9 kompakt · Themen des Tages 23.05 Fazit 
· Kultur vom Tage 0.05 Feature · Mach es morgen. 
Geschichten von Zauderern 1.05 Tonart 
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Auflösung von Montag

Kruzzle: Die Fragen müssen wie gewohnt gelöst und in Pfeilrichtung eingetragen werden. Bei den geschüttelten 
Begriffen in den grauen Feldern ist durch eine Neuordnung ein sinnvoller Begriff „herzustellen“.

Operation weiße
Weste
Mit organisierter Kriminalität las-
sen sich immense Gewinne erzie-
len – vor allem in bar. Die Geld-
mengen zu waschen und unauf-
fällig in die Realwirtschaft fließen
zu lassen ist eine der größten He-
rausforderungen für die Kriminel-
len. Allerdings erleichtern es lü-
ckenhafte Gesetze in Deutschland
und Europa immer noch, Gewinne
aus Zwangsprostitution und Dro-
genhandel zu legalisieren, wie die
Dokumentation im Rahmen eines
Themenabends zeigt.
Foto: Arte/Sven Stölting

Arte, 20.15 Uhr

This ain’t
California
Am Berliner Alexanderplatz gab es
in den achtziger Jahren nicht nur das
Centrum-Warenhaus und Grilletta –
im Schatten des Fernsehturms zo-
gen auch die »Rollbrettfahrer« Bli-
cke auf sich. Marten Persiels teil-
weise fiktionaler Dokumentarfilm
aus dem Jahr 2012 erzählt die Ge-
schichte dreier Jugendlicher, die das
Skateboardfahren in der DDR ent-
deckten und sich nach dem Mauer-
fall aus den Augen verloren. Der aus
Super-8-Filmsequenzen, Interviews,
Archivmaterial und Fernsehsen-
dungen und Animationen zusam-
mengesetzte Filmwurde auf der Ber-
linale 2012 uraufgeführt.
Foto: rbb/Wildfremd Production

RBB, 22.45 Uhr

Rundfunkgebühren

Schweizer
stimmen für
neue Abgabe

Die Schweiz wird eine allge-
meine Abgabe für gebüh-

renfinanziertes Fernsehen und
Radio einführen. Bei einem Refe-
rendum am Sonntag stimmten die
Stimmbürger laut Schweizer Me-
dienberichten mit äußerst knap-
per Mehrheit für die neue Rege-
lung. 50,1 Prozent der Stimm-
bürger sprachen sich für die Um-
stellung auf eine Haushaltsabga-
be aus, 49,9 Prozent waren da-
gegen. Die bisherige geräteab-
hängige Rundfunkgebühr wird
abgeschafft.
Mit dem Systemwechsel spa-

ren private Empfänger laut Re-
gierung rund 60 Franken pro Jahr.
Die bisherige geräteabhängige
Abgabe beträgt für Haushalte 462
Franken pro Jahr. Die neue all-
gemeine Abgabe soll sich für
Haushalte auf 400 Franken be-
laufen.Mit den Abgaben werden
die Schweizerische Radio- und
Fernsehgesellschaft (SRG) sowie
lokale Radio- und Fernsehstatio-
nen unterstützt, die einen öffent-
lichen Informationsauftrag wahr-
nehmen.
Haushalte und Unternehmen,

die über ein betriebsbereites Ge-
rät für Radio oder Fernsehen ver-
fügen, mussten bislang die Emp-
fangsgebühr bezahlen. Da Radio
und Fernsehen inzwischen aber
auch mit Handy, Tablet und Com-
puter empfangen werden, plä-
dierten Regierung und Parlament
für den Systemwechsel.
Die Gegner der neuen Abgabe

warfen der Schweizer Bundesre-
gierung in Bern vor, eine Medi-
ensteuer einführen zu wollen.
»Egal ob jemand Empfangsgeräte
hat, egal, ob er Radio und TV kon-
sumiert, egal, ob er überhaupt in
der Lage ist, die Programme zu
hören oder zu sehen. Alle müssen
zahlen«, hieß es. epd/nd

Südwestrundfunk

Sendungen
zuerst im
Internet

Das Zeitalter des analogen
Fernsehens, also jenes Me-

diums, das von der heimischen
Wohnzimmercouch aus mit der
Fernbedienung gesteuert wird,
bei dem der Zuschauer sich aber
minutengenau an die Vorgaben
der in den Programmzeitschrif-
ten genannten Sendezeiten hal-
ten muss, neigt sich dem Ende zu.
Immer mehr Fernsehsender zei-
gen bereits heute Sendungen vor-
ab im Internet. »Online first«
nennt sich diese Strategie, die
beispielsweise der Westdeutsche
Rundfunk (WDR) schon seit ei-
niger Zeit betreibt. Allerdings be-
schränkt der WDR das Angebot
bislang auf einige Programmfor-
mate.
Das Fernsehen des Südwest-

rundfunks (SWR) zieht jetzt nach.
Seit Montag sind alle Sendun-
gen, die ab 18.15 Uhr im analo-
gen Fernsehen laufen, bereits ei-
nen Tag zuvor ab 16 Uhr online
in der Mediathek des Senders ab-
rufbar, teilte der Sender am Mon-
tag mit. Bestimmte Formate kön-
nen noch früher per Internet ge-
sehen werden. Dies gilt z.B. für
die Familienserie »Die Fallers«,
die im SWR-Programm sonntags
im Vorabendprogramm läuft und
die jetzt bereits samstags ab 12
Uhr im Internet angesehen wer-
den kann.
SWR-Fernsehdirektor Chris-

toph Hauser begründete diesen
Schritt damit, dass immer mehr
Zuschauerinnen und Zuschauer
Fernsehen über das Internet nut-
zen würden. Von »online first«
ausgenommen seien Live-Sen-
dungen und solche Sendungen,
die aus Jugendschutzgründen,
bzw. aus Produktionsgründen
noch nicht bereit gestellt werden
können, heißt es in der Mittei-
lung weiter. jam
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Der Gipfel war der Gipfel

Zum G 7-Gipfel in Elmau
In einem Punkte war dieser Gipfel zu
einhundert Prozent erfolgreich: Er
war eine mit Hilfe des Wetters und
der Medien perfekt inszenierte
Selbstdarstellung der Bundeskanzle-
rin – zu Kosten zwischen 130 und
360 Millionen Dollar – insofern ein
Gipfel der Maßlosigkeit.
Das politische Ergebnis des Gipfels

leidet an dem Mangel, dass das Er-
reichen der beschlossenen Ziele zum
großen Teil in die Hände noch un-
geborener Generationen gelegt wor-
den ist. Es ermöglicht den gegen-
wärtigen Machthabern, so weiter zu
wursteln wie bisher. Die Frage nach
der Legitimation der Konferenz muss
gestellt werden. Davon hängt ab,
wer sich am Ende an der Umsetzung
der Beschlüsse beteiligt. Die ständi-
gen Mitglieder des Weltsicherheits-
rates waren nicht komplett vertreten.
Ohne den guten Willen Russlands
und Chinas ist das Gipfelergebnis
zum Scheitern verurteilt.
Die Androhung weiterer Sanktio-

nen gegen den in der Runde drin-
gend benötigten Wladimir Putin ist
eine politische Stümperei ersten
Ranges. Der Moralprediger Obama
möge sich nicht der Illusion hinge-
ben, dass er Putin wie einen Schul-
jungen abkanzeln kann. Putin wird
höchstens zu einer Reaktion bereit
sein, bei der er nicht das Gesicht
verliert.
Der Gipfel diente offensichtlich

auch der Pflege einer weiteren Illu-
sion: der Umgang der Bundeskanz-
lerin mit Präsident Obama, der sie
hat abhören lassen, wirft die Frage
auf, ob sie ihn beschämen wollte
oder ob sie wirklich noch an die
deutsch-amerikanische Freundschaft
glaubt. Obama muss mit dem Gefühl
nach Washington zurückgeflogen
sein, dass man mit Deutschland alles
machen kann, ohne dass es gewich-
tige Folgen hat.
Der »wichtigste Tagesordnungs-

punkt aller Zeiten« auf einer politi-
schen Agenda hat gefehlt: die Frage
des kompletten globalen Ersatzes
militärischer Gewalt zur Lösung von
Konflikten durch Urteile bestehender
oder noch einzusetzender Gerichte.
Die Waffenentwicklung schreitet un-
ablässig fort und die Kriege richten
immer größere Schäden an. Wenn
dem nicht bald Einhalt geboten wird,
wird sich früher oder später eine
»Superwaffe« in den Händen eines
»Finsterlings« befinden, der fernab

von jeder Realität entschlossen ist,
die Welt zu vernichten. Die James-
Bond-Filme haben uns solche apoka-
lyptischen Gestalten vorgeführt. Der
Mann für diese Rolle ist sogar schon
da. Er geistert bereits durch die Me-
dien und richtet auf den nahöstlichen
Schlachtfeldern Unheil an. Der IS
kämpft mit Waffen aus zwanzig Na-
tionen.
Es scheint eine »stillschweigende

Übereinkunft« zwischen der Rüs-
tungsindustrie und dem internatio-
nalen Terrorismus zu geben. Durch
dunkle Kanäle fließen in der einen
Richtung die Waffen, in der anderen
das Geld. Sollte das geschilderte Ka-
tastrophenszenario eines Tages bit-
tere Realität werden, können wir die
edlen Zielsetzungen des Gipfels von
Elmau vergessen. Vier der fünf
größten Waffenexporteure der Welt
waren in Elmau anwesend. Barack
Obama, der größte Waffenexporteur
der Welt, und Angela Merkel, die
viertgrößte Waffenexporteurin der
Welt, haben das Thema in Elmau,
wie es scheint, totgeschwiegen.
Otfried Schrot,
Ronnenberg-Empelde

Die Lippenbekenntnisse der Staats-
chefs waren wirklich der Gipfel. Die
G 7-Staaten mit 748 Millionen Men-
schen, also elf Prozent der Weltbe-
völkerung, verbrauchen fast 40 Pro-
zent der Ressourcen weltweit. Wer
glaubt ernsthaft, dass die restlichen
89 Prozent der Menschheit sich das
ewig gefallen lassen? Der Club of
Rome warnte 1975: Wir verbrauchen
die Ressourcen unserer Erde schnel-
ler als sie nachwachsen. Wir essen zu
viel Fleisch, wir fahren zu viel Auto.
Heute, 40 Jahre später, essen wir
noch mehr Fleisch, wir fahren noch
mehr Auto, weil wir durch Verbrauch
das Wirtschaftswachstum ankurbeln
sollen, damit die Unternehmen hö-
here Gewinne machen.
Die Menschheitsfrage ist: Teilen

die Reichen mit den Armen in
Deutschland und in Europa? Teilen
das reiche Europa und die USA mit
den Armen auf der Welt? Oder
schotten sich die Reichen ab, in
Deutschland, in Europa, in der Welt?
Diese Diskussion führen wir aber
nicht. Unsere Konzerne zerstören aus
Profitgier die Lebensgrundlagen der
Menschheit, z. B. mit subventionier-
ten Agrarprodukten die Existenz der
afrikanischen Bauern. Aber wenn
Hunderte Millionen Flüchtlinge
kommen, werden wir sie auch mit
Sperranlagen nicht aufhalten kön-

nen. Gregor Gysi sagte im April auf
dem Deutschen Unternehmertag:
»Wer zu spät teilt, der verliert wo-
möglich alles.«
Thomas Linser, Jena

Was ist denn
»Staatssozialismus«?

Zum Bielefelder Parteitag der Partei
DIE LINKE
Es ist eine demokratische Errungen-
schaft, Meinungs- und Pressefreiheit
nicht nur den Menschen vorzugau-
keln, sondern ihnen in diesem Sinne
die Garantie zu geben, sie zu nutzen
und ohne Hindernisse auch öffent-
lich dokumentieren zu dürfen. Aller-
dings haben die meisten deutschen
Medien nicht für alle politischen Be-
reiche die gleiche Öffentlichkeitsar-
beit in ihr politisches Kalkül einbe-
zogen. Während der vor kurzem ab-
gehaltene FDP-Parteitag auf allen
Fernsehkanälen stundenlang ausgie-
big den Zuschauern präsentiert wur-
de, wurde der Bielefelder Parteitag
der Partei DIE LINKE lediglich mit
der Rede von Gregor Gysi im Sender
»Phoenix« abgespeist. Deshalb ist es
eben mehr als eine große Hürde für
DIE LINKE, das eigene Programm,
die eigenen Ziele und den politi-
schen Weg, allen auch kund tun zu
können.
Das »neue deutschland« berichtete

ausführlich. Gysis Entscheidung sehe
ich als einen herben Verlust für die
Partei. Nicht nur, dass seine Reden,
seine Auftritte in der Öffentlichkeit,
seine politische Rhetorik begeister-
ten, hat er auch in den 25 Jahren wie
kein anderer diese Partei geprägt. Es
ist wohl unbestritten, dass es beson-
ders durch ihn gelang, im Zusam-
menwirken mit vielen Gleichgesinn-
ten, dass sich diese Partei im Bun-
destag so behaupten konnte. Doch
mich hat bei seinen Ausführungen in
Bielefeld ins Grübeln gebracht, dass
er zum wiederholten Male von
»Staatssozialismus« als Sammelbe-
griff für Fehlentwicklungen in der
DDR sprach. Dabei erklärte er bis
heute noch nie, was er damit eigent-
lich sagen will. Wie könnte es einen
Sozialismus ohne Staat geben?
Es wurde auf dem Parteitag, zwar

sehr mager, aber immerhin für alle
hörbar, die noch im Parteiprogramm
stehende parteipolitische Zielstel-
lung des »demokratischen Sozialis-
mus« betont. Auch hier ist die Frage
zu stellen: »Was ist demokratischer
Sozialismus«? Gregor Gysi sagte in

seinem Referat, er könne demokrati-
schen Sozialismus nicht erklären!
Erklären ist die eine Seite, man muss
auch sagen können und wollen, wie
er entstehen soll und wie er gelebt
werden kann.
Klaus Glaser, Schwarzenberg

Zeit für eine Neubesetzung

Zu »Da die Zeit gekommen ist«,
8.6., S. 3
Die Zeitungsberichte über den Par-
teitag der LINKEN schwächen eher
die Aussichten auf Rot-Rot-Grün auf
Bundesebene als dass sie realistisch
erscheinen. Nach Gysis Auffassung
benötigt die Partei »eine andere
Haltung«. Er stellt die Haltelinien
genannten Mindestbedingungen, in-
zwischen Symbol für eine Koaliti-
onsregierung, in Frage. Und was die
genannte »Effizienz der kapitalisti-
schen Ökonomie« betrifft, sollte
nicht übersehen werden, dass zu ihr
auch gnadenlose Konkurrenz, Nied-
riglohnsektor und Arbeitslosigkeit
gehören.

»Das Störende überwinden und
das Andere erhalten« ist offensicht-
lich Gysis Haltung dem Kapitalismus
gegenüber. Niemals wird man mit
etwas Kosmetik das »Störende«
überwinden können, meine ich! Re-
gierungswechsel muss auch Politik-
wechsel bedeuten und dazu gehören:
Stopp der Waffenexporte und der
Beteiligung an Militäreinsätzen im
Ausland, Änderungen in der Finanz-
und Sozialpolitik. Erst wenn diesbe-
züglich Einigkeit zwischen SPD,
Grüne und LINKE besteht, könnte es
zu einer gemeinsamen Bundesregie-
rung kommen. Aus meiner Sicht ist
tatsächlich die Zeit gekommen, den
Fraktionsvorsitz der LINKEN neu zu
besetzen und diesmal durch eine
Doppelspitze Wagenknecht/ Bartsch.
Dr. Hans Bomke, Schwerin

Ein Ausrutscher?

Zu »Es ist schlimm und wird
schlammer«, 9.6., S. 15
Danke Hans-Dieter Schütt für Ihre
für Sie typische gekonnte Kanonade
gegen das Maxim-Gorki-Stück
»Nachtasyl« in der Schaubühne, in-
szeniert von Michael Thalheimer.
Hörte ich bereits eine saftige Kritik
im rbb ob der ohne jede Sinngebung
dargebotenen Aufführung, so bestä-
tigt sich auch durch Ihren Beitrag,
dass es zunehmend im Kulturbetrieb
um Äußeres geht, Inhalte wegratio-
nalisiert und vor allem entpolitisiert
werden, im Grunde vielfach Ober-
flächliches, Flachgebürstetes als
geistige Kost im »Angebot« sind. Da
stimmt die Kasse. Und das ange-
passte Denken und Verhalten. Der
Neoliberalismus, jeder denke sich
seinen Teil und kotze ihn im Plura-
listischen System auch aus, lässt
grüßen. Scharf der Satz von Schütt:
»Eine der traurigsten Fortschrittsge-
schichten: zur Leere im Magen
kommt das Elend der Köpfe.« Wa-
rum schlägt er nicht den Bogen zur
Gesellschaftskritik, wo solche hirn-
verbrannten »Kulturgüter« wie das
verhunzte »Nachtasyl« nicht nur ge-
duldet, sondern von der Machtelite
zur Verschleierung der Verdum-
mungsprozesse in der Medien- und
Kulturlandschaft bejahend gefördert
werden? Ist diese Theaterauffüh-
rung etwa ein Ausrutscher?
Harry Popow, Schöneiche

Zeitzeugenerinnerungen
sind absolut wichtig

Zu »Sieben Tage, sieben Nächte«,
30./31.5., S. 17
Auch als Nichtmitglied des Vereins
»Erinnerungsbibliothek DDR«, aber
Beteiligter am bisherigen Fundus von
725 Erinnerungsbüchern finde ich
die Aufmerksamkeit des »nd« gegen-
über dem Versuch, Erinnerungen
und Erfahrungen aus einem hochin-
teressanten und völlig unterschied-
lich bewerteten Zeitabschnitt der
deutschen Geschichte weiterzuge-
ben, sehr wichtig. Bekanntlich wird
Geschichte meist von ihren Siegern
geschrieben. Vom Schulbuch bis zu
den Medien, von aktuellen Ausstel-
lungen bis zu den Interviews werden

wir täglich Zeuge dieser Alltags-
weisheit, besonders jetzt zwischen
25 Jahre Mauerfall 2014 und 25
Jahre Einheit 2015.
Umso wichtiger sind die Zeugen-

aussagen, Erfahrungen und Einsich-
ten derer, die sich nicht zu diesen
Siegern zählen. Sie sollten nicht ver-
loren gehen.
So begrüßenswert es ist, dass das

Bundesarchiv sich dieser Sammlung
annimmt und damit späteren Gene-
rationen zugänglich macht, so wich-
tig wäre es auch, dass die wenigen
linken Medien sich noch intensiver
mit diesem Erfahrungsschatz be-
schäftigen. Nur ein Beispiel sei hier
genannt: Allein der »Verband für in-
ternationale Politik und Völkerrecht«
hat in den letzten zwei Jahrzehnten
über 50 Publikationen, meist in
Kleinstauflage, veröffentlicht, die
sich sowohl mit der Außenpolitik der
DDR, wie auch mit aktuellen außen-
politischen Problemen beschäftigen.
Das Echo zu diesen Publikationen in
den Medien ist oft leider minimal.
Aber wer, wenn nicht diese, sollten
auch ein gewichtiges Wort bei der
Auseinandersetzung mit der Vergan-
genheit und Schlussfolgerungen für
die Gegenwart zu sagen haben.
Franz Tallowitz, Saterland

Gutes Benehmen ist
Ausdruck von Achtung

Zu »Sollte ›Benehmen‹ Schulfach
sein?«, 2.6., S. 18
Maria Montessori sprach das be-
rühmte Wort: »Ein Kind zu lieben
bedeutet nicht, auf alles einzugehen,
was es sich in den Kopf setzt, son-
dern aus ihm das Beste, was in ihm
steckt, herauszuholen und das
Schwierigste zu lernen.« Das betrifft
auch das gute Benehmen.
»Höflichkeit des natürlichen

Empfindens schwindet«, schreibt Al-
bert Schweitzer. »An ihre Stelle tritt
das mit mehr oder weniger Formen
ausgestattete Benehmen der absolu-
ten Indifferenz. An die Stelle der na-
türlichen Herzenshöflichkeit, die
unseren Großvätern als Ideal vor-
schwebte, ist heute überall das Ideal
der weltmännischen Höflichkeit der
Kälte getreten. Erziehung zur Höf-
lichkeit ist vor allem Erziehung zur
natürlichen Menschlichkeit. Zur lee-
ren Form soll sie niemals werden.«
Erziehung kann die Schule aber

nur begrenzt bewirken. Hier müssen
hauptsächlich das Elternhaus und
die Gesellschaft in der Verantwor-
tung stehen. Der junge Mensch muss
wissen, was sich gehört und was
nicht und muss sich vor allem auch
an Vorbildern orientieren können.
Lieblose Eltern, Minister mit Hän-
den in den Hosentaschen, Parla-
mentarier, die sich gegenseitig be-
leidigen, betrügerische Geschäfts-
leute, schlampig angezogene Rocker
und rüpelhafte Fußballfans sind
keine Vorbilder. Jeder Mensch muss
in unserer Gesellschaft verstehen,
dass zur Freiheit auch die Verant-
wortung gehört. Dazu zählt das gute
Benehmen als Ausdruck gegenseiti-
ger Achtung.
Prof. Dr. Hartmut Kegler,
Dessau-Roßlau

Lassen Sie sich beim Autofahren ablenken?

Telefonieren und Simsen sind laut einer Umfra-
ge die größten Ablenkungen für Autofahrer. Fast
die Hälfte (48 Prozent) der befragten Fahrer gab
an, sie seien schon einmal durch Telefonate wäh-
rend der Fahrt unkonzentriert gewesen. Fast ge-
nauso viele Lenker (46 Prozent) simsten oder
schrieben eine E-Mail am Steuer und waren da-
durch abgelenkt.
Das ergab eine repräsentative Befragung

durch das Meinungsforschungsinstitut Yougov.
Insgesamt sagte fast die Hälfte (47 Prozent) der

befragten Fahrer, sie seien durch verschie-
denste Störungen schon einmal in eine brenz-
lige Situation geraten. Am häufigsten (53 Pro-
zent) irritiert die Fahrer, wenn irgendwas wäh-
rend der Fahrt herunterfällt. 40 Prozent lenkt
das Bedienen des Navigationsgeräts ab, ein Biss
in ein Brötchen oder ein Schluck Kaffee min-
dert bei etwa 30 Prozent die Konzentration
während der Fahrt. Die Befragung ergab auch,
dass sich 23 Prozent während der Autofahrt der
Körperpflege widmen.

Eine 2015 veröffentlichte ADAC-Studie ergab,
dass die Ablenkung am Steuer als Unfallursache
von vielen Fahrern unterschätzt wird. Auch
harmlose Handlungen wie Essen oder Trinken
beeinträchtigen ihre Aufmerksamkeit erheblich.
Die Teilnehmer der Untersuchung überschätzten
ihre Fahrfähigkeit, »Männer mehr als Frauen«.
Und Sie liebe Leserinnen und Leser, lassen Sie

sich auch leicht beim Fahren ablenken, oder ig-
norieren Sie alle Störfaktoren? dpa/nd

Foto: imago/Westend61

TERMINE

Berlin. 17.6., 19 Uhr: Junge Panke:
»Unsagbare Dinge. Sex, Lügen und Re-
volution« – Vortrag von Laurie Penny,
Moderation: Stefanie Lohaus, im »SO
36«, Oranienstraße 190

Berlin. 18.6., 15 bis 19 Uhr: »25 Jahre
Währungsunion: Als der Kollaps der
DDR-Wirtschaft zum kollektiven Trau-
ma der Ostdeutschen wurde« – Dis-
kussion zur Schattenseite der Wäh-
rungsunion mit Prof. Dr. Christa Luft
und anderen hochrangigen Zeitzeugen
in der Schönhauser Allee 12 (Eingang
Saarbrücker Straße). Um Anmeldung
wird gebeten unter Tel. 030 40 50 43 30
oder an: info@rohnstock-biografien.de

Berlin. 20.6., 11 bis 18 Uhr: Junge Pan-
ke: »Zur technischen und politischen Be-
deutung mobiler Endgeräte« – Handy-
sicherheitsseminar mit Tobias Nowa-
kow im Verein »Helle Panke«, Kopen-
hagener Straße 9. Informationen und
Anmeldung unter www.helle-panke.de

Berlin. 23.6., 9 bis 16.15 Uhr: »Huma-
nismus überzeugend vertreten« – Work-
shop im GLS Campus Berlin »Die Schu-
le«, Lounge, Kastanienallee 82 (Prenz-
lauer Berg). Weitere Informationen un-
ter: www.humanistische-akademie-ber-
lin.de.

Berlin. 23.6., 10 Uhr: »Die Weltfest-
spiele leben« – Vortrag von Uwe Durak,
Moderation: Elfriede Juch, im Senio-
renklub im »Karl-Liebknecht-Haus«,
Kleine Alexanderstraße 28

Chemnitz. 20.6., 11 Uhr: »Die Wie-
derkehr der Sozialfaschismusthese in
maoistischen K-Gruppen« – »Junge
akademische Reihe« mit Benjamin
Schumann im »Rothaus«, Veranstal-
tungssaal, Lohstraße 2

Dresden. 18.6., 16.40 bis 18.10 Uhr:
»Antiziganismuskritik und Kritik des
›Antiziganismus‹. Zur Analyse des Phä-
nomens und zur Diskussion um den Be-
griff« - Ringvorlesung »Wir sind nicht
rassistisch, aber...« mit Markus End in
der »TU Dresden«, WEB/KLEM, Victor-
Klemperer-Saal, Weberplatz 5

Erfurt. 17.6., 20 Uhr: »Frohe Zukunft –
oder: Die Kunst des Menschen mit
schöpferischer Freiheit umzugehen
(Stanislaw Lem) – Vortrag in der »Of-
fenen Arbeit«, Allerheiligenstraße 9
(Hinterhaus)

Erfurt. 18.6., 20 Uhr: »Sag mir, wo du
stehst« – Film in der »Offenen Arbeit«,
Allerheiligenstraße 9 (Hinterhaus)

Erfurt. 23.6., 20 Uhr: »Ich hab ge-
träumt, der Winter wär' vorbei...« – Lie-
derabend in der »Offenen Arbeit«, Al-
lerheiligenstraße 9 (Hinterhaus)

Görlitz. 17.6., 17 Uhr: »1953 in der
DDR« – Offene Diskussionsrunde im
Bürgerbüro vom MdL Mirko Schultze,
Schulstraße 8

Greifswald. 18.6., 19 Uhr: »Salon de la
critique: ›Verschwörungstheorien‹« –
Vortrag und Diskussion mit Daniel Kul-
la im »IkuWo«, Goethestraße 1

Jena. 18.6., 19 Uhr: »Deutsche Stay-
Behind-Organisationen im Kalten
Krieg. Geschichte und Verschwö-
rungstheorien« – Vortrag und Diskus-
sion im Campus der »Friedrich-Schil-
ler-Universität«, Carl-Zeiss-Straße 3,
Seminarraum 314

Leipzig. 18.6., 18 Uhr: »Jour Fixe. Ein
unkonventioneller Gesprächskreis« –
Offener Gesprächskreis mit Prof. Dr.
Klaus Kinner und Prof. Dr. Manfred
Neuhaus in der »Rosa-Luxemburg-Stif-
tung Sachsen«, Harkortstraße 10

Waren. 18.6., 18.30 Uhr: »Rosa Lu-
xemburg« – Vortrag und Diskussion mit
Prof. Dr. Annelies Laschitza im »Haus
des Gastes«, Neuer Markt 21
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NACHRICHTEN

Dem 1. FC Lokomotive Leipzig
droht nach den Krawallen mit
Spielabbruch am Sonntag in Er-
furt eine Geldstrafe bis zu 20 000
Euro. Das Sportgericht des Nord-
ostdeutschen Fußballverbandes
hat die Ermittlungen bereits auf-
genommen. Neben dem Sportge-
richt ermittelt derzeit auch die Po-
lizei in Erfurt. Es liegen mehrere
Anzeigen vor, sagte ein Polizei-
sprecher. Insgesamt wurden bei
den Ausschreitungen 31 Personen
verletzt. Trainer Heiko Scholz
übernahm am Montag einen Teil
der Verantwortung für die chaoti-
schen Zustände: »Das Verhalten
der Randalierer ist unentschuld-
bar, aber wenn wir besser spielen,
passiert das alles nicht.« Rund 50
Leipziger Fans hatten am Sonntag
in der Oberligapartie bei RW Er-
furt II in der 75.Minute beimStand
von 0:2 den Platz gestürmt, lie-
ferten sich Auseinandersetzungen
mit der Polizei, warfen mit Stei-
nen und Flaschen und zündeten
Pyrotechnik. Die Polizei setzte
Wasserwerfer und Pfefferspray ein.

Christopher Froome gewann am
Sonntag zum zweiten Mal nach
2013 die Dauphiné-Rundfahrt und
zeigte sich für die kommende Tour
de France Anfang Juli in sehr gu-
ter Verfassung. Der 30-jährige bri-
tische Radprofi sicherte sich die
achte und letzten Etappe der Tour-
Generalprobe und holte im steilen
Schlussanstieg noch die 18 Se-
kunden Rückstand auf den letzt-
lich zweitplatzierten Amerikaner
Tejay van Garderen auf.

Die deutschen Hockeyspieler ge-
wannen das Halbfinalturnier der
World League in Buenos Aires. Nur
einen Tag nach der Qualifikation
für die Olympischen Spiele 2016
in Rio de Janeiro feierte die Mann-
schaft im Endspiel ein 4:1 (1:0) ge-
gen Gastgeber Argentinien.

Den Golden State Warriors fehlt
nur noch ein Sieg zum Gewinn des
ersten NBA-Titels seit 40 Jahren.
Das Team aus Oakland/Kalifor-
nien gewann das fünfte Finalspiel
in der nordamerikanischen Bas-
ketball-Profiliga gegen die Cleve-
land Cavaliers mit 104:91. Beim
Stand von 3:2 haben die Warriors
nun zwei Chancen, alles klar zu
machen. Agenturen/nd

In Zahlen

Fußball: WM-Qualifikation, Nord-
/Mittelamerika/Karibik, 2. Runde,
Rückspiele: Guyana - *St. Vincent u.
Grenadinen 4:4 (1:2, Hin: 2:2), St.
Lucia - *Antigua u. Barbuda 1:4 (0:0,
3:1), *Belize -Dom.Republik 3:0 (2:0,
2:1), Kuba - *Curaçao 1:1 (1:1, 0:0),
*Barbados - Aruba 1:0 (0:0) 2:0,* in
der 3. Runde. EM-Qualifikation,
Gruppe C: Ukraine - Luxemburg 3:0
(0:0), Belarus - Spanien 0:1 (0:1),
Slowakei - Mazedonien 2:1 (2:0).
Gruppe E: Estland - San Marino 2:0
(1:0), Slowenien - England 2:3 (1:0),
Litauen - Schweiz 1:2 (0:0). Gruppe
G: Liechtenstein - Moldau 1:1 (1:1),
Russland - Österreich 0:1 (0:1),
Schweden - Montenegro 3:1 (3:0).
Copa América in Chile, 1. Spieltag,
Gruppe C: Kolumbien - Venezuela 0:1
(0:0), Brasilien - Peru 2:1 (1:1).

Basketball: Männer, Bundesliga, Fi-
nal-Playoffs: Bamberg - München
91:79 (44:44), Stand 2:1. Frauen, EM
in Rumänien/Ungarn, Gruppe A:
Montenegro - Ukraine 84:71, Rumä-
nien - Frankreich 67:76. Gruppe B:
Italien - Polen 66:55, Griechenland -
Türkei 50:61. Gruppe C: Großbritan-
nien - Serbien 54:76, Russland - Lett-
land 62:68. Gruppe D: Schweden - Li-
tauen 68:70, Ungarn - Spanien 46:69.

TV-Tipp

14.00 - 20.30 Eurosport: Tennis:
Männerturnier in Halle (Westfalen).
14.00 - 20.25 Sport1: Europaspiele:
Tischtennis, Taekwondo und Kanu in
Baku. 20.25 - 22.30 Sport1: Fußball:
Männer, Länderspiel, Portugal - Ita-
lien. 22.45 - 1.00 Eurosport: Fuß-
ball: Frauen, WM in Kanada, Gruppe
C, 3. Spieltag: Schweiz - Kamerun.
22.45 -1.00 ZDF: Fußball: Frauen,
WM, Gruppe C: Schweiz - Kamerun
oder Ecuador - Japan. 1.45 - 4.00 Eu-
rosport: Fußball: Frauen, WM, Grup-
pe D: Australien - Schweden. 1.45 -
4.00 ZDF: Fußball, Frauen, WM,
Gruppe D: Nigeria - USA oder Aust-
ralien - Schweden.

Bamberg will
den Titel im
vierten Spiel
Trainer Pesic kritisiert
seine verantwortungslosen
Münchner Basketballer

Von Nicolas Reimer, Bamberg

Nach dem Offenbarungseid in der
Defensive nahm sich Svetislav Pe-
sic seine Spieler schonungslos zur
Brust. »Das war eine Katastro-
phe«, schimpfte der Trainer der
Münchner Basketballer nach der
79:91-Niederlage des Titelvertei-
digers im dritten Playoff-Finale bei
den Brose Baskets Bamberg: »Wir
waren nicht in der Lage, Verant-
wortung zu übernehmen. Das war
die schlechteste Abwehrleistung
der Saison.«
79 Punkte hatten seine Schütz-

linge am Sonntagabend auswärts
erzielt, was angesichts der or-

dentlichen Bamberger Defensiv-
arbeit gar nicht so schlecht war.
Der Hauptrundenerste aus Bam-
berg allerdings, der durch den ver-
dienten Erfolg in der best-of-five-
Serie mit 2:1 in Führung ging und
nur noch ein Sieg vom siebten
Meistertitel entfernt ist, hatte inder
Offensive vergleichsweise leichtes
Spiel. Nun sieht nicht nur Pesic die
Felle davonschwimmen. »Da ist es
dann natürlich schwierig zu ge-
winnen«, sagte Münchens Natio-
nalspieler Robin Benzing. »Viel ag-
gressiver«, so die Meinung des 26-
Jährigen, hätte der amtierende
Champion unter dem eigenen Korb
zuWerke gehenmüssen. »Aber wir
haben es einfach nicht geschafft,
ihren Rhythmus zu stören.«
Nach einer ausgeglichenen ers-

ten Halbzeit (44:44), in der »uns
noch der gute Angriff gerettet hat-
te« (Pesic), sorgte ein kollektiver
und minutenlanger Blackout der
Münchner für die Entscheidung.
BinnenwenigerMinuten zogen die
Gastgeber zur Freude der meisten
Zuschauer in der berüchtigten
»Frankenhölle« auf und davon. Der
14:0-Lauf – er ließ Pesic sogar an
der taktischen Reife seiner Spieler
zweifeln. »Wir haben in dieser
Phase kein einziges Foul began-
gen. Warum?«, wunderte er sich.
Fouls gehörten nun einmal zum
Spiel, »und wenn ich den Gegner
nicht stoppen kann, muss ich ihn
eben foulen. Dann wissen sie we-
nigstens, dass auch jemand da ist.«
In der Wohlfühloase unterm

Münchner Korb durften jedoch vor
allem Janis Strelnieks (16 Punkte)
und Ryan Thompson (15) fast un-
gestört schalten und walten. Und
weil Bayerns Starangreifer John
Bryant seinen 18 Zählern aus der
ersten Halbzeit in Durchgang zwei
nur noch zwei weitere hinzufügte,
war das Spiel spätestens nach 30
Minuten entschieden. »So entwi-
ckelt sich dann leider auch beim
Gegner eine gewisse Portion
Selbstvertrauen«, sagte Pesic auch
mit Blick auf das vierte und viel-
leicht schon letzte Finalspiel am
Mittwoch in München.
Tatsächlich strotzten die Bam-

berger nach dem bisher klarsten
Sieg der brisanten bayerisch-frän-
kischen Serie wie von Pesic be-
fürchtet nur so vor Selbstvertrau-
en. Auf die Frage, was er denn von
der nächsten Partie erwarte, ant-
wortete Bambergs Headcoach
Andrea Trinchieri ganz beschei-
den: »Clear!« – die Serie soll also
schon am Mittwoch beendet wer-
den. Ähnlich sah es auch Elias Har-
ris. Er würde lügen, sagte der 25-
Jährige, »wenn ich noch ein Heim-
spielwill.Wirwollen den Sack jetzt
zumachen, das wird aber schwie-
rig genug.« SID

Leichtes Korbspiel für Bambergs
Ryan Thompson (l.) Foto: imago/Eibner

Duell der Nervösen
Deutsche Tischtennisspielerinnen gewinnen Mannschaftstitel der Europaspiele in Baku
Wie bestellt lagen Aserbaidshans
Sportler im Medaillenspiegel am
Nationalfeiertag vorn. An dem gab
es auch Gold für deutsche Athleten.

Von Jirka Grahl, Baku

Für die Gastgeber lief es perfekt. Als
am Montagvormittag der dritte Wett-
kampftag dieser Europaspiele be-
gann, verwiesen die einheimischen
Medien auf ihren Internetseiten in ih-
ren Überschriften voller Stolz auf den
Medaillenspiegel. An deren Spitze
hatte sich eine gemeinhin eher un-
auffällige Sportnation gesetzt: Aser-
baidshan.
Sechs Exemplare der fingerdicken

Baku-2015-Goldmedaillen waren be-
reits Aseri-Karateka und -Ringern um
den Hals gehängt worden. So viele
hatten zwar bis dahin auch Russ-
lands Sportler von Ehrengästen wie
IOC-Mitglied Sergej Bubka oder
Staatspräsident Ilham Aliyev schon
überreicht bekommen, die Athleten
aus dem Gastgeberland rangierten
abermit zwei Silbermedaillen vor den
Russen im Ranking, die bis dahin nur
eine errungen hatten.
Dass bei diesen Spielen unter 20

Sportarten im Programm gleich sechs
Kampfsportarten sind, darunter das
nichtolympische Karate und Sambo,
ist sicherlich ein Entgegenkommen
des Europäischen Olympischen Ko-
mitees an die Ausrichter der Spiele
gewesen. Besser hätten es sich wohl
auch die britischen PR-Spindoctors
der Spiele kaum ausdenken können:
Pünktlich zum Tag der nationalen
Auferstehung, der jedes Jahr am 15.
Juni begangen wird, verschafften die
Sportler Aserbaidshans dem Land
Relevanz auf europäischem Level,
zumindest in der Binnensicht.
Schon seit 1997 wird hier der Fei-

ertag begangen, der an die Wahl des
Präsidenten-Vaters Heydar Aliyev am
15. Juni 1993 in den Obersten Sow-
jet Aserbaidshans erinnert. Seither
regieren die Aliyevs das Land auto-
kratisch, seit dem Tod des »Vaters der
Nation« hat dessen Sohn Ilham die
Macht im Land übernommen. Aser-
baidshan ist damit die einzige Dy-
nastie in einem der Nachfolgestaaten
der Sowjetunion.
Im Baku Sportpalast direkt an der

Strandpromenade »Bulvar«, der
ebenfalls noch aus Sowjetzeiten
stammt, für die Spiele aber runder-
neuert wurde, feierten die Deutschen
gestern die eine von gleich drei Gold-
medaillen: Die deutschen Tischten-
nisspielerinnen konnten sich im Fi-
nale des Teamwettbewerbs gegen die
Niederlande knapp mit 3:2 durch-
setzen. 1700 Zuschauer fasst die Hal-
le nach dem Umbau, höchstens die
Hälfte der Plätze war aber besetzt, als
die Favoritinnen aus Deutschland
gleich zu Anfang des Endspiels ins

Straucheln gerieten. Die sonst so zu-
verlässige Han Ying verlor gleich das
Auftakteinzel klar mit 0:3. Danach
aber lief es nach Plan, es gab Siege
durch Shan Xiaona – im Einzel und
im Doppel mit Petrissa Solja. Als Han
Ying dann zum fünften und ent-
scheidenden Match gegen Britt Eer-
land antrat, wurde es noch einmal
spannend.
»Ich war super-nervös, ich war kla-

re Favoritin und durfte nicht verlie-
ren«, beschrieb es Han Ying später.
Doch als sie gesehen habe, dass ihre
holländische Konkurrentin noch ner-

vöser sei und nach dem ersten Auf-
schlagfehler sogar Schwierigkeiten
beim Ballauflesen hatte, habe sie die
Ruhe wiedergefunden, so die die 32-
Jährige: »Sie war ja noch aufgeregter
als ich.«
Mit einem klaren Dreisatzsieg si-

cherte Han der deutschen Europa-
meisterauswahl letztlich den Sieg.
»Waren wir nun die ersten deutschen
Goldmedaillengewinner?« fragte Pe-
trissa Solja nach der Siegerehrung.
Die Anwesenden verneinten: Schon
anderthalb Stunden zuvor hatten die
Kanusprinter im 375 Kilometer von

Baku entfernten Mingachevir zwei
Siege feiern können: Max Hoff im Ka-
jak und Sebastian Brendel im Cana-
dier-Einer.
Als es am Montag in Baku Abend

geworden war, herrschte an der Spit-
ze des Medaillenspiegels wieder et-
was mehr gewohnte Ordnung. Russ-
land führte nun mit neun Goldme-
daillen vor Aserbaidshan (7), Türkei
(4) und Deutschland (3). Am Diens-
tag könnte sich dieses Klassement
deutlich verändern. An diesem Tag
fallen die meisten Medaillenent-
scheidungen überhaupt in Baku: 21.

Shan Xiaona gewann nach dem EM-Titel nun auch Gold mit Deutschlands Team bei den Europaspielen. Foto: dpa/Bernd Thissen

Kein Schattenboxen mehr
Muhammad Ali ist 19 Jahre alt und Boxer. In Baku will der Brite im Ring eigene Akzente setzen

Der britische Boxer Muhammad Ali
wuchs mit einem großen Namen
auf. Und er hat Großes vor: Bei den
Europaspielen will der 19-Jährige
aus dem Schatten seines berühm-
ten Namenspaten treten.

Baku. Ob »der Größte« weiß, dass sich
ein 19-Jähriger mit seinem Namen
anschickt, als Boxer Karriere zu ma-
chen? Für den britischen Fliegenge-
wichtler Muhammad Ali jedenfalls,
der bei den Europaspielen an diesem
Dienstag in den Ring steigt, ist der
größte Box-Champion der Geschichte
ein ständiger Begleiter. »Ich bin Mus-
lim, bei uns ist das ein ganz normaler

Name.Dass ich zudemnochBoxer bin,
verleiht dem Ganzen natürlich eine
gewisse Kuriosität«, sagt Ali. Nicht im-
mer ging er so entspannt mit der Last
des Vergleichs um, der ihm freilich zu-
gleich allerorten Aufmerksamkeit be-
schert. »Zunächst war das schon eine
gewisse Plage. Mittlerweile kann ich
aber darüber lachen«, sagt der Bron-
zegewinner der Olympischen Ju-
gendspiele 2014.
Ali brennt in Baku darauf, der Welt

zu zeigen, dass er zumindest ein Stück
aus dem Schatten der 73 Jahre alten
Legende treten kann. Die Herausfor-
derung ist groß: Der Teenager tritt in
Baku erstmals in der Seniorenklasse

an – zwar gegen Sportler, die eben-
falls maximal 52 Kilogramm auf die
Waage bringen, aber ihm an Erfah-
rung um Jahre voraus sind. Seine Zie-
le beeinträchtigt das nicht. Die sind –
wie es sich für einen Muhammad Ali
gehört – hoch: »Ich will eine Medaille
gewinnen und mich für die WM im
Oktober in Katar qualifizieren.«
Alis Idol ist nicht etwa sein Na-

mensvetter, sondern Landsmann Amir
Khan. Mit dem ehemaligen Super-
weltmeister der WBA im Halbwelter-
gewicht teilt Ali Gym und Trainer. Sei-
ne Bewunderung für Khan war für Ali
der Anlass, als Achtjähriger mit dem
Boxen anzufangen. »Ich habe vor dem
Fernseher verfolgt, wie Khan 2004 in
Athen mit 17 Jahren Silber gewann.
Da dachte ich mir: Der sitzt nicht in ei-
ner Straßenecke und wirft sein Leben
weg. Genau so will ich es auch ma-
chen.«
Baku wäre für Ali ein erster Schritt

im rauen Seniorenzirkus, in dem er
nach heutigem Stand »bis Olympia
2020 in Tokio« bleiben will. Dann sol-
le eine »große Profikarriere« folgen –
möglichst als Champion. Ein bisschen
vom »Größten« steckt also auch im
Kleinen. SID/nd

Im Wasser zum ersten Titel
Binnen acht Minuten holten Kajakfah-
rer Max Hoff und Sebastian Brendel
im Canadier-Einer am Montag die ers-
ten beiden deutschen Titel bei den
Europaspielen. Dazu gewannen ihre
Kanu-Kollegen am ersten von zwei
Finaltagen noch zweimal Silber und
eine Bronzemedaille.

Die Turnerinnen Sophie Scheder,
Elisabeth Seitz und Leah Grießer freu-
te sich über die Silbermedaille im
Team hinter Russland, während die
Männerriege auf Platz fünf knapp an
Bronze vorbeischrammte. Immerhin
erreichte Fabian Hambüchen vier
Finalteilnahmen. nd

Muhammad Ali Foto: Getty Images/Tom Shaw



Der Roboter »Philae« sollte nach
langer Reise eigentlich einen fer-
nen Kometen im Weltraum erfor-
schen, doch dann fiel »Philae« in ei-
nen märchenhaften Schlaf. Endlich
wurde er wieder wachgeküsst.

Von Celestine Hassenfratz

Zehn Jahre langwar sie unterwegs ge-
wesen, vorbei an Mars und Milch-
straße, hatte den Asteroiden Lutetia
passiert, das Ziel, den fernen Kome-
ten »Tschuri« immer im Blick. Euro-
pas Weltraumorganisation (ESA) hat-
te im März 2004 die Weltraumsonde
»Rosetta« auf eine ehrgeizige Missi-
on geschickt. Mit dem Lander »Phi-
lae« an Board, wollten die Wissen-
schaftler das Sonnensystem erfor-
schen und eine der wichtigsten Fra-
gen der Entstehung des Lebens klä-
ren: Die Herkunft des irdischen Was-
sers. Ausgerüstet mit neun Messinst-
rumenten, um den Kometen auf sei-
ne chemische Zusammensetzung zu
untersuchen und einer Panoramaka-
mera, sollte sich der Lander von der
Sonde abkoppeln und mit Hilfe von
Harpunen und Eishaken auf »Tschu-
ri« Fuß fassen.
Als die Landung am 12. November

2014 auf dem Kometen glückte, war
der Jubel in den Kontrollräumen der
ESA in Darmstadt zunächst groß.
Hunderte Wissenschaftler hatten jah-
relang auf diesen Moment hingear-
beitet, 17 beteiligte Nationen etwa ei-
ne Milliarde Euro investiert, allein
rund 290 Millionen Euro kamen aus
Deutschland. Doch das Märchen von
Roboterprinzessin »Philae« und ih-
rem unbekannten Kometen, der zum
Zeitpunkt der Landung etwa 510 Mil-
lionen Kilometer von der Erde ent-
fernt umherflog, schien vorerst keine
klassische Liebesgeschichte zu wer-
den.
Genau zwei Tage, sieben Stunden

und 56 Minuten, nachdem »Philae«
und »Tschuri« sich das erste Mal be-
gegnet waren, fiel die Roboterdame
in einen tiefen Schlaf. Bevor »Philae«
in den Standby-Betrieb überging,
konnte sie noch alle bis dahin ge-
sammelten Daten an die Erde über-
mitteln, 80 Prozent des wissen-

schaftlichen Ziels waren somit er-
reicht. Wenige Tage später präsen-
tierte die ESA stolz erste Ergebnisse:
»Tschuri« sei sehr hart und bestehe
vermutlich aus Wassereis, das von ei-
ner etwa zehn bis zwanzig Zentime-
ter dicken Staubschicht bedeckt ist.
Von alldem bekam »Philae« aller-
dings schon nichts mehr mit. Wie be-
reits Dornröschen in Grimms Mär-
chen schlummerte sie tief.
Schlaf kann bewahren, er kann er-

quicken und er ist notwendig, doch
warum genau schlafen wir Menschen
überhaupt? Grimms hundert Jahre
langer Dornröschenschlaf wird von
Märchenforschern und dem ameri-
kanischen Psychoanalytiker Bruno
Bettelheim als typisches Adoleszenz-
Phänomen beschrieben. »Bei größe-
renVeränderungen imLebenwie dem
Erwachsenwerden sind für eine er-
folgreiche Entwicklung sowohl akti-
ve wie auch geruhsame Perioden nö-
tig. Zu einem Sich-nach-innen-Keh-
ren, das nach außen wie Passivität
(oder Verschlafenheit) wirkt, kommt
es dann, wenn sich in dem Betref-
fenden innere Prozesse von solcher
Wichtigkeit abspielen, dass er keine
Energie mehr für nach außen ge-
richtete Aktivitäten aufbringt«,
schrieb Bettelheim 1980. Der Schlaf
also im übertragenen Sinn für ein ver-
schlafenes Auftreten nach außen, da
sich die eigentliche Entwicklung wäh-
renddessen imInnernvollzieht.Esgab
also doch noch Hoffnung für »Phi-
lae«.
Dochwasgenau tat siedanun?War

sie für einige Zeit in sich gekehrt, um
ihre Messergebnisse zu interpretie-
ren und sich einfach mal in Ruhe die
Panoramafotos von »Tschuri« anzu-
schauen? Eine mögliche Erklärung.
Oder litt »Philae« doch am Kleine-Le-
vin-Syndrom, eine Erkrankung mit
periodisch erhöhtem Schlafbedürf-
nis? War »Philae« auf der zehnjähri-
gen Reise plötzlich daran erkrankt?
Jene Schlafsucht, bei der Betroffene
in den Hochphasen nur ein bis zwei
Stunden täglich wach sind, ist ei-
gentlich sehr selten. Nur ein Mensch
von 1 000 000 erkrankt daran. Und
nun sollte es gleich den ersten Ko-
metenroboter erwischt haben. Die Ur-

sache musste woanders liegen. Wirk-
lich wichtig war sie auch nicht, son-
dern die Frage, wie Philae wieder ge-
weckt werden konnte.
Was also passiert, wenn wir Men-

schen aufwachen? Langsam die Au-
gen öffnen, uns strecken, mit neuer
Energie in den Tag starten, wie Dorn-

röschen nach 100 Jahren vom Prin-
zen wach geküsst werden. Es ist eine
»innere Uhr«, die uns wieder erwa-
chen lässt, vor allem aber fungieren
Licht und Geräusche als Zeitgeber für
das Aufwachen. Geht die Sonne auf,
öffnen auch wir wieder die Augen.

Genau hier liegt auch die Erklä-
rung für »Philaes« Erwachen am ver-
gangenen Samstag: Da »Philae« an ei-
ner so schattigen Stelle auf »Tschuri«
gelandet war, an der sie ihre Be-
triebsspannung nicht mehr mit ge-
nügend Solarenergie aufrecht erhal-
ten konnte, blieb ihr nichts anderes
übrig, als zu schlafen und alle Inst-
rumente abzuschalten.
Nun, da der Komet der Sonne aber

immer näher kommt, konnten dieWis-
senschaftler der ESA diese Woche er-
neut jubeln. Nach sieben Monaten
Winterschlaf war »Philae« wieder er-
wacht. Zwar dauerte der Kontakt nur
85 Sekunden, das reichte jedoch, um
denWissenschaftlernmitzuteilen,dass
»Philae« friert. Beiminus35Gradharrt
der Roboter nun weiter auf »Tschuri«
aus. Die Wissenschaftler wollen die
Raumsonde »Rosetta« nun neu aus-
richten, um besser mit »Philae« reden
zu können. Wer weiß, was sie nach ih-
rem Dornröschenschlaf alles berich-
ten wird. Vielleicht gibt es dann doch
noch ein Happy End im Märchen von
»Philae« und »Tschuri«.

So bequem hatte es »Philae« auf »Tschuri« vermutlich nicht. Foto:Fotolia/emuemu

Foto: dpa/EPA/Esa

Das Märchen
von »Philae«
Warum der Roboter einen Dornröschenschlaf brauchte

Das Märchen von
Roboterprinzessin
»Philae« und seinem
unbekannten Kometen
schien vorerst keine
klassische Liebesge-
schichte zu werden.
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Bangkok wolkig 36°
Buenos Aires sonnig 19°
Chicago wolkig 20°
Delhi heiter 43°
Dubai sonnig 40°
Havanna Gewitter 34°
Hongkong heiter 34°
Johannesburg sonnig 19°
Kairo sonnig 36°
Kapstadt Schauer 16°
Las Palmas wolkig 27°
Los Angeles sonnig 30°
Mexico City Schauer 25°
Miami sonnig 32°
Moskau Regen 18°
Nairobi Schauer 27°
New York Schauer 29°
Peking sonnig 35°
Rio de Janeiro Nebel 20°
San Francisco heiter 20°
Seoul heiter 31°
Singapur wolkig 33°
Sydney Schauer 15°
Tel Aviv sonnig 31°
Tokio wolkig 26°
Toronto wolkig 23°
Vancouver wolkig 23°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:42 Uhr SA
21:31 Uhr SU

05:03 Uhr MA
21:00 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute erwärmt sich die Luft am Tage bis auf 15 Grad. Dazu stellt sich
ein ausgewogenes Nebeneinander von Sonne und Wolken ein. Der Wind
weht schwach bis mäßig aus nordwestlichen Richtungen. In der Nacht
gibt es bei klarem Himmel fast keine Wolken, und die Temperaturen
 gehen auf Werte bis 7 Grad zurück.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
Erkältungsgefahr
Migräne
Niedriger Blutdruck

Gräser
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Sauerampfer
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Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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Bei einem Erdrutsch im Osten
Kongos sind mindestens 17 Men-
schen umgekommen. Mehrere
Menschen werden nach dem Un-
glück im Bezirk Mahagi nahe der
Grenze zu Uganda vermisst, wie
die Behörden am Montag mitteil-
ten. Unter den Opfern sollen Ar-
beiter sein, die in einer illegalen
Mine wertvolle Mineralien ab-
bauen wollten. Der Osten Kongos
ist reich an Mineralien wie Gold
oder Koltan, daher versuchen vie-
le Menschen ihr Glück mit der Su-
che in ungesicherten Erdlöchern.

Routenhinweise mit Akzent: Ar-
nold Schwarzenegger hat in den
USA einem Navigationssystem sei-
ne Stimme geliehen – als »Termi-
nator«. Wie in der Rolle des
Kampfroboters gibt er die »links«-
»rechts«-Hinweise und spart nicht
mit Kommentaren, wie die »USA
Today« am Montag meldete. »Let's
hit the road«, beginnt er mit öster-
reichischem Akzent und ergänzt
zuweilen: »Ich bin auf der Suche
nach Sarah Connor. Begleite
mich!«. Die Rolle als Maschinen-
mensch, der die Filmfigur Connor
töten sollte, war 1984 Schwarz-
eneggers Durchbruch.

In Nicaragua forderten schwere
Unwetter in den vergangenen bei-
den Wochen mindestens sechs Op-
fer. In elf der 17 Verwaltungsbe-
zirke seien Schäden durch Über-
flutungen registriert worden, teil-
te die Regierung am Sonntag mit.
Mehr als 35 000 Menschen seien
direkt betroffen. Bei den Todes-
opfern handelt es sich um zwei
Kinder im Alter von elf und zwölf
Jahren sowie um vier Jugendliche,
die ertranken oder von Blitzen ge-
troffen wurden. Landesweit wur-
den 7000 Häuser, zwölf Schulen,
ein Gesundheitszentrum und eine
Kirche zerstört.

Ein spektakulärer Brand hat im
westfranzösischen Nantes Teile ei-
ner Basilika aus dem 19. Jahr-
hundert zerstört. Rund 60 Feuer-
wehrleute mussten am Montag
ausrücken, um das Feuer im Dach-
gestühl zu löschen, wie die Feuer-
wehr mitteilte. Verletzt wurde nie-
mand. Der Brand wurde vermut-
lich durch Dichtungsarbeiten auf
dem Dach der Basilika Saint-Do-
natien ausgelöst. Das Feuerwar am
Vormittag gegen 10.45 Uhr ent-
deckt worden und gegen Mittag
wieder unter Kontrolle. Der hin-
tere Teil der Basilika wurde sehr
beschädigt, und ein Teil des Dach-
stuhls stürzte ein. Agenturen/nd

Foto: AFP/Georges Gobet

Königsplätze im
Kathmandu-Tal
wieder geöffnet
UNESCO hält Kulturstätten
nach wie vor für unsicher

Von Etienne Fontaine, Kathmandu

Ungeachtet aller Sicherheitsbe-
denken haben Nepals Behörden
die vom Erdbeben im April teil-
weise zerstörten historischen Stät-
ten im Kathmandu-Tal wieder für
den Tourismus geöffnet. Traditio-
nelle Tänze und Gesänge mar-
kierten am Montag die Wiederer-
öffnung des Durbar-Platzes (Kö-
nigsplatzes) in der alten Königs-
stadt Bhaktapur, gleichzeitig wur-
den die anderen Durbar-Plätze in
Kathmandu sowie in Patan wieder
für Besucher zugelassen. »Nepal ist
sicher, da können Sie unbesorgt
sein – das ist unsere Botschaft«,
sagte der Leiter der Archäologie-
Abteilung im Tourismusministeri-
um, Bhesh Narayan Dahal.
Beim schweren Erdbeben vor

sieben Wochen wurden mehr als
8700 Menschen getötet, noch heu-
te gibt es fast täglich Nachbeben.
Tausende Häuser sowie unzählige
Tempel und Statuen aus dem 12.
bis 18. Jahrhundert wurden be-
schädigt oder zerstört. Im Kath-
mandu-Tal befinden sich neben
den Durbar-Plätzen der Königs-
städte Kathmandu, Bhaktapur und
Patan vier weitere Kulturstätten,
die von der UNESCO als Weltkul-
turerbe geführt werden.
Vergeblich hatte die UNESCO

von einer vorschnellen Wiederer-
öffnung der Durbar-Plätze abge-
raten. »Die Gefahr ist immer noch
groß, dass Gebäude einstürzen«,
sagte ihr Leiter in Nepal, Christian
Manhart. »Auf demDurbar-Platz in
Kathmandu beispielsweise ist eine
ganze Fassade instabil, wir kön-
nen da keine Besucher entlang-
laufen lassen.« Tatsächlich müs-
sen Besucher des Durbar-Platzes
einem Trampelpfad zwischen Hin-
du-Tempeln und Palast folgen,
überall sind Warnhinweise ange-
bracht. Trümmer zeugen immer
noch von den Verheerungen des
Bebens vom 25. April.
Das Erdbeben der Stärke 7,8

zur Trekking-Hochsaison hat den
Tourismus des Himalaya-Staates
schwer getroffen. Dieser ist aber
für den Wiederaufbau des armen
Landes noch dringender nötig als
sonst. Deshalb bestehen die Be-
hörden darauf, alles für die nächs-
te Saison nach Ende der Regen-
zeit vorzubereiten. »Es ist nicht
verfrüht, die Plätze wiederzuer-
öffnen. Wir müssen für die nächs-
te Touristensaison im September
und November gewappnet sein«,
sagte der Ministeriumsvertreter
Dahal. »Wenn die Touristen den-
ken, dass Nepal sicher ist, werden
sie auch kommen«.
Ähnlich sieht es der niederlän-

dische Reisespezialist Bill Calder-
wood. Der Schritt sei eine »sehr
gute Botschaft an den Rest der
Welt, dass Nepal nach vorne
blickt«, sagt er. Sein britischer Kol-
lege Simon Watkinson ist skepti-
scher: »Die Wiedereröffnung der
Kulturstätten bringt nichts – so-
lange die Behörden anderer Län-
der vor Reisen nach Nepal war-
nen, werden sich die Touristen
nicht sicher fühlen.« AFP/nd


